7




Inhalt

. Warnow Kurier...........

. Radio Lohro ..............

. Ostseezeitung ...........

N

. Norddeutsche Neuste Nachrichten

L dPa

N

. Zwei Wochen Dienst.

. Land MV Service........

1
2
3
4
5. RBB Radio Zeitpunkte
6
7
8
9

. Europa MV .............

10. Twitter Schwesig ...

11. Landeszentrum MV .

12. Frauenseiten Bremen
13. europa-mv.de .........

14. Heise Newsticker ....

© © W~ o O Ul 1\

15. 180 grad-fm ...........
16. ZWD Info ...

17. Regierung-mv.de ....

18. dpa o,
19. article-wn.com ........

20. Landespresseportal

21. BMFSHJ ...

22. Riigenbote .............

23.SVZ i,

24. Focus ...

25. Abendblatt .............

26. Deutschlandradio Kultur

27. fm.com Nachrichten
28. NDR Aktuell, ...........

29. NDR online ..............

30. Antenne MV Radio

31. HRO News .............

32. Schweriner Volkszeitung

33. MV Zeitnah..............

34. Norddeutsche Neuste Nachrichten

35. Ostseezeitung .........
36. FOCUS ...vvvevrrcnane.

37. Neues Deutschland.

38. Junge Welt .............
39. Vernetzungsstelle ...

40. LAG Niedersachsen

41. t-online ...

42. Ostsee Zeitung .......

42. Ostsee Zeitung ......
43. Die Welt ...

wW W W W W W W W W w w NN NDNMNDNDMNDNNNNPRPEPRPRPRPRPRPPRPRPRRRER R~ B2
o uu b wNNPRPRRPRPPOOODOUVLDRMEDD WO OOWOWLDNO ULWVU NDNEREO

45

45.
46.
47.
48.
49.
50.
51
52.
53.
54.
55.
56.
57.
58.
59.
61.
62.
62.
63.
64.
65.
66.
67.
68.
69.
70.
71.
72.
73.
74.
75.
76.
77.
78.
79.
80.
81.
82.
. Aachener Zeitung
85.
Weitere Pressemitteilungen

83

Twitter BMFSFJ ....................

berlin.de Treptow

Kleve. de ...,

Emsvechtawelle

Roedinghausen.de ...............

Wuppertaler Rundschau ......

Vechte News ...,

Henstedt-Ulzburg.de .............
Kiezleben Charlottenburg ...

Tagesschau ....
Weserkurier ...,

Wiehl.de ........

Herzogenrath.de .................

viernheim24.de

FP.de e

Frauenpolitischer Dienst.........

borken.de.......cccoovevueunnnee.

steinfurt.de ...

Hessischer Rundfunk ...........

Lokalkompass Schwerte .......

Wouerselen.de

Wallenhorst.de .....................

Gescher Magazin
Reken-erleben.de ...............

Diekholzen.de

MV-Landesdienst .................

Landkreis Hildesheim ............

Kaufbeuren ...,
Dietzenbach.de

Lingen.de ....coonrenniens

Kaiserslautern

Landkreis Verden ................

Alfelder Zeitung

Win- Witten ...

Wochenblatt Regensburg .....

Zwei Wochen Dienst ...........
Rhede News ..

Emsland News ......................

(0017 {0 5 Yo T¥ PO

.37
.37

39

...40
.41
42
.42
.44

45
46

.46

46

.48
...49

51

51

51
52

.53

53
54
55

.57
...58
.59

61

.62
.62

64
66
66
68

.69
.70
w71

72

73

73

.75
.75

77

g7



1. Warnow Kurier

05.08.2015
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500 Gleichstellungsbeaufiragie in Hostock
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Presseresonanz zur 23. Bundeskonferenz

2. Radio Lohro

02.09.2015
http://www.lohro.de/fuer-eine-bessere-frauen-

politik/

02.09.2015) Das Rostocker Rathaus und das Hotel
Neptun in Warnemiinde sind ab dem Wochenende
Gastgeber fiir den Bundeskongress kommunaler Frau-
en- und Gleichstellungsbiiros. Zu der Veranstaltung
werden rund 400 TeilnehmerInnen erwartet.

Der Kongrel3 steht in diesem Jahr unter dem Motto:
Gleichstellungspolitik 3.0. Die einzelnen Diskussionen
und Vortrage widmen sich den Themen Cybermobbing,
dem Prostituiertenschutzgesetz, geschlechtergerechte
Arbeitszeiten und der Frage, ob das Gesundheitssystem
an Frauen verdient.

Erwartet werden zum Kongress die Bundesminis-
terin far Familie, Senioren, Frauen und Jugend,
Manuela Schwesig — die Ministerin fiir Arbeit, Gleichstel-
lung und Soziales des Landes Mecklenburg-Vorpommern,
Birgit Hesse und als Gastgeber Oberbilirgermeister Roland
Methling.
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Presseresonanz zur 23. Bundeskonferenz

3. Ostseezeitung 4. Norddeutsche Neuste Nachrichten
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5. RBB Radio Zeitpunkte

06.09.2015
http://www.kulturradio.de/programm/sendun-
gen/150906/zeitpunkte_magazin 1704.html

Gleichstellungsbeauftragte fordern SchutzmaBnahmen
Besonders gefahrdet: Frauen auf der Flucht

Ein Gesprach mit Susanne L&b, Sprecherin der Bundes-
konferenz der kommunalen Gleichstellungsbeauftragten
An diesem Wochenende tagt die Bundesarbeitsgemein-
schaft der Gleichstellungsbeauftragten in Rostock. Unter
anderem beschaftigen sie sich auch mit den spezifischen
Bedurfnissen von Frauen auf der Flucht.
Denn weibliche Fliichtlinge sind besonders gefahrdet,
wenn sie ihre Heimat verlassen mussen. Die Gleichstel-
lungsbeauftragten stellen konkrete Forderungen an die
Politik, dazu zahlen:
- Spezielle psychotherapeutische Hilfsangebote
fur traumatisierte Frauen und Méadchen
- Schulungen fiir Betreuungspersonen in den Unterkiinften
- Weibliche Ansprechpartnerinnen und weibliche Dol-
metscher flr Frauen
- AbschlieBbare Radume und Unterkiinfte
- Geschlechtergetrennte Sanitaranlagen
- Angemessener und geschiitzter Wohnraum fiir
alleinreisende Frauen mit Kindern

Radiobeitrag: Interview mit Susanne Lob
http://www.kulturradio.de/programm/sendun-

gen/150906/zeitpunkte_magazin_1704.html

Deutschlandradio Kultur Audio und Text
http.//www.deutschlandradio.de/text-und-audio-
suche.287.de.html?search%5Bsubmit%5D=1&se-
arch%5Bword%5D=Gleichstellung

Presseresonanz zur 23. Bundeskonferenz

6. dpa

06.09.2015 18:30
Gesellschaft,Familie;Mecklenburg-Vorpom-
mern,;Frauen;

Vorausmeldung

Konferenz: Internet dndert Arbeit der Gleichstel-
lungsbeauftragten

Rostock (dpa/mv) - Mehr als 400 kommunale Frauen-
und Gleichstellungsbeauftragten aus ganz Deutschland
treffen sich am Montag (10.00 Uhr) in Rostock zu ihrer
23. Bundeskonferenz. Zwei Tage soll es unter dem
Motto «Gleichstellungspolitik 3.0» hauptsachlich um die
Veranderungen ihrer Arbeit und die vollig neuen Her-
ausforderungen gehen, die das Internetzeitalter mit sich
bringt. So verzeichnen die Gleichstellungsbeauftragten
eine starke Zunahme beim sogenannten Cybermobbing.
Dabei handelt es sich um Angriffe, Beleidigungen oder
Bedrohungen beispielsweise in sozialen Netzwerken. Bei
einer EU-weiten Befragung unter 42 000 Frauen hatten 20
Prozent der 18- bis 29-jahrigen angegeben, schon Opfer
von Online-Beldstigung geworden zu sein. Zur Tagung
werden Bundesfamilienministerin Manuela Schwesig und
Landessozialministerin Birgit Hesse (beide SPD) erwartet.
# dpa-Notizblock

## Internet

7. Zwei Wochen Dienst

07.09.2015
http.//www.zwd.info/?cat=5&group_id=103

23. BUKO DER KOMMUNALEN FRAUEN- UND GLEICH-
STELLUNGSBEAUFTRAGTEN

Gleichstellungspolitik 3.0: Mittel aus Betreuungsgeld
fiir Gesetz zur Familienarbeitszeit verwenden

- Frauen- und Gleichstellungsbiiros benétigen drin-
gend bessere Rahmenbedingungen

- Situation von Fliichtlingsfrauen im Fokus

- Rentensystem muss grundlegend reformiert werden

zwd Rostock-Warnemdiinde (sv). Die Delegierten der 23.
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Bundeskonferenz der kommunalen Frauen- und Gleich-
stellungsbeauftragten fordern die Bundesregierung dazu
auf, die frei werdenden Mittel aus dem Betreuungsgeld
fur ein Gesetz zur Familienarbeitszeit und den Ausbau
der Kitaplatze einzusetzen. Es sei ein Unding, dass
Bundesfinanzminister Wolfgang Schauble (CDU) mit
den frei werdenden Geldern Haushaltslécher stopfen
wolle. So sehe keine moderne Familienpolitik aus. 370
Teilnehmerinnen aus ganz Deutschland diskutieren am
Montag und Dienstag in Rostock-Warnemiinde unter
dem Motto ,Gleichstellungspolitik 3.0: Fiir eine bessere
Zukunft!” sowohl Uber neue, zukunftsorientierte Themen
als auch Uber frauenpolitische ,Dauerbrenner”.

8. Land MV Service

07.09.2015
http://www.service.m-v.de/cms/DLP_prod/DLP.
Startseite/index.jsp?pid=105721

Hesse: Vereinbarkeit von Arbeit und Privatleben setzt
Gleichstellung voraus

07.09.2015 - 087

Gleichstellungsministerin Birgit Hesse hat am Montag
auf der Bundeskonferenz der kommunalen Gleichstel-
lungsbeauftragten in Rostock auf die Notwendigkeit der
Gleichstellung von Méannern und Frauen hingewiesen.
“Wer eine moderne Gesellschaft und eine moderne
Gesellschaftspolitik will, der kommt um das Thema
Gleichstellung nicht herum und der kommt um die
Gleichstellungsbeauftragten nicht herum”, sagte Hesse
vor rund 370 aus ganz Deutschland angereisten kommu-
nalen Frauen- und Gleichstellungsbeauftragten.

Gleichzeitig machte die Ministerin deutlich, dass sowohl
Gleichstellung als auch die bessere Vereinbarkeit von
Erwerbs- und Privatleben Schwerpunkte der Landes-
regierung sind. Das zeige sich auch in der aktuellen
Forderperiode des Europaischen Sozialfonds (ESF). ,Wir
fordern aus ESF-Mitteln verstarkt Projekte, die sich mit
diesem Thema auseinandersetzen, es vorantreiben, es
in die Offentlichkeit tragen. Bis 2020 stehen dafiir 13
Millionen Euro zur Verfligung”, so Hesse.

Presseresonanz zur 23. Bundeskonferenz

Eine bessere Vereinbarkeit zwischen verschiedenen
Lebensbereichen setzt nach Ansicht der Ministerin die
Gleichstellung voraus. Dies kdnne nicht allein durch Ge-
setze und Verordnungen geschehen. Sie kdnnten zwar
helfen, entscheidend sei jedoch die Einstellung jedes
Einzelnen. ,Es muss klar sein: Vereinbarkeit geht alle an -
Manner und Frauen, Arbeitgeber und Beschéftigte, Jung
und Alt", sagte Hesse. ,Und von Vereinbarkeit profitieren
alle. Wer es seinen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern
ermdglicht, ihre Arbeitszeiten mit ihren verschiedenen
Lebensphasen in Einklang zu bringen, der wird zufrie-
dene und motivierte Beschaftigte haben und diese auch
langerfristig binden kénnen.”

9. Europa MV

07.09.2015
http://www.europa-mv.de/cms2/Europamv_prod,
Europamv/de/start/index.jsp?&pid=105687

Hesse: Vereinbarkeit von Arbeit und Privatleben setzt
Gleichstellung voraus

07.09.2015 - 087

Gleichstellungsministerin Birgit Hesse hat am Montag
auf der Bundeskonferenz der kommunalen Gleichstel-
lungsbeauftragten in Rostock auf die Notwendigkeit der
Gleichstellung von Mannern und Frauen hingewiesen.
Wer eine moderne Gesellschaft und eine moderne
Gesellschaftspolitik will, der kommt um das Thema
Gleichstellung nicht herum und der kommt um die
Gleichstellungsbeauftragten nicht herum”, sagte Hesse
vor rund 370 aus ganz Deutschland angereisten kommu-
nalen Frauen- und Gleichstellungsbeauftragten.

Gleichzeitig machte die Ministerin deutlich, dass sowohl
Gleichstellung als auch die bessere Vereinbarkeit von
Erwerbs- und Privatleben Schwerpunkte der Landes-
regierung sind. Das zeige sich auch in der aktuellen
Forderperiode des Europaischen Sozialfonds (ESF). ,Wir
fordern aus ESF-Mitteln verstarkt Projekte, die sich mit
diesem Thema auseinandersetzen, es vorantreiben, es
in die Offentlichkeit tragen. Bis 2020 stehen dafiir 13
Millionen Euro zur Verfligung”, so Hesse.
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Presseresonanz zur 23. Bundeskonferenz

Eine bessere Vereinbarkeit zwischen verschiedenen
Lebensbereichen setzt nach Ansicht der Ministerin die
Gleichstellung voraus. Dies kénne nicht allein durch Ge-
setze und Verordnungen geschehen. Sie konnten zwar
helfen, entscheidend sei jedoch die Einstellung jedes
Einzelnen. ,Es muss klar sein: Vereinbarkeit geht alle an -
Manner und Frauen, Arbeitgeber und Beschéftigte, Jung
und Alt", sagte Hesse. ,Und von Vereinbarkeit profitieren
alle. Wer es seinen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern
ermdglicht, ihre Arbeitszeiten mit ihren verschiedenen
Lebensphasen in Einklang zu bringen, der wird zufrie-
dene und motivierte Beschaftigte haben und diese auch
langerfristig binden kdnnen.”

10. Twitter Schwesig

07.09.2015
https://twitter.com/manuelaschwesig/sta-

tus/640819498610728961
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11. Landeszentrum MV

07.09.2015
http://www.landeszentrum-mv.de/index.ph-

p?id=51&tx_news_pil[news]=70&tx_news_pil[day-

[=7&tx_news pil[month]=9&tx _news pil[ye-

ar]=20158cHash=b9622c019b42f5a9792del7a-
c47ec0a?

Ministerin Hesse: Vereinbarkeit von Arbeits- und
Privatleben setzt Gleichstellung voraus

07.09.2015

Bundeskonferenz der kommunalen Gleichstellungsbe-
auftragten in Rostock

Gleichstellungsministerin Birgit Hesse hat am 7. Sep-
tember auf der Bundeskonferenz der kommunalen
Gleichstellungsbeauftragten in Rostock auf die Not-
wendigkeit der Gleichstellung von Mannern und Frauen
hingewiesen. ,Wer eine moderne Gesellschaft und eine
moderne Gesellschaftspolitik will, der kommt um das
Thema Gleichstellung nicht herum und der kommt um
die Gleichstellungsbeauftragten nicht herum”, sagte
Hesse vor rund 370 aus ganz Deutschland angereisten
kommunalen Frauen- und Gleichstellungsbeauftragten.

Gleichzeitig machte die Ministerin deutlich, dass sowohl
Gleichstellung als auch die bessere Vereinbarkeit von
Erwerbs- und Privatleben Schwerpunkte der Landes-
regierung sind. Das zeige sich auch in der aktuellen
Forderperiode des Europaischen Sozialfonds (ESF). ,Wir
fordern aus ESF-Mitteln verstarkt Projekte, die sich mit
diesem Thema auseinandersetzen, es vorantreiben, es
in die Offentlichkeit tragen. Bis 2020 stehen dafiir 13
Millionen Euro zur Verfligung”, so Hesse.

Eine bessere Vereinbarkeit zwischen verschiedenen
Lebensbereichen setzt nach Ansicht der Ministerin die
Gleichstellung voraus. Dies kdnne nicht allein durch Ge-
setze und Verordnungen geschehen. Sie kénnten zwar
helfen, entscheidend sei jedoch die Einstellung jedes
Einzelnen. ,Es muss klar sein: Vereinbarkeit geht alle an -
Manner und Frauen, Arbeitgeber und Beschéftigte, Jung
und Alt", sagte Hesse. ,Und von Vereinbarkeit profitieren
alle. Wer es seinen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern

Presseresonanz zur 23. Bundeskonferenz

ermoglicht, ihre Arbeitszeiten mit ihren verschiedenen
Lebensphasen in Einklang zu bringen, der wird zufrie-
dene und motivierte Beschaftigte haben und diese auch
langerfristig binden kénnen.”

Quelle: Ministerium fiir Arbeit, Gleichstellung und

Soziales M-V, Pressemitteilung vom 7. September
2015.

12. Frauenseiten Bremen

07.09.2015
http://frauenseiten.bremen.de/termine/bundes-

konferenz-gleichstellungspolitik-3-0

23. Bundeskonferenz der kommunalen Frauen- und Gleich-
stellungsbeauftragten und frauenpolitisch Interessierten

Auch Gleichstellungpolitik unterliegt den gesellschaftli-
chen Veranderungen. Gleichstellung 3.0 bedeutet, sich
mit neuen, zukunftsorientierten Themen zu befassen, z.B.
der globalen Digitalisierung und ihren Auswirkungen auf
Frauen und Ménner.

Gleichstellungspolitik 3.0 heilit aber auch, sich immer
wieder mit den eigentlich seit Jahrzehnten bekannten The-
men in ihrer aktuellen Entwicklung auseinanderzusetzen.
Gleichstellungspolitik 3.0: Nimmt neuere Form von Ge-
walt, das Cybermobbing, in den Fokus. Cybermobbing,
das sind verbale Angriffe, Beleidigungen, Anfeindungen
und Bedrohungen z.B. in sozialen Netzwerken, die sich
vor allem gegen Madchen und Frauen richten. Bei einer
EU-weiten Befragung von 42.000 Frauen gaben 20 % der
18 bis 29jdhrigen an, schon mal Opfer von online-Be-
lastigung geworden zu sein. Laut dieser Untersuchung
betrifft das jede 5. Frau. Es besteht also dringender
Handlungsbedarf.

Gleichstellungspolitik 3.0: Bedeutet Uiber neue Arbeits-
zeiten fr Vater und Mutter nachzudenken. Immer mehr
Vater wollen weniger arbeiten, sie wollen mehr Zeit mit
ihrer Familie verbringen. Nur wenige Arbeitgeber haben
darauf bisher entsprechend reagiert und sehen immer
noch lieber die Frauen in Eltern- und Teilzeit. Doch auch
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Frauen lehnen zunehmend dieses Modell fir sich ab,
denn es bedeutet haufig den Verlust ihrer langjahrig
erworbenen Qualifikation, im Alter eine schlechte Rente
und in vielen Fallen sogar die Altersarmut. Es ist Zeit
fur neue geschlechtergerechte Arbeitszeiten fiir Frauen
und Manner.

Einladung: VA_07.09. Einladung_PK Buko neu
Mehr zu Anmeldung, Programm u. s. w.

ACHTUNG: Aus aktuellem Anlass wurde die Pressekonfe-
renz auf Montag, den 7.9. 2015 vorgezogen. Der bisher
angekiindigte Termin, Dienstag 8.9. entfallt !

13. europa-mv.de

07.09.2015
http://www.europa-mv.de/cms2/Europamv_prod
Europamv/de/start/index.jsp?&pid=105687

Hesse: Vereinbarkeit von Arbeit und Privatleben setzt
Gleichstellung voraus

07.09.2015 - 087

Gleichstellungsministerin Birgit Hesse hat am Montag
auf der Bundeskonferenz der kommunalen Gleichstel-
lungsbeauftragten in Rostock auf die Notwendigkeit der
Gleichstellung von Méannern und Frauen hingewiesen.
.Wer eine moderne Gesellschaft und eine moderne
Gesellschaftspolitik will, der kommt um das Thema
Gleichstellung nicht herum und der kommt um die
Gleichstellungsbeauftragten nicht herum”, sagte Hesse
vor rund 370 aus ganz Deutschland angereisten kommu-
nalen Frauen- und Gleichstellungsbeauftragten.

Gleichzeitig machte die Ministerin deutlich, dass sowohl
Gleichstellung als auch die bessere Vereinbarkeit von
Erwerbs- und Privatleben Schwerpunkte der Landes-
regierung sind. Das zeige sich auch in der aktuellen
Forderperiode des Europaischen Sozialfonds (ESF). ,Wir
fordern aus ESF-Mitteln verstarkt Projekte, die sich mit
diesem Thema auseinandersetzen, es vorantreiben, es
in die Offentlichkeit tragen. Bis 2020 stehen dafir 13
Millionen Euro zur Verfligung”, so Hesse.

Presseresonanz zur 23. Bundeskonferenz

Eine bessere Vereinbarkeit zwischen verschiedenen
Lebensbereichen setzt nach Ansicht der Ministerin die
Gleichstellung voraus. Dies kdnne nicht allein durch Ge-
setze und Verordnungen geschehen. Sie kénnten zwar
helfen, entscheidend sei jedoch die Einstellung jedes
Einzelnen. ,Es muss klar sein: Vereinbarkeit geht alle an -
Manner und Frauen, Arbeitgeber und Beschéftigte, Jung
und Alt”, sagte Hesse. ,Und von Vereinbarkeit profitieren
alle. Wer es seinen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern
ermdglicht, ihre Arbeitszeiten mit ihren verschiedenen
Lebensphasen in Einklang zu bringen, der wird zufrie-
dene und motivierte Beschaftigte haben und diese auch
langerfristig binden kénnen.”

14. Heise Newsticker

07.09.2015
http://www.heise.de/newsticker/meldung/Inter-

net-aendert-Arbeit-der-Gleichstellungsbeauftrag-
ten-2806706.html

Internet andert Arbeit der Gleichstellungsbeauftragten
07.09.2015 09:02 Uhr

Gleich-
Stellung

(Bild: dpa)

Das Internet hat in den vergangenen Jahren die Ge-
sellschaft massiv verandert. Davon blieb die Arbeit
der Gleichstellungsbeauftragten nicht verschont. Eine
Konferenz in Rostock will sich mit den Konsequenzen
beschéftigen.

Mehr als 400 kommunale Frauen- und Gleichstellungs-
beauftragte aus ganz Deutschland treffen sich an diesem
Montag in Rostock zu ihrer 23. Bundeskonferenz. Zwei
Tage soll es unter dem Motto ,Gleichstellungspolitik
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3.0" hauptsachlich um die Verdanderungen ihrer Arbeit
und die vollig neuen Herausforderungen gehen, die das
Internetzeitalter mit sich bringt.

So verzeichnen die Gleichstellungsbeauftragten eine
starke Zunahme beim sogenannten Cybermobbing. Bei
einer EU-weiten Befragung unter 42.000 Frauen hatten 20
Prozent der 18- bis 29-jahrigen angegeben, schon Opfer
von Online-Beldstigung geworden zu sein. Zur Tagung
werden Bundesfamilienministerin Manuela Schwesig und
Landessozialministerin Birgit Hesse (beide SPD) erwartet.
Gerechte Arbeitszeiten flr Frauen und Manner
Gleichstellungspolitik 3.0 bedeute aber auch, tiber neue
Arbeitszeiten fir Vater und Mitter nachzudenken. Es sei
Zeit fir geschlechtergerechte Arbeitszeiten fiir Frauen
und Manner. Immer mehr Vater wollten weniger arbeiten,
daflir aber mehr Zeit mit ihren Familien verbringen, hief3
es. Nur wenige Arbeitgeber hatten bisher entsprechend
reagiert und séhen immer noch lieber die Frauen in El-
tern- und Teilzeit, hieB es. Damit stie3en sie aber auch
zunehmend bei Frauen auf Widerstand.

Gleichzeitig werde es um die angestammten Themen
der Gleichstellungsbeauftragten gehen. So sollen die
traditionell weiblichen Berufe aufgewertet werden. Es
sei nicht nachzuvollziehen, warum gerade die Berufe, in
denen es um die Erziehung oder Pflege von Menschen
geht, schlechter bewertet und bezahlt werden als bei-
spielsweise technische Berufe. (dpa) / (anw)

15. 180 grad-fm

07.09.2015
http://www.180grad-fm.com/nachrichten/rostock,

bundeskongress-der-gleichstellungsbeauftragten.
html

Bundeskongress der Gleichstellungsbeauftragten

400 Gleichstellungsbeauftragte zum
Bundeskongress in Rostock-Warnemiinde

Zum 23. Bundeskongress kommunaler Frauen- und
Gleichstellungsbiiros haben Oberbiirgermeister Roland
Methling und Gleichstellungsbeauftragte Brigitte Thielk

Presseresonanz zur 23. Bundeskonferenz

Gleichstellungsbeauftragte aus dem gesamten Bundes-
gebiet nach Rostock eingeladen. Rund 400 kommunale
Gleichstellungsbeauftragte werden am Kongress teilneh-
men. ,Ich freue mich Gber die groBe Resonanz.

Warneminde - Bundeskongress
Bundeskonferenz der kommunalen Gleichstellungsbeauftragten (Foto: SM)

Es zeigt mir, dass frauenpolitische Themen einen wichtigen
Stellenwert in der Kommunalpolitik einnehmen”, sagte
Oberbiirgermeister Roland Methling. Die Tagung beginnt
mit dem Empfang der Hansestadt Rostock am Sonntag, den
6. September um 18 Uhr im Rostocker Rathaus und geht
am 7. und 8. September im Hotel-Neptun weiter. Unter
dem Motto ,Gleichstellungspolitik 3.0.” sind am Montag
und Dienstag Vortrage und Foren zu aktuellen frauen- und
gleichstellungspolitischen Fragestellungen geplant. Die
Themen reichen von Cybermobbing, dem Prostituierten-
schutzgesetz, geschlechtergerechte Arbeitszeiten und
der Frage, ob das Gesundheitssystem an Frauen verdient.
Erwartet werden zum Kongress die Bundesministerin fiir
Familie, Senioren, Frauen und Jugend, Manuela Schwesig
sowie die Ministerin fir Arbeit, Gleichstellung und Sozia-
les des Landes Mecklenburg-Vorpommern, Birgit Hesse.

.Der Landesfrauenrat MV e.V. fordert ein gleichstellungs-
politisches Programm, um konkrete Gleichstellungsziele
ressortiibergreifend und interdisziplindr zu vereinbaren”,
sagte die Rostocker Gleichstellungsbeauftragte Brigitte
Thielk. ,Moderne Gleichstellungspolitik muss in alle
Politikbereiche wirken und die Gleichstellung von Frau-
en und Mannern als Querschnittsthema denken und
behandeln.” Zudem fordern die Frauenpolitikerinnen
eine wirksamere Bekampfung von Gewalt gegen Frau-
en, geschlechterneutrale Bildung von Anfang an, mehr
Anstrengungen zu unternehmen, die Vereinbarkeit von
Erwerbs- und Privatleben von Frauen und Mannern zu
verbessern, Gender und Gesundheit starker in den Blick
zu nehmen, Geschlechtergerechtigkeit in der Arbeitswelt,
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Mobilitat in landlichen Raumen zur Gewahrleistung von
Gleichstellung zu verbessern, Geschlechtergerechtigkeit
im Ehrenamt zu unterstitzen und Armut von Frauen
und Méannern durch MaBnahmen zu bekdampfen. Zu-
dem appellierte Brigitte Thielk an die Landesregierung,
Einfluss darauf zu nehmen, dass bei der Neuregelung
des Landerfinanzausgleichs nach 2019 geprift wird,
ein System zu schaffen, in dem ein Teil der Abgaben
der einzelnen Bundesldnder fiir die Kinderbetreuung
als Abzug ,vorgeschaltet” werden. ,Wir missen Anrei-
ze fir die Lander schaffen, mehr in die Kinderbetreu-
ung zu investieren”, so die Gleichstellungsbeauftragte.

Der Kongress wird von der Bundesarbeitsgemeinschaft
kommunaler Frauen- und Gleichstellungsbiiros regelmaBig
in unterschiedlichen Stadten durchgefihrt, zuletzt 2014
in Potsdam. In der Bundesarbeitsgemeinschaft haben
sich weibliche, hauptamtliche, kommunale Frauen- und
Gleichstellungsbeauftragte zusammengeschlossen, um
die Interessen von Frauen auf Bundesebene zu vertreten.

Weitere Informationen unter www.frauenbeauftragte.de

Ministerin Birigit Hesse: Vereinbarkeit von Ar-
beit und Privatleben setzt Gleichstellung voraus

Gleichstellungsministerin Birgit Hesse hat am Montag
auf der Bundeskonferenz der kommunalen Gleichstel-
lungsbeauftragten in Rostock auf die Notwendigkeit der
Gleichstellung von Mannern und Frauen hingewiesen.
.Wer eine moderne Gesellschaft und eine moderne
Gesellschaftspolitik will, der kommt um das Thema
Gleichstellung nicht herum und der kommt um die
Gleichstellungsbeauftragten nicht herum”, sagte Hesse
vor rund 370 aus ganz Deutschland angereisten kom-
munalen Frauen- und Gleichstellungsbeauftragten.

Gleichzeitig machte die Ministerin deutlich, dass sowohl
Gleichstellung als auch die bessere Vereinbarkeit von
Erwerbs- und Privatleben Schwerpunkte der Landes-
regierung sind. Das zeige sich auch in der aktuellen
Forderperiode des Europaischen Sozialfonds (ESF).
Wir fordern aus ESF-Mitteln verstarkt Projekte, die
sich mit diesem Thema auseinandersetzen, es voran-
treiben, es in die Offentlichkeit tragen. Bis 2020 stehen

Presseresonanz zur 23. Bundeskonferenz

dafiir 13 Millionen Euro zur Verfiigung”, so Hesse.

Eine bessere Vereinbarkeit zwischen verschiedenen
Lebensbereichen setzt nach Ansicht der Ministerin die
Gleichstellung voraus. Dies kdnne nicht allein durch Ge-
setze und Verordnungen geschehen. Sie kénnten zwar
helfen, entscheidend sei jedoch die Einstellung jedes
Einzelnen. ,Es muss klar sein: Vereinbarkeit geht alle an -
Manner und Frauen, Arbeitgeber und Beschéftigte, Jung
und Alt”, sagte Hesse. ,Und von Vereinbarkeit profitieren
alle. Wer es seinen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern
ermdglicht, ihre Arbeitszeiten mit ihren verschiedenen
Lebensphasen in Einklang zu bringen, der wird zufrie-
dene und motivierte Beschaftigte haben und diese auch
langerfristig binden kénnen.”

16. ZWD Info

07.09.2015
twitter

zwd_Frauen|@zwd_Frauen 7. Sep.
#23. BUKO DER #GLEICHSTELLUNGSBEAUFTRAGTEN Mittel
aus #Betreuungsgeld fiir Gesetz zur #Familienarbeitszeit

verwenden http://www.frauen.zwd.info

https://twitter.com/manuelaschwesig/sta-
tus/640819498610728961

Manuela Schwesig@ManuelaSchwesig 7. September

#Frauenpower auf der Bundeskonferenz der kommunalen

#Gleichstellungsbeauftragten in #Rostock. #Gleichstel-
lung3.0
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17. Regierung-mv.de

07.09.2015
http://www.regierung-mv.de/cms2/Regierungs-

portal prod/Regierungsportal/de/sm/index.
[sp?&pid=105686

Hesse: Vereinbarkeit von Arbeit und Privatleben setzt
Gleichstellung voraus

Bundeskonferenz der kommunalen Gleichstellungsbe-

auftragten

Nr. 087-07.09.2015-SM-Ministerium fir Arbeit, Gleich-
stellung und Soziales

Gleichstellungsministerin Birgit Hesse hat am Montag
auf der Bundeskonferenz der kommunalen Gleichstel-
lungsbeauftragten in Rostock auf die Notwendigkeit der
Gleichstellung von Mannern und Frauen hingewiesen.
.Wer eine moderne Gesellschaft und eine moderne
Gesellschaftspolitik will, der kommt um das Thema
Gleichstellung nicht herum und der kommt um die
Gleichstellungsbeauftragten nicht herum”, sagte Hesse
vor rund 370 aus ganz Deutschland angereisten kommu-
nalen Frauen- und Gleichstellungsbeauftragten.

Gleichzeitig machte die Ministerin deutlich, dass sowohl
Gleichstellung als auch die bessere Vereinbarkeit von
Erwerbs- und Privatleben Schwerpunkte der Landes-
regierung sind. Das zeige sich auch in der aktuellen
Forderperiode des Europdischen Sozialfonds (ESF). ,Wir
fordern aus ESF-Mitteln verstarkt Projekte, die sich mit

Presseresonanz zur 23. Bundeskonferenz

diesem Thema auseinandersetzen, es vorantreiben, es
in die Offentlichkeit tragen. Bis 2020 stehen dafiir 13
Millionen Euro zur Verfligung”, so Hesse.

Eine bessere Vereinbarkeit zwischen verschiedenen
Lebensbereichen setzt nach Ansicht der Ministerin die
Gleichstellung voraus. Dies kdnne nicht allein durch Ge-
setze und Verordnungen geschehen. Sie kdnnten zwar
helfen, entscheidend sei jedoch die Einstellung jedes
Einzelnen. ,Es muss klar sein: Vereinbarkeit geht alle an -
Manner und Frauen, Arbeitgeber und Beschaftigte, Jung
und Alt", sagte Hesse. ,Und von Vereinbarkeit profitieren
alle. Wer es seinen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern
ermoglicht, ihre Arbeitszeiten mit ihren verschiedenen
Lebensphasen in Einklang zu bringen, der wird zufrie-
dene und motivierte Beschaftigte haben und diese auch
langerfristig binden kénnen.”

18. dpa

07.09.2015
MV-Landesdienst: Kommunen;Gesellschaft;Frauen;

Forderung nach Bundesgesetz flir kommunale Gleich-
stellungsbeauftragte

Rostock (dpa) - Die Arbeit kommunaler Gleichstellungs-
beauftragter sollte in einem Bundesgesetz oder einer
verbindlichen Rahmenrichtlinie geregelt werden. Das
hat die Bundeskonferenz der kommunalen Frauen- und
Gleichstellungsbeauftragten am Montag in Rostock
gefordert. Grund dafir sei, dass einige Bundeslander
keine Verpflichtung zur Einrichtung dieser Stellen séhen,
sagte Beate Ebeling, Sprecherin der Bundesarbeitsge-
meinschaft Kommunaler Frauenbiiros. In diesem Gesetz
muisse beispielsweise geregelt sein, dass Kommunen ab
einer GréBe von 10 000 oder 20 000 Einwohnern solche
Stellen einrichten muissen. Bundesweit gebe es rund
1900 kommunale Gleichstellungsbeauftragte, davon
900 hauptamtlich.

# dpa-Notizblock

07.09.2015 05:00

Gesellschaft;Familie;Mecklenburg-Vorpommern;Frauen;
Zusammenfassung
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Konferenz: Internet andert Arbeit der Gleichstellungs-
beauftragten

Foto - Archiv

Das Internet hat in den vergangenen Jahren die Ge-
sellschaft massiv verandert. Davon blieb die Arbeit der
Gleichstellungsbeauftragten nicht verschont. Eine Konfe-
renz in Rostock beschaftigt sich mit den Konsequenzen.
Rostock (dpa/mv) - Mehr als 400 kommunale Frauen-
und Gleichstellungsbeauftragten aus ganz Deutschland
treffen sich am Montag (10.00 Uhr) in Rostock zu ihrer
23. Bundeskonferenz. Zwei Tage soll es unter dem
Motto «Gleichstellungspolitik 3.0» hauptsachlich um
die Veranderungen ihrer Arbeit und die vollig neuen
Herausforderungen gehen, die das Internetzeitalter mit
sich bringt.

So verzeichnen die Gleichstellungsbeauftragten eine
starke Zunahme beim sogenannten Cybermobbing.
Dabei handelt es sich um Angriffe, Beleidigungen oder
Bedrohungen beispielsweise in sozialen Netzwerken. Bei
einer EU-weiten Befragung unter 42 000 Frauen hatten 20
Prozent der 18- bis 29-jahrigen angegeben, schon Opfer
von Online-Belastigung geworden zu sein. Zur Tagung
werden Bundesfamilienministerin Manuela Schwesig und
Landessozialministerin Birgit Hesse (beide SPD) erwartet.
Gleichstellungspolitik 3.0 bedeute aber auch, tiber neue
Arbeitszeiten flr Vater und Mutter nachzudenken. Es sei
Zeit fir geschlechtergerechte Arbeitszeiten fiir Frauen
und Manner. Immer mehr Vater wollten weniger arbeiten,
daflir aber mehr Zeit mit ihren Familien verbringen, hief3
es. Nur wenige Arbeitgeber hatten bisher entsprechend
reagiert und séhen immer noch lieber die Frauen in El-
tern- und Teilzeit, hie3 es. Damit stieBen sie aber auch
zunehmend bei Frauen auf Widerstand.

Gleichzeitig werde es um die angestammten Themen
der Gleichstellungsbeauftragten gehen. So sollen die
traditionell weiblichen Berufen aufgewertet werden. Es
sei nicht nachzuvollziehen, warum gerade die Berufe, in
denen es um die Erziehung oder Pflege von Menschen
geht, schlechter bewertet und bezahlt werden als bei-
spielsweise technische Berufe.

Presseresonanz zur 23. Bundeskonferenz

# dpa-Notizblock

## Internet

[Konferenz] (http://frauenbeauftragte.pekan.de/bundes-
konferenzen/23-bundeskonferenz-2015-rostock-war-
nemuende/)

07.09.2015 12:00

Gesellschaft;Mecklenburg-Vorpommern;Frauen;

Meldung

Forderung nach Bundesgesetz fiir kommunale Gleich-
stellungsbeauftragte

Foto - Archiv

Rostock (dpa/mv) - Die Arbeit kommunaler Gleichstel-
lungsbeauftragter sollte in einem Bundesgesetz oder in
einer verbindlichen Rahmenrichtlinie geregelt werden.
Das hat die Bundeskonferenz der kommunalen Frauen-
und Gleichstellungsbeauftragten am Montag in Rostock
gefordert. Grund dafir sei, dass einige Bundeslander
keine Verpflichtung zur Einrichtung dieser Stellen sehen.
Bundesweit gibt es den Angaben zufolge rund 1900
kommunale Gleichstellungsbeauftragte, 900 davon
hauptamtlich. Allerdings seien viele Stellen nicht mit den
notwendigen Ressourcen ausgestattet. Oft gebe es keine
Mitarbeiterin oder unterstltzende Verwaltungskraft, die
Gehalts-Eingruppierung sei unterirdisch.

# dpa-Notizblock

07.09.2015 15:04

Gesellschaft;Mecklenburg-Vorpommern;Frauen;

Zusammenfassung

Forderung nach Bundesgesetz flir kommunale Gleich-
stellungsbeauftragte

Die Gleichstellung von Frauen und Mannern ist in der
Verfassung verankert. Doch die gesellschaftliche Realitat
hinkt noch weit hinterher. Es gibt noch viel zu tun fur
Gleichstellungsbeauftragte.
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Rostock (dpa/mv) - Die Arbeit kommunaler Gleichstel-
lungsbeauftragter sollte in einem Bundesgesetz oder
einer verbindlichen Rahmenrichtlinie geregelt werden.
Das hat die Bundeskonferenz der kommunalen Frauen-
und Gleichstellungsbeauftragten am Montag in Rostock
gefordert. Grund dafir sei, dass einige Bundeslander
keine Verpflichtung zur Einrichtung dieser Stellen sehen,
sagte Beate Ebeling, Sprecherin der Bundesarbeitsge-
meinschaft Kommunaler Frauenbiiros. In diesem Gesetz
musse beispielsweise geregelt sein, dass Kommunen ab
einer GroBe von 10 000 oder 20 000 Einwohnern solche
Stellen einrichten missen.

Wie Ebeling weiter sagte, gibt es etwa flr die Kommu-
nen in Baden-Wurttemberg keine gesetzlich verankerte
Verpflichtung. In Niedersachsen sei nach diversen Ande-
rungen der Vorgaben die Zahl der Beauftragten von 120
auf nunmehr rund 50 gesunken. Von diesen arbeiteten
nur 28 in Vollzeit, die anderen seien mit zusatzlichen
Aufgaben betreut.

Bundesweit gebe es rund 1900 kommunale Gleichstel-
lungsbeauftragte, 900 davon hauptamtlich. Aber viele
Stellen seien nicht mit den notwendigen Ressourcen
ausgestattet. Oft gebe es keine Mitarbeiterin oder un-
terstlitzende Verwaltungskraft, die Gehalts-Eingruppie-
rung sei unterirdisch. Es sei davon auszugehen, dass es
bundesweit mehrere Kommunen gibt, in denen es gar
keine Gleichstellungsbeauftragte gibt.

Die Konferenz forderte, dass im Gesetz ein einheitliches
Berufsbild fur Gleichstellungsbeauftragte festgelegt wird,
das wiederum eine Hochschulausbildung voraussetzt.
Damit sei eine bestimmte Eingruppierung verbunden. Die
Stellen missten zudem personell besser ausgestattet sein.
Eines der Fachthemen der Konferenz mit rund 400
Delegierten war die «Gleichstellungspolitik 3.0», also
die Veranderungen der Arbeit durch das Internet. So
verzeichnen die Gleichstellungsbeauftragten eine star-
ke Zunahme beim sogenannten Cybermobbing. Dabei
handelt es sich um Angriffe, Beleidigungen oder Be-
drohungen beispielsweise in sozialen Netzwerken. Bei
einer EU-weiten Befragung unter 42 000 Frauen hatten
20 Prozent der 18- bis 29-jahrigen angegeben, schon
Opfer von Online-Beldstigung geworden zu sein.

Presseresonanz zur 23. Bundeskonferenz

# dpa-Notizblock

## Redaktionelle Hinweise

- Extra zu Gleichstellungsbeauftragten und Fliichtlingen
bis 1600- ca. 20 ZI|

07.09.2015 16:19

Migration;Fllichtlinge;Mecklenburg-Vorpommern;Ge-
sellschaft;Frauen;

Extra

Traumatisierte Fllichtlingsfrauen brauchen besondere
Betreuung

Rostock (dpa/mv) - Unter den Tausenden Fliichtlingen,
die nach Deutschland kommen, sind nach Ansicht von
Gleichstellungsbeauftragten viele von sexueller Gewalt
traumatisierte Frauen und Madchen. Sie brauchten be-
sondere Hilfssysteme und eine qualifizierte Beratung,
um die erlebten Traumata zu bewaltigen, sagte Beate
Ebeling, Sprecherin der Bundesarbeitsgemeinschaft
Kommunaler Frauenbiiros am Montag in Rostock. Viele
seien in ihren Heimatlandern, aber auch auf der Flucht
oder in der Unterbringung in Deutschland der Gewalt
ausgesetzt gewesen.

Es bedirfe sehr viel Geduld, den Zugang zu den Frauen
zu finden. Dabei sei schon das Sprechen lber das Erlebte
ein schwieriger Schritt. «<Es muss Geld fiur die sozialpada-
gogische Betreuung geben», sagte Ebeling. Das konnten
aber die Kommunen nicht alleine stemmen.

Das Problem werde dadurch verscharft, dass viele Frauen
nur Uber einen geringen Bildungsgrad verfligten. In den
Herkunftslandern sei es oft nicht tblich, dass Frauen Bil-
dung bekommen. Schatzungen zufolge sind zwei Drittel
der Analphabeten weltweit weiblich.

# dpa-Notizblock
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Kommunen;Gesellschaft;Frauen;

Meldung



Forderung nach Bundesgesetz fir kommunale Gleich-
stellungsbeauftragte

Rostock (dpa) - Die Arbeit kommunaler Gleichstellungs-
beauftragter sollte in einem Bundesgesetz oder einer
verbindlichen Rahmenrichtlinie geregelt werden. Das
hat die Bundeskonferenz der kommunalen Frauen- und
Gleichstellungsbeauftragten am Montag in Rostock
gefordert. Grund dafiir sei, dass einige Bundeslander
keine Verpflichtung zur Einrichtung dieser Stellen séhen,
sagte Beate Ebeling, Sprecherin der Bundesarbeitsge-
meinschaft Kommunaler Frauenbiiros. In diesem Gesetz
mdsse beispielsweise geregelt sein, dass Kommunen ab
einer GréBe von 10 000 oder 20 000 Einwohnern solche
Stellen einrichten missen. Bundesweit gebe es rund
1900 kommunale Gleichstellungsbeauftragte, davon
900 hauptamtlich.
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Fliichtlingskrise brauchen Traumatisierte Frauen brauchen
besondere Betreuung

dpa/Georgi Licovski Eine Flichtlings-Frau an der Grenze zwischen

Mazedonien und Griechenland.

Das UN-Fliichtlingshilfswerk appelliert erneut an Athen,
die Registrierung und Betreuung von Flichtlingen
deutlich zu verbessern. Die meisten Menschen, die dort
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ankommen, hatten zuvor schwer gelitten und brauchten
nun Schutz und Hilfe.

Tausende Fliichtlinge erreichen derzeit Deutschland. Auf
ihrem Weg in die Bundesrepublik haben die Menschen
viel Leid und Schrecken erfahren. Insbesondere Frauen
haben viele traumatische Erlebnisse und brauchen daher
besondere Betreuung.

Unter den Tausenden Fllichtlingen, die nach Deutschland
kommen, sind nach Ansicht von Gleichstellungsbeauf-
tragten viele von sexueller Gewalt traumatisierte Frauen
und Madchen. Sie brauchten besondere Hilfssysteme
und eine qualifizierte Beratung, um die erlebten Trau-
mata zu bewaltigen, sagte Beate Ebeling, Sprecherin der
Bundesarbeitsgemeinschaft Kommunaler Frauenbiros
am Montag in Rostock.

Geld fir sozialpddagogische Betreuung bendtigt

Viele seien in ihren Heimatlandern, aber auch auf der
Flucht oder in der Unterbringung in Deutschland der
Gewalt ausgesetzt gewesen. Es bedrfe sehr viel Geduld,
den Zugang zu den Frauen zu finden. Dabei sei schon
das Sprechen uber das Erlebte ein schwieriger Schritt.
.Es muss Geld fir die sozialpddagogische Betreuung
geben”, sagte Ebeling. Das konnten aber die Kommunen
nicht alleine stemmen.

Das Problem werde dadurch verscharft, dass viele Frauen
nur Uber einen geringen Bildungsgrad verflgten. In den
Herkunftslandern sei es oft nicht tblich, dass Frauen Bil-
dung bekommen. Schatzungen zufolge sind zwei Drittel
der Analphabeten weltweit weiblich.
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html
Manuela Schwesig eréffnet Bundeskonferenz der Frau-
en- und Gleichstellungsbeauftragten
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Manuela Schwesig eroffnet Bundeskonferenz der
Frauen- und Gleichstellungsbeauftragten

Bundesfrauenministerin Manuela Schwesig hat am 7.
September die 23. Bundeskonferenz der kommunalen
Frauen- und Gleichstellungsbeauftragten in Warnemiinde
erdffnet. Uber 400 kommunale Frauen- und Gleichstel-
lungsbeauftragte diskutieren dort zwei Tage lang Gber
die Zukunft der Gleichstellungspolitik. In verschiedenen
Foren befassen sich die Teilnehmerinnen unter anderem
mit dem Zweiten Gleichstellungsbericht der Bundesre-
gierung sowie mit den Themen Cybermobbing und dem
geplanten Prostituiertenschutzgesetz.

Manuela Schwesig dankte den Anwesenden fir ihr un-
ermidliches Engagement. Eine erfolgreiche Gleichstel-
lungsarbeit bendtige schlieBlich auch einen engagierten
und kontinuierlichen Einsatz vor Ort. Diesen leisteten die
kommunalen Frauen- und Gleichstellungsbeauftragten
seit Jahrzehnten.

Wichtige Meilensteine auf dem Weg zur Gleichstellung

Bundesfrauenministerin Manuela Schwesig betonte,
dass sie die Arbeitszeiten zwischen Frauen und Man-
nern insgesamt gleichmaBiger verteilen will. Bisher sei
schon viel fur die Gleichstellung in Deutschland erreicht
worden: ,Endlich gibt es einen Mindestlohn, von dem
hauptsachlich Frauen profitieren. Wir haben mit dem
ElterngeldPlus und dem Gesetz zur besseren Vereinbar-
keit von Familie, Pflege und Beruf erste Schritte zu einer
neuen Qualitat von Vereinbarkeit gemacht. Und endlich
gibt es die Quote”, sagte Manuela Schwesig. Ihre Politik
der Partnerschaftlichkeit wolle sie nun konsequent vor-
antreiben und zur Familienarbeitszeit weiterentwickeln.

Neues Gesetz fiir Lohngerechtigkeit

Ein weiteres Vorhaben der Bundesfrauenministerin ist der
Kampf gegen die Entgeltliicke. So sind die Bruttostun-
denléhne der Frauen in Deutschland auch heute noch im
Schnitt um 22 Prozent niedriger als die der Manner. ,Diese
Ungerechtigkeit muss ein Ende haben”, forderte Manuela
Schwesig. Neben ersten Schritten wie dem Mindestlohn
seien daher weitere MaBnahmen erforderlich. Einen we-
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sentlichen Beitrag zur SchlieBung der Entgeltliicke wird
ein neues Gesetz fir mehr Lohngerechtigkeit leisten,
welches im Bundesministerium fir Familie, Senioren,
Frauen und Jugend derzeit erarbeitet wird.
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Manuela Schwesig er6ffnet Bundeskonferenz der
Frauen- und Gleichstellungsbeauftragten

Bildnachweis: BMFSFJ Bundesfrauenministerin Manuela Schwesig
mit den Sprecherinnen der Bundesarbeitsgemeinschaft Kommunaler
Frauenbiiros und Gleichstellungsstellen

Bundesfrauenministerin Manuela Schwesig hat am 7.
September die 23. Bundeskonferenz der kommunalen
Frauen- und Gleichstellungsbeauftragten in Warnemtinde
erdffnet. Uber 400 kommunale Frauen- und Gleichstel-
lungsbeauftragte diskutieren dort zwei Tage lang Gber
die Zukunft der Gleichstellungspolitik. In verschiedenen
Foren befassen sich die Teilnehmerinnen unter anderem
mit dem Zweiten Gleichstellungsbericht der Bundesre-
gierung sowie mit den Themen Cybermobbing und dem
geplanten Prostituiertenschutzgesetz.

Manuela Schwesig dankte den Anwesenden fir ihr un-
ermidliches Engagement. Eine erfolgreiche Gleichstel-
lungsarbeit bendtige schlieBlich auch einen engagierten
und kontinuierlichen Einsatz vor Ort. Diesen leisteten die
kommunalen Frauen- und Gleichstellungsbeauftragten
seit Jahrzehnten.
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Wichtige Meilensteine auf dem Weg zur Gleichstellung

Bundesfrauenministerin Manuela Schwesig betonte,
dass sie die Arbeitszeiten zwischen Frauen und Man-
nern insgesamt gleichmaBiger verteilen will. Bisher sei
schon viel fur die Gleichstellung in Deutschland erreicht
worden: ,Endlich gibt es einen Mindestlohn, von dem
hauptsachlich Frauen profitieren. Wir haben mit dem
ElterngeldPlus und dem Gesetz zur besseren Vereinbar-
keit von Familie, Pflege und Beruf erste Schritte zu einer
neuen Qualitat von Vereinbarkeit gemacht. Und endlich
gibt es die Quote”, sagte Manuela Schwesig. Ihre Politik
der Partnerschaftlichkeit wolle sie nun konsequent vor-
antreiben und zur Familienarbeitszeit weiterentwickeln.

Neues Gesetz fiir Lohngerechtigkeit

Ein weiteres Vorhaben der Bundesfrauenministerin ist der
Kampf gegen die Entgeltliicke. So sind die Bruttostun-
denldhne der Frauen in Deutschland auch heute noch
im Schnitt um 22 Prozent niedriger als die der Manner.
.Diese Ungerechtigkeit muss ein Ende haben”, forderte
Manuela Schwesig. Neben ersten Schritten wie dem Min-
destlohn seien daher weitere MaBnahmen erforderlich.
Einen wesentlichen Beitrag zur SchlieBung der Entgeltliicke
wird ein neues Gesetz fiir mehr Lohngerechtigkeit leisten,
welches im Bundesministerium fur Familie, Senioren,
Frauen und Jugend derzeit erarbeitet wird.
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Hesse: Vereinbarkeit von Arbeit und Privatleben setzt
Gleichstellung voraus

verdffentlicht am 8. September 2015
@ Rlgenbote

Bundeskonferenz der kommunalen Gleichstellungsbe-
auftragten
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Rostock — Gleichstellungsministerin Birgit Hesse hat
am Montag auf der Bundeskonferenz der kommunalen
Gleichstellungsbeauftragten in Rostock auf die Not-
wendigkeit der Gleichstellung von M@nnern und Frauen
hingewiesen. ,Wer eine moderne Gesellschaft und eine
moderne Gesellschaftspolitik will, der kommt um das
Thema Gleichstellung nicht herum und der kommt um
die Gleichstellungsbeauftragten nicht herum”, sagte
Hesse vor rund 370 aus ganz Deutschland angereisten
kommunalen Frauen- und Gleichstellungsbeauftragten.
Gleichzeitig machte die Ministerin deutlich, dass sowohl
Gleichstellung als auch die bessere Vereinbarkeit von
Erwerbs- und Privatleben Schwerpunkte der Landes-
regierung sind. Das zeige sich auch in der aktuellen
Forderperiode des Europaischen Sozialfonds (ESF). ,Wir
fordern aus ESF-Mitteln verstarkt Projekte, die sich mit
diesem Thema auseinandersetzen, es vorantreiben, es
in die Offentlichkeit tragen. Bis 2020 stehen dafiir 13
Millionen Euro zur Verfligung”, so Hesse.

Eine bessere Vereinbarkeit zwischen verschiedenen
Lebensbereichen setzt nach Ansicht der Ministerin die
Gleichstellung voraus. Dies kdnne nicht allein durch Ge-
setze und Verordnungen geschehen. Sie kénnten zwar
helfen, entscheidend sei jedoch die Einstellung jedes
Einzelnen. ,Es muss klar sein: Vereinbarkeit geht alle an -
Manner und Frauen, Arbeitgeber und Beschéftigte, Jung
und Alt”, sagte Hesse. ,Und von Vereinbarkeit profitieren
alle. Wer es seinen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern
ermdglicht, ihre Arbeitszeiten mit ihren verschiedenen
Lebensphasen in Einklang zu bringen, der wird zufrie-
dene und motivierte Beschaftigte haben und diese auch
langerfristig binden kénnen.”
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Bundeskonferenz der Gleichstellungsbeauftragten
in Rostock

vom 7. September 2015
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Konferenz: Internet andert Arbeit der Gleichstel-
lungsbeauftragten

Montag, 07.09.2015, 06:45

Bundesfamilienministerin Manuela Schwesig (SPD). /Archiv
Foto: Wolfgang Kumm

Mehr als 400 kommunale Frauen- und Gleichstellungs-
beauftragten aus ganz Deutschland treffen sich heute in
Rostock zu ihrer 23. Bundeskonferenz. Zwei Tage soll es
unter dem Motto «Gleichstellungspolitik 3.0» hauptsachlich
um die Veranderungen ihrer Arbeit und die vollig neuen
Herausforderungen gehen, die das Internetzeitalter mit
sich bringt. So verzeichnen die Gleichstellungsbeauftragten
eine starke Zunahme beim sogenannten Cybermobbing.
Dabei handelt es sich um Angriffe, Beleidigungen oder
Bedrohungen beispielsweise in sozialen Netzwerken. Bei
einer EU-weiten Befragung unter 42 000 Frauen hatten 20
Prozent der 18- bis 29-jahrigen angegeben, schon Opfer
von Online-Belastigung geworden zu sein. Zur Tagung
werden Bundesfamilienministerin Manuela Schwesig und
Landessozialministerin Birgit Hesse (beide SPD) erwartet.

dpa/Wolfgang Kumm Bundesfamilienministerin Manuela Schwesig
(SPD).

Das Internet hat in den vergangenen Jahren die Ge-
sellschaft massiv verdndert. Davon blieb die Arbeit der
Gleichstellungsbeauftragten nicht verschont. Eine Konfe-
renz in Rostock beschaftigt sich mit den Konsequenzen.
Mehr als 400 kommunale Frauen- und Gleichstellungsbe-
auftragten aus ganz Deutschland treffen sich am Montag
(10.00 Uhr) in Rostock zu ihrer 23. Bundeskonferenz. Zwei
Tage soll es unter dem Motto ,Gleichstellungspolitik
3.0" hauptsachlich um die Veranderungen ihrer Arbeit
und die véllig neuen Herausforderungen gehen, die das
Internetzeitalter mit sich bringt.

So verzeichnen die Gleichstellungsbeauftragten eine
starke Zunahme beim sogenannten Cybermobbing.
Dabei handelt es sich um Angriffe, Beleidigungen oder
Bedrohungen beispielsweise in sozialen Netzwerken. Bei
einer EU-weiten Befragung unter 42 000 Frauen hatten 20
Prozent der 18- bis 29-jahrigen angegeben, schon Opfer
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von Online-Beldstigung geworden zu sein. Zur Tagung
werden Bundesfamilienministerin Manuela Schwesig und
Landessozialministerin Birgit Hesse (beide SPD) erwartet.

Gleichstellungspolitik 3.0 bedeute aber auch, tiber neue
Arbeitszeiten fir Vater und Mitter nachzudenken. Es sei
Zeit fir geschlechtergerechte Arbeitszeiten fiir Frauen
und Manner. Immer mehr Vater wollten weniger arbeiten,
daflir aber mehr Zeit mit ihren Familien verbringen, hief3
es. Nur wenige Arbeitgeber hatten bisher entsprechend
reagiert und séhen immer noch lieber die Frauen in El-
tern- und Teilzeit, hieB es. Damit stieBen sie aber auch
zunehmend bei Frauen auf Widerstand.

Gleichzeitig werde es um die angestammten Themen
der Gleichstellungsbeauftragten gehen. So sollen die
traditionell weiblichen Berufen aufgewertet werden. Es
sei nicht nachzuvollziehen, warum gerade die Berufe, in
denen es um die Erziehung oder Pflege von Menschen
geht, schlechter bewertet und bezahlt werden als bei-
spielsweise technische Berufe.
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Konferenz: Internet dndert Arbeit der Gleichstel-
lungsbeauftragten

Foto: Wolfgang Kumm/Archiv
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Das Internet hat in den vergangenen Jahren die Ge-
sellschaft massiv verdndert. Davon blieb die Arbeit der
Gleichstellungsbeauftragten nicht verschont. Eine Konfe-
renz in Rostock beschaftigt sich mit den Konsequenzen.
Rostock. Mehr als 400 kommunale Frauen- und Gleich-
stellungsbeauftragten aus ganz Deutschland treffen sich
am Montag (10.00 Uhr) in Rostock zu ihrer 23. Bundes-
konferenz. Zwei Tage soll es unter dem Motto ,Gleich-
stellungspolitik 3.0" hauptsachlich um die Veranderungen
ihrer Arbeit und die vollig neuen Herausforderungen
gehen, die das Internetzeitalter mit sich bringt.

So verzeichnen die Gleichstellungsbeauftragten eine
starke Zunahme beim sogenannten Cybermobbing.
Dabei handelt es sich um Angriffe, Beleidigungen oder
Bedrohungen beispielsweise in sozialen Netzwerken. Bei
einer EU-weiten Befragung unter 42 000 Frauen hatten 20
Prozent der 18- bis 29-jahrigen angegeben, schon Opfer
von Online-Beldstigung geworden zu sein. Zur Tagung
werden Bundesfamilienministerin Manuela Schwesig und
Landessozialministerin Birgit Hesse (beide SPD) erwartet.

Gleichstellungspolitik 3.0 bedeute aber auch, tber neue
Arbeitszeiten flr Vater und Mitter nachzudenken. Es sei
Zeit fur geschlechtergerechte Arbeitszeiten fiir Frauen
und Manner. Immer mehr Vater wollten weniger arbeiten,
dafiir aber mehr Zeit mit ihren Familien verbringen, hie3
es. Nur wenige Arbeitgeber hatten bisher entsprechend
reagiert und sahen immer noch lieber die Frauen in El-
tern- und Teilzeit, hieB es. Damit stieBen sie aber auch
zunehmend bei Frauen auf Widerstand.

Gleichzeitig werde es um die angestammten Themen
der Gleichstellungsbeauftragten gehen. So sollen die
traditionell weiblichen Berufen aufgewertet werden. Es
sei nicht nachzuvollziehen, warum gerade die Berufe, in
denen es um die Erziehung oder Pflege von Menschen
geht, schlechter bewertet und bezahlt werden als bei-
spielsweise technische Berufe.

(dpa)
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Gleichstellungspolitik - ,Qualitatssprung” statt ,Dauer-
schleife”

07.09.2015 | 08:54 Min. | Quelle: Deutschlandradio Kultur

Wie es um den Stand der Gleichstellung steht, wollen
400 kommunale Gleichstellungsbeauftragte in Rostock
erortern. Die Frauenbeauftragte von Pankow, Heike
Gerstenberger, ist genervt, dass viele Forderungen
mit dem Argument der knappen Kassen abgebligelt
werden. Heike Gerstenberger im Gesprach mit Nana
Brink www.deutschlandradiokultur.de, Interview Direk-
ter Link zur Audiodatei http://podcast-mp3.dradio.de/
podcast/2015/09/07/drk_20150907_0736_ee712684.mp3

Zusammenfassung Presse: 7.9. 2015
http://www.180grad-http://www.deutschlandradiokultur.

de/gleichstellungspolitik-qualitaetssprung-statt-dauer-
schleife.1008.de.html?dram:article id=330356

Gleichstellungspolitik”Qualitatssprung” statt ,Dau-
erschleife”
Heike Gerstenberger im Gesprach mit Nana Brink

Maénner und Frauen: Es ist Zeit fur eine echte Gleichstellung (picture-al-
liance / dpa / Daniel Bockwoldt)

Wie es um den Stand der Gleichstellung steht, wollen
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400 kommunale Gleichstellungsbeauftragte in Rostock
erdrtern. Die Frauenbeauftragte von Pankow, Heike
Gerstenberger, ist genervt, dass viele Forderungen mit
dem Argument der knappen Kassen abgebugelt werden.
Der 23. Bundeskongress kommunaler Frauen- und
Gleichstellungsbiros findet in diesem Jahr in Rostock
statt. Rund 400 kommunale Gleichstellungsbeauftragte
nehmen an dem Kongress teil. Das Motto lautet ,Gleich-
stellungspolitik 3.0", bei Vortragen und in Foren werden
fuaktuelle frauen- und gleichstellungspolitische Fragen
verhandelt. Es geht unter anderem um Cybermobbing,
das Prostituiertenschutzgesetz und geschlechtergerechte
Arbeitszeiten.

Die Gleichstellungsbeauftragte des Berliner Bezirks
Pankow, Heike Gerstenberger, ist seit 20 Jahren in dem
Bereich aktiv - und sie ist nicht selten frustriert, wie
sie offen eingesteht. Viele der Themen, mit denen sie
befasst sei, bewegten sich in ,Dauerschleifen”, sagte
sie im Deutschlandradio Kultur. Als Beispiel nannte sie
den Abbau von Lohnungleichheit. Auch bei den The-
men Frauenarmut, Steuerrecht, Vereinbarkeit von Familie
und Beruf und Gewalt gegen Frauen sieht sie deutlich
zu wenig Bewegung.

Das Gesprach im Wortlaut:

Nana Brink: Immer wenn die Frage nach der im Grund-
gesetz verankerten Gleichstellung von Mann und Frau
kommt, dann gibt es — das fallt mir zumindest immer
auf — zwei ganz unterschiedliche Reaktionen: Die einen,
dazu gehdren meistens Manner, aber auch viele, vor
allem junge Frauen, die sagen, ja, da ist echt eine Menge
passiert und verweisen dann auf die verbesserte Kin-
derbetreuung, das Elterngeld oder die Bundeskanzlerin,
so nach dem Motto, du kannst alles erreichen, und die
andere Fraktion, dazu gehdren auch viele Manner, wobei
auffallt, dass es da oft Lippenbekenntnisse sind, und viele
Frauen, die schon seit Jahren kampfen und darauf ver-
weisen, dass weder die Quote noch die Gleichbezahlung
wirklich durchgesetzt sind.

Gut, das sind jetzt auch Klischees, ein bisschen holz-
schnittartig, aber in beiden Positionen spiegelt sich ja
auch unsere Realitat wider, und die beschéftigt ganz
besonders jene 370 kommunalen Frauen- und Gleich-
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stellungbeauftragten, die sich von heute an in Rostock
treffen, um noch mal darauf aufmerksam zu machen, was
alles vielleicht nicht funktioniert. Heike Gerstenberger ist
die Gleichstellungsbeauftragte im Berliner Bezirk Pankow.
Guten Morgen!

Heike Gerstenberger: Einen schénen guten Morgen,
Frau Brink!

Brink: ,Gleichstellung 3.0: fiir eine bessere Zukunft” —
das ist das Motto Ihres Treffens. Haben Sie die anderen
Zeitalter 1.0 und 2.0 schon erledigt?

~Es muss einen Qualitdtssprung in der Gleichstel-
lungspolitik geben”

Gerstenberger: Naja, wir haben diesen Titel gewahlt, weil
er eigentlich zwei Sachen fiir uns widerspiegeln sollte:
Einerseits sozusagen, dass es endlich auch, sag ich mal,
einen Qualitatssprung geben muss in der Gleichstel-
lungspolitik, und da gibt es viele Themen, die fiir uns
so Dauerschleifen-Themen sind — und ich bin seit fast
20 Jahren Gleichstellungsbeauftragte — die so nicht ...
((Unterbrechung))

Brink: Frau Gerstenberger, hallo?

Gerstenberger: Da geht es um den Abbau von Loh-
nungleichheit, das ist der Dauerbrenner schlechthin.
Mittlerweile auch angekommen in der Offentlichkeit, das
ist ein riesengroBes Thema. Ganz eng damit verbunden
— hoéren Sie mich?

Brink: Ja, ich hore Sie!

Gerstenberger: Ganz eng damit verbunden ist das Thema
natlrlich Frauenarmut, ein Skandal schlechthin.

Brink: Frau Gerstenberger, jetzt habe ich Sie leider
wieder verloren. Ich wirde denken, wir versuchen noch
mal die Leitung zu Frau Gerstenberger herzustellen,
Heike Gerstenberger, die Gleichstellungsbeauftragte
von Berlin-Pankow, die treffen sich ja heute in Rostock,
und uns ist die Leitung leider verloren gegangen, und
wir versuchen, sie noch mal hinzubekommen.
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((Musik))

Carole King, ,Too late”, aber es ist nie zu spat, auch
Telefonleitungen lassen sich ja reparieren. Wir haben
es wieder geschafft. Heike Gerstenberger, ich griiBe Sie
noch mal, die Gleichstellungbeauftragte im Berliner Bezirk
Pankow. Wir machen noch mal einen neuen Anlauf. Wir
sprachen Uber das Treffen der Gleichstellungsbeauf-
tragten der kommunalen Gleichstellungbeauftragten in
Rostock. Gleichstellung 3.0 war das Motto, und ich hatte
Sie ja gefragt, ob Sie das andere schon erledigt haben
und Sie sagten, nein, da gibt es noch eine Menge zu
tun, ndmlich was?

»,Das Thema Lohnungleichheit ist endlich in der Of-
fentlichkeit angekommen”

Gerstenberger: Ja, genau. Wir haben gesagt, das es schon
Themen gibt, die uns seit Jahren bewegen. Ich hatte ja
auch gesagt, dass ich schon seit 20 Jahren Gleichstel-
lungsbeauftragte bin. Themen, ich wiirde sie ganz kurz
anreiBen: Das Thema Lohnungleichheit ist nun endlich
auch im Mittelpunkt der Offentlichkeit angekommen,
aber hier gibt es ganz viel noch zu tun. Das ist ein Dau-
erbrenner schlechthin fir uns.

Ganz eng damit verbunden natirlich mit der Lohnun-
gleichheit steht die Frauenarmut, das ist das, was uns
bewegt. Deshalb werden wir als Bundessprecherinnen
auch Anfang November eine 6ffentlichkeitswirksame
Armutskampagne starten, wo wir noch mal auf die Pro-
bleme dezidiert hinweisen wollen.

Es gibt Probleme im Steuerrecht noch immer, wir sind
schon seit Jahrzehnten dafir, dass das Ehegattensplitting
abgeschafft wird.

Es geht um das Thema Gewalt gegen Frauen - es ist raus
aus der Tabuzone, das ist vollig richtig, ja, aber noch immer
mussen Kommunen kampfen, dass sie Uberhaupt oder
beziehungsweise die Beratungsstellen und Frauenhduser,
dass sie ihre Finanzierung sicher haben.

Und es geht schlechthin auch noch immer um das Thema
Vereinbarkeit von Familie und Beruf, ein Thema, wo ja
eigentlich wenige Unternehmen auch Verantwortung
Ubernehmen fir dieses Thema.

Brink: Nun sind Sie ja Gleichstellungsbeauftragte, Sie
sprechen fiir den Bund, aber Sie sind auch Gleichstel-



lungsbeauftragte ja im Berliner Bezirk Pankow. Haben
Sie das Gefiihl, dass da bestimmte Dinge einfach auch
gar nicht mehr en vogue sind, dass das so ein bisschen
hinten wegfallt das Thema, dass man denkt, man hat das
erledigt? Klingt ja nicht so, nach dem, was Sie schildern.

Gerstenberger: Ja, ja, ja. Ich sage mal so: Das Engagement
reicht bei Mannern und Frauen von dem ,Ja, es muss
was getan werden” bis hin zu wohlwollender Ignoranz,
sage ich mal vorsichtig.

Es ist kaum noch einer, der jetzt sagt, nein, das ist alles
schon erledigt, so nicht, aber wenn es ums Umsetzen
geht, ist es halt immer sehr, sehr schwierig, und viele,
viele MaBnahmen hangen am Geld.

Nehmen wir mal an das Thema Vereinbarkeit: Viele Frauen
gerade in Pankow — wir sind ja ein Bezirk, der sehr viel
Frauen in Berufen hat, die in der Kreativwirtschaft tatig
sind, die also wahnsinnig flexible Arbeitszeiten haben, die
aber nicht die entsprechenden Kinderbetreuungszeiten
finden fur sich.

Hier miissen einfach neue Modelle geschaffen werden,
und da bewegt es sich eigentlich sehr schwerfallig, wiirde
ich mal sagen.

Brink: Also gibt es viel Lippenbekenntnis auch von Seiten
der Manner dann, finden Sie?

Leere Kassen als Totschlagargument

Gerstenberger: Ja, gibt es auch, es gibt aber auch, sage
ich mal, Politiker und Politikerinnen auch bei mir im
Bezirk, die gerne wollen, dass sich was bewegt, aber ich
sage mal, dieses Argument leere Haushaltskassen oder
gerade die Kommunen mit wenig Geld ist immer so eine
Art Totschlagargument.

Ich glaube, hier missen wir auch noch mal rangehen an
die Unternehmen, die die eigentlichen Verursacher sind,
denn von den Menschen, Frauen wie Mannern, wird eine
wahnsinnig hohe Mobilitat erwartet, es wird erwartet, dass
sie superflexible Arbeitszeiten haben, aber wenn sie Kinder
kriegen, also wenn sie Kinder haben, geht es eben nicht
mehr so ohne, dann muss man andere Modelle finden,
damit Frauen und Manner gleichberechtigt auch arbeiten
koénnen. Ich wiirde da dieses Thema Familienarbeitszeit
gerne noch mal anschneiden, weil es Frau Schwesig ja
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in die Offentlichkeit gebracht hat.
Brink: Die Familienministerin.

Gerstenberger: Ja, genau, was dann so abgetan wird.
Genauso sind wir der Meinung, wenn das Betreuungsgeld
jetzt sozusagen nicht mehr en vogue ist und sagen, nein,
da kann Herr Schauble nicht einfach die Gelder jetzt in
die Locher in der Haushaltskasse stopfen, sondern die
sollten jetzt eigentlich zum weiteren Ausbau der Kin-
derbetreuung benutzt werden, das ist unsere Position.

Brink: Aber haben Sie nicht Bedenken —zum Beispiel auch,
wir haben ja jetzt gerade gehort, sechs Milliarden Euro
soll es mehr geben fir die Hilfe fiir die ankommenden
Flichtlinge — haben Sie da das Gefiihl, dass Sie da auch
hinten wegfallen, dass Sie da nicht das Geld bekommen,
was Sie vielleicht haben mussten?

Gerstenberger: Nein, wir sehen auch alle hier —wir haben
ja gestern Empfang gehabt, und wir haben schon viele
Gesprache mit den Kolleginnen gefiihrt — alle sehen das
Thema auch als ganz wichtiges Thema an, wo wir uns
jetzt erstmal auch mit beschaftigen missen, und da geht
es ja um gleicherweise, wir missen uns besonders um
die Frauen und Kinder kiimmern, da geht es auch um
das Thema Gewalt.

Frauen konnen nicht in solchen Riesenunterkiinften, wo
die Gefahrja doch sehr groB3 ist ... Es kommen ganz viele
Analphabetinnen, wo wir uns kimmern miissen, dass es
Bildungsangebote gibt und so weiter. Ich glaube, das
ist eine Herausforderung, der sich eigentlich alle Kolle-
ginnen stellen wollen erstmal. Da geht es nicht darum,
die nehmen uns das Geld weg, um Gottes Willen, hier
mussen wir erstmal vorrangig handeln.

Brink: Sie haben es schon erwahnt, die Familien- und
Frauenministerin Manuela Schwesig ist Gast auf Ihrer
Konferenz, die ja heute in Rostock beginnt, der kom-
munalen Gleichstellungsbeauftragten — was sind Ihre
Forderungen, ganz konkret an Sie, was geben Sie ihr
mit auf den Weg?

Warum verdient die Erzieherin weniger als der La-
gerarbeiter?



Gerstenberger: Wir denken erstmal, dass wir in ihr —so
haben wir es auch bei der letzten Konferenz in Potsdam
damals erlebt —wir haben in ihr eine echte Blindnispartne-
rin, was ja davor nicht so unbedingt war, und wir wiirden
sie in vielen Forderungen unterstiitzen, aber das, was ich
am Anfang gesagt habe, das ist ein ganz wichtiges Thema,
und ich glaube, sie ist auch bereit, die Themen anzuneh-
men. Das Thema Lohnungleichheit, dass es immer noch
so ist, dass zum Teil in gleichen Berufen — Koch, Kéchin
— unterschiedliche Lohne bezahlt werden, es geht aber
auch darum, dass eine Umbewertung von Berufen ... Es
ist nicht nachvollziehbar, warum soziale Berufe, wie der
Beruf der Kita-Erzieherin oder der Altenpflegerin, warum
die schlechter bezahlt werden als beispielsweise der Beruf
eines Lagerarbeiters. Ich glaube, da sind wir sehr mit ihr
konform und missen nicht gegen sie, sondern kénnen
uns mit ihr da auch bei vielen Themen verbiinden und
sie auch unterstutzen.

Brink: Sind Sie, abschlieBende Frage, manchmal frustriert,
gerade im Bereich der Ungleichbezahlung von Mann und
Frau, dass da Uber Jahrzehnte nichts passiert?

Gerstenberger: Ja! Wir haben schon so viel gemacht
und wir machen ja jedes Jahr den Equal-Pay-Day, und
ich bin immer ganz erschrocken dartiber — wir stehen ja
dann auf der StraBe und verteilen Blatter und kommen
mit Frauen ins Gesprach —dass das immer noch nicht so
bekannt ist, dass viele Frauen dann sagen, das war mir
gar nicht so bewusst, man redet ja in Deutschland nicht
tiber das Gehalt. Das eigentlich — die breite Offentlichkeit
zu erreichen, dass die sich auch engagiert und sagt, nein,
da mache ich jetzt nicht mehr mit.

Brink: Sagt Heike Gerstenberger, Gleichstellungsbeauf-
tragte im Berliner Bezirk Pankow. Schénen Dank, Frau
Gerstenberger fur das Gesprach!

Gerstenberger: Ja, ich danke Ihnen!

Brink: Heute treffen sich die kommunalen Gleichstel-
lungsbeauftragten in Rostock.

AuBerungen unserer Gespréichspartner geben deren
eigene Auffassungen wieder. Deutschlandradio Kultur
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macht sich AuBerungen seiner Gesprachspartner in
Interviews und Diskussionen nicht zu eigen.

Mehr zum Thema

Reihe UN-Millenniumsziele - Ziel 3: Férderung der
Gleichstellung der Geschlechter

(Deutschlandradio Kultur, Zeitfragen, 01.09.2015)

27. fm.com Nachrichten

07.09.2015
fm.com/nachrichten/rostock/bundeskon-

gress-der-gleichstellungsbeauftragten.html
Bundeskongress der Gleichstellungsbeauftragten

400 Gleichstellungsbeauftragte zum Bundeskongress
in Rostock-Warnemiinde

Zum 23. Bundeskongress kommunaler Frauen- und
Gleichstellungsbiiros haben Oberbirgermeister Ro-
land Methling und Gleichstellungsbeauftragte Brigitte
Thielk Gleichstellungsbeauftragte aus dem gesamten
Bundesgebiet nach Rostock eingeladen. Rund 400 kom-
munale Gleichstellungsbeauftragte werden am Kongress
teilnehmen. ,Ich freue mich Uber die groBe Resonanz.

Es zeigt mir, dass frauenpolitische Themen einen wichtigen
Stellenwert in der Kommunalpolitik einnehmen”, sagte
Oberbiirgermeister Roland Methling. Die Tagung beginnt
mit dem Empfang der Hansestadt Rostock am Sonntag, den
6. September um 18 Uhr im Rostocker Rathaus und geht
am 7. und 8. September im Hotel-Neptun weiter. Unter
dem Motto ,Gleichstellungspolitik 3.0.” sind am Montag
und Dienstag Vortrage und Foren zu aktuellen frauen- und
gleichstellungspolitischen Fragestellungen geplant. Die
Themen reichen von Cybermobbing, dem Prostituierten-
schutzgesetz, geschlechtergerechte Arbeitszeiten und
der Frage, ob das Gesundheitssystem an Frauen verdient.
Erwartet werden zum Kongress die Bundesministerin fir
Familie, Senioren, Frauen und Jugend, Manuela Schwesig
sowie die Ministerin fiir Arbeit, Gleichstellung und Sozia-
les des Landes Mecklenburg-Vorpommern, Birgit Hesse.

.Der Landesfrauenrat MV e.V. fordert ein gleichstellungs-
politisches Programm, um konkrete Gleichstellungsziele


http://fm.com/nachrichten/rostock/bundeskongress-der-gleichstellungsbeauftragten.html Bundeskongress der Gleichstellungsbeauftragten 
http://fm.com/nachrichten/rostock/bundeskongress-der-gleichstellungsbeauftragten.html Bundeskongress der Gleichstellungsbeauftragten 
http://fm.com/nachrichten/rostock/bundeskongress-der-gleichstellungsbeauftragten.html Bundeskongress der Gleichstellungsbeauftragten 

ressortiibergreifend und interdisziplinar zu vereinbaren”,
sagte die Rostocker Gleichstellungsbeauftragte Brigitte
Thielk. ,Moderne Gleichstellungspolitik muss in alle
Politikbereiche wirken und die Gleichstellung von Frau-
en und Mannern als Querschnittsthema denken und
behandeln.” Zudem fordern die Frauenpolitikerinnen
eine wirksamere Bekampfung von Gewalt gegen Frau-
en, geschlechterneutrale Bildung von Anfang an, mehr
Anstrengungen zu unternehmen, die Vereinbarkeit von
Erwerbs- und Privatleben von Frauen und Mannern zu
verbessern, Gender und Gesundheit starker in den Blick
zu nehmen, Geschlechtergerechtigkeit in der Arbeitswelt,
Mobilitat in Iandlichen Raumen zur Gewahrleistung von
Gleichstellung zu verbessern, Geschlechtergerechtigkeit
im Ehrenamt zu unterstitzen und Armut von Frauen
und Ménnern durch MaBnahmen zu bekdampfen. Zu-
dem appellierte Brigitte Thielk an die Landesregierung,
Einfluss darauf zu nehmen, dass bei der Neuregelung
des Landerfinanzausgleichs nach 2019 geprift wird,
ein System zu schaffen, in dem ein Teil der Abgaben
der einzelnen Bundesldnder fiir die Kinderbetreuung
als Abzug ,vorgeschaltet” werden. ,Wir missen Anrei-
ze fir die Lander schaffen, mehr in die Kinderbetreu-
ung zu investieren”, so die Gleichstellungsbeauftragte.

Der Kongress wird von der Bundesarbeitsgemeinschaft
kommunaler Frauen- und Gleichstellungsbiiros regelmaBig
in unterschiedlichen Stadten durchgefihrt, zuletzt 2014
in Potsdam. In der Bundesarbeitsgemeinschaft haben
sich weibliche, hauptamtliche, kommunale Frauen- und
Gleichstellungsbeauftragte zusammengeschlossen, um
die Interessen von Frauen auf Bundesebene zu vertreten.

Weitere Informationen unter www.frauenbeauftragte.de

28. NDR Aktuell,

Fernsehen 07.09.2015
http.//www.ndr.de/fernsehen/sendungen/ndr _ak-

tuell/Bundeskongress-der-Gleichstellungsbeaut-
tragten,ndraktuell28512.html
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29. NDR online
07.09.2015
Rostock: Bundeskonferenz zu Gleichstellung tagt

In Rostock-Warnemdiinde diskutieren rund 370 Experten
die Vereinbarkeit von Familie und Beruf.

Ein zentrale Forderung des Abgeordneten: Die
Arbeit kommunaler Gleichstellungsbeauftrag-
ter sollte in einem Bundesgesetz oder einer ver-
bindlichen Rahmenrichtlinie geregelt werden.
Neben diesem Schwerpunkt sprechen die Frauen- und
Gleichstellungsbeauftragte der 1.900 Stadte und Land-
kreise auch Uber einen neuen Gesetzesentwurf zur
Familienarbeitszeit. | 07.09.2015 15:26

30. Antenne MV Radio

07.09.2015

http.//www.antennemv.de/aktionen-und-service/

nachrichten/gleichstellung-30-in-rostock
Gleichstellung 3.0 in Rostock

Regionale Nachrichten
Montag, 7. September 2015

Das Internet mit all seinen Facetten verandert nicht nur
die Berufswelt vieler Arbeitnehmer. Auch die Gleichstel-
lungs-Beauftragten in Deutschland kdmpfen mit neuen
Herausforderungen.

Das Internet und seine vielfdltigen Auswirkungen be-
einflussen zunehmend die Arbeit von Gleichstellungs-
beauftragten in ganz Deutschland. Bei der Bundeskon-
ferenz in Rostock debattieren rund 400 Teilnehmer zur
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Gleichstellungspolitik 3.0. Neben sozialen Netzwerken
und Problemen, wie Cybermobbing geht es aber auch
um neue Arbeitszeiten fiir Mitter und Vater. Wie sieht
die Arbeit in der Zukunft aus? Was ist moglich und wie
muss reagiert werden? Diese Fragen unter dem Motto
.Gleichstellungspolitik 3.0" werden in Rostock gestellt.

31. HRO News

07.09.2015
httpo://www.hro-news.de/news/2015-09-

02/107270/400_gleichstellungsbeauftragte zum

bundeskongress _in_rostock-warnemuende.html

400 Gleichstellungsbeauftragte zum Bundeskongress
in Rostock-Warnemiinde

Rostock (HRPS) « Zum 23. Bundeskongress kommunaler
Frauen- und Gleichstellungsbiros haben Oberblirgermeis-
ter Roland Methling und Gleichstellungsbeauftragte Brigitte
Thielk Gleichstellungsbeauftragte aus dem gesamten
Bundesgebiet nach Rostock eingeladen. Rund 400 kom-
munale Gleichstellungsbeauftragte werden am Kongress
teilnehmen. ,Ich freue mich iber die groBe Resonanz.
Es zeigt mir, dass frauenpolitische Themen einen wichtigen
Stellenwert in der Kommunalpolitik einnehmen”, sagte
Oberbuirgermeister Roland Methling. Die Tagung beginnt
mit dem Empfang der Hansestadt Rostock am Sonntag, den
6. September um 18 Uhr im Rostocker Rathaus und geht
am 7. und 8. September im Hotel-Neptun weiter. Unter
dem Motto ,Gleichstellungspolitik 3.0.” sind am Montag
und Dienstag Vortrage und Foren zu aktuellen frauen- und
gleichstellungspolitischen Fragestellungen geplant. Die
Themen reichen von Cybermobbing, dem Prostituierten-
schutzgesetz, geschlechtergerechte Arbeitszeiten und
der Frage, ob das Gesundheitssystem an Frauen verdient.
Erwartet werden zum Kongress die Bundesministerin fir
Familie, Senioren, Frauen und Jugend, Manuela Schwesig
sowie die Ministerin fir Arbeit, Gleichstellung und Sozia-
les des Landes Mecklenburg-Vorpommern, Birgit Hesse.

.Der Landesfrauenrat MV e.V. fordert ein gleichstellungs-
politisches Programm, um konkrete Gleichstellungsziele
ressortiibergreifend und interdisziplinar zu vereinbaren”,
sagte die Rostocker Gleichstellungsbeauftragte Brigitte
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Thielk. ,Moderne Gleichstellungspolitik muss in alle
Politikbereiche wirken und die Gleichstellung von Frau-
en und Mannern als Querschnittsthema denken und
behandeln.” Zudem fordern die Frauenpolitikerinnen
eine wirksamere Bekampfung von Gewalt gegen Frau-
en, geschlechterneutrale Bildung von Anfang an, mehr
Anstrengungen zu unternehmen, die Vereinbarkeit von
Erwerbs- und Privatleben von Frauen und Mannern zu
verbessern, Gender und Gesundheit starker in den Blick
zu nehmen, Geschlechtergerechtigkeit in der Arbeitswelt,
Mobilitat in Iandlichen Raumen zur Gewahrleistung von
Gleichstellung zu verbessern, Geschlechtergerechtigkeit
im Ehrenamt zu unterstiitzen und Armut von Frauen und
Mannern durch MaBnahmen zu bekampfen. Zudem ap-
pellierte Brigitte Thielk an die Landesregierung, Einfluss
darauf zu nehmen, dass bei der Neuregelung des Lan-
derfinanzausgleichs nach 2019 gepriift wird, ein System
zu schaffen, in dem ein Teil der Abgaben der einzelnen
Bundeslander fir die Kinderbetreuung als Abzug ,vor-
geschaltet” werden. ,Wir miissen Anreize fiir die Lander
schaffen, mehr in die Kinderbetreuung zu investieren”,
so die Gleichstellungsbeauftragte.

Der Kongress wird von der Bundesarbeitsgemeinschaft
kommunaler Frauen- und Gleichstellungsburos regelmaBig
in unterschiedlichen Stadten durchgefihrt, zuletzt 2014
in Potsdam. In der Bundesarbeitsgemeinschaft haben
sich weibliche, hauptamtliche, kommunale Frauen- und
Gleichstellungsbeauftragte zusammengeschlossen, um
die Interessen von Frauen auf Bundesebene zu vertreten.
Ulrich Kunze
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32. Schweriner Volkszeitung
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Keine Beratungen nach 17 Uhr

Ministarin Birgit Hesse will Rahmenbedingungen fiir Veroinbarkeit von Familie und Berufverbassem ! Ab heute Bundaskonferenz in Rostock
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Bundeskonferenz in Rostock : Keine Beratungen
nach 17 Uhr

vom 7. September 2015
Aus der Redaktion der Zeitung fiir die Landes-
hauptstadt

Ministerin Birgit Hesse will Rahmenbedingungen fiir
Vereinbarkeit von Familie und Beruf verbessern/ Ab
heute Bundeskonferenz in Rostock

Unter dem Motto ,Gleichstellungspolitik 3.0 berat ab

heute die 23. Bundeskonferenz der kommunalen Frau-
en- und Gleichstellungsbeauftragten in Rostock. Karin
Koslik sprach im Vorfeld mit der fir Gleichstellungsfra-
gen zustandigen Landesministerin Birgit Hesse (SPD).

Frau Hesse, Ihr Ministerium tragt die Gleichstellung
zwischen Arbeit und Sozialem im Namen. Ist sie dort
tatsachlich anzusiedeln?

Hesse: Dass der Begriff Gleichstellung Gberhaupt im Titel
dieses Ministeriums ist, spricht schon fir sich — ich bin
ja auch fur Bereiche zustandig, die sich darin gar nicht
wiederfinden, Gesundheit oder Jugend zum Beispiel. Dass
die Gleichstellung in der Mitte steht, passt gut, weil es
ein absolutes Thema der Mitte ist, dass uns alle angeht.

Trotzdem ist die libliche Bezeichnung , Frauen- und
Gleichstellungspolitik”, fokussiert also erst einmal
das weibliche Geschlecht. Geht Gleichstellung nicht
weiter?

Natirlich. Wir arbeiten zurzeit an der Novelle des Gleichstel-
lungsgesetzes und fokussieren dabei bewusst auf Frauen
und Manner. Aber tatsachlich haben wir ausschlieBlich
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weibliche Gleichstellungsbeauftragte. Es gibt aber auch
prominente Manner, die sich flr Gleichstellung einsetzen,
unser Ministerprasident zum Beispiel, der ganz bewusst
Frauen in Flihrungspositionen in der Landesregierung
fordert. Oder nehmen Sie meinen hessischen Sozialmi-
nister-Kollegen Stefan Gruttner, der als Mann auch fur
den Bereich Gleichstellung zustandig ist.

Der Ministerprasident als prominenter Verfechter
fiir die Gleichstellung? In den Fiihrungspositionen
in der Landesregierung iiberwiegen doch eindeutig
Manner...

Wir haben drei Ministerinnen, drei Staatssekretarinnen
und immerhin zusammen auch elf Abteilungsleiterinnen.
Das ist von Haus zu Haus naturlich unterschiedlich, aber
gerade auf der Ebene der Abteilungsleiter auch ein Stiick
weit gewachsen —wer Abteilungsleiter geworden ist, bleibt
das naturlich auch erst mal, weil er Beamter auf Lebenszeit
ist. Der Ministerprasident achtet bei Nachbesetzungen
sehr wohl darauf, auch Frauen zu fordern — letztlich hat
er ja zum Beispiel auch mich gefragt, ob ich Ministerin
werden will. Und er ist es auch, der mich jetzt maBgeblich
unterstitzt bei der Novelle des Gleichstellungsgesetzes.

Was wird im Gesetz stehen?

Das Gesetz ist in der Ressortanhdrung, es war noch nicht
in der Verbandsanhérung — insofern kann ich dazu erst
sehr wenig sagen. Auf jeden Fall haben wir uns den
Leitsatz gegeben, Frauen und Manner auf Augenhéhe zu
stellen. Und der zweite wichtige Punkt ist die Vereinbar-
keit von Familie und Beruf. Im Gesetz werden wir ganz
konkrete MalBnahmen verankern, wie wir diese Leitsatze
umsetzen wollen. Stichworte waren Teilzeitarbeit, aber
auch arbeitsorganisatorische Dinge wie Beratungen, die
nicht noch um 17 Uhr angesetzt werden.

Fiir die Landesregierung mag man das regeln kénnen,
aber doch nicht fiir die freie Wirtschaft...

Das Gesetz gilt auch ,nur” furr die Landesregierung und
nachgeordnete Behdrden — aber auch damit betrifft es
fast 36 000 Menschen hier im Land. Neu wird sein, dass
das Gesetz auch fiir solche Kérperschaften, Anstalten



und Stiftungen gelten wird, die sich in alleiniger oder
Uberwiegender Tragerschaft des Landes befinden.

Wie weit kann man iiberhaupt Gleichstellung und
Chancengleichheit mit Gesetzen regeln?

Gleichstellung und Vereinbarkeit sind in erster Linie eine
Einstellungsfrage und mussen in den Kopfen verankert
sein. Viel hangt maBgeblich auch davon ab, welche Ein-
stellung ein Vorgesetzter hat. Was wir kdnnen ist, einen
Rahmen schaffen, Mdglichkeiten schaffen, unter denen
Betroffene sagen kdnnen: Ich habe aber Anspruch darauf.
Das Gesetzgebungsverfahren ist auch eine Chance zu
diskutieren, wie weit wir eigentlich in der Gesellschaft
sind, was die Frage der Vereinbarkeit von Familie und
Beruf betrifft. Da sind einige schon sehr weit, aber einige
befinden sich auch noch in der Steinzeit.

Die Linke kritisiert seit lingerem, gleichstellungspoli-
tische Fragen fristeten in der SPD/CDU-Koalition ein
kiimmerliches Dasein...

Die Linke ist in der Opposition, und also braucht sie
Themen... Ich bin total stolz darauf, was wir in den
letzten anderthalb Jahren geschafft haben. Neben der
Arbeit an der Gesetzesnovelle haben wir uns sehr stark
auf Fortbildungen fiir weibliche Flihrungskréfte in der
Landesregierung konzentriert. Mehrere hundert Frauen
haben daran teilgenommen, die wir ganz bewusst ermun-
tert und ermutigt haben, sich weiter zu qualifizieren und
auch Anspruch auf eine Flihrungsposition zu behaupten.
Fragen der Gleichstellung und Vereinbarkeit haben wir
auch im ESF verankert (ESF — Europaischer Sozialfonds,
d. Red.), wir férdern gerade im Arbeitsmarktbereich viele
entsprechende Projekte, zum Beispiel fir Alleinerziehende.
Bei den Beratungen, welche Projekte aus dem ESF ge-
fordert werden, sitzt Gibrigens neben den Sozialpartnern
immer auch der Landesfrauenrat mit am Tisch.

Und wir haben es geschafft, mit allen Ministerien Zielvor-
gaben abzuschlieBen, also ganz konkret vereinbart, wie die
Frauen dort und in nachgeordneten Behdrden gefordert
werden. Erstmals ist sogar die Polizei dabei. Ich finde,
das ist eine Bilanz, die sich wirklich sehen lassen kann.

von Karin Koslik
erstellt am 07.Sep.2015 [ 08:00 Uhr
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33. MV Zeitnah

https.//mvzeitnah.wordpress.com/
Veréffentlicht 8. September 2015 von Martina
Wichor

Ministerin Birgit Hesse: Vereinbarkeit von Arbeit und
Privatleben setzt Gleichstellung voraus

Gleichstellungsministerin Birgit Hesse hat am Montag
auf der Bundeskonferenz der kommunalen Gleichstel-
lungsbeauftragten in Rostock auf die Notwendigkeit der
Gleichstellung von Mannern und Frauen hingewiesen.
.Wer eine moderne Gesellschaft und eine moderne Gesell-
schaftspolitik will, der kommt um das Thema Gleichstellung
nicht herum und der kommt um die Gleichstellungsbe-
auftragten nicht herum”, sagte Hesse vor rund 370 aus
ganz Deutschland angereisten kommunalen Frauen- und
Gleichstellungsbeauftragten. Gleichzeitig machte die
Ministerin deutlich, dass sowohl Gleichstellung als auch
die bessere Vereinbarkeit von Erwerbs- und Privatleben
Schwerpunkte der Landesregierung sind. Das zeige sich
auch in der aktuellen Férderperiode des Europaischen
Sozialfonds (ESF). ,Wir fordern aus ESF-Mitteln verstarkt
Projekte, die sich mit diesem Thema auseinandersetzen,
es vorantreiben, es in die Offentlichkeit tragen. Bis 2020
stehen dafiir 13 Millionen Euro zur Verfligung”, so Hes-
se. Eine bessere Vereinbarkeit zwischen verschiedenen
Lebensbereichen setzt nach Ansicht der Ministerin die
Gleichstellung voraus. Dies kdnne nicht allein durch Ge-
setze und Verordnungen geschehen. Sie kdnnten zwar
helfen, entscheidend sei jedoch die Einstellung jedes
Einzelnen. ,Es muss klar sein: Vereinbarkeit geht alle an —
Manner und Frauen, Arbeitgeber und Beschéftigte, Jung
und Alt", sagte Hesse. ,Und von Vereinbarkeit profitieren
alle. Wer es seinen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern
ermoglicht, ihre Arbeitszeiten mit ihren verschiedenen
Lebensphasen in Einklang zu bringen, der wird zufrie-
dene und motivierte Beschaftigte haben und diese auch
langerfristig binden kdnnen.”
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08.09.2015
Ostseezeitung und SVZ/NNN 8.9
Bild als Scan

36. Focus

08.09.2015
http.//www.focus.de/regional/mecklenburg-vor-

pommern/migration-traumatisierte-fluechtlings-

frauen-brauchen-besondere-betreuung_id 4929674.
html

37. Neues Deutschland

08.09.2015
http://www.neues-deutschland.de/artikel/983835.
forderung-nach-gesetz-fuer-gleichstellungsbe-
auftragte.html

08.09.2015
Forderung nach Gesetz fiir Gleichstellungsbeauftragte
Rostock.

Die Arbeit kommunaler Gleichstellungsbeauftragter sollte
in einem Bundesgesetz oder einer verbindlichen Rahmen-
richtlinie geregelt werden. Das hat die Bundeskonferenz
der kommunalen Frauen- und Gleichstellungsbeauftragten
am Montag in Rostock gefordert. Grund dafiir sei, dass
einige Bundeslander keine Verpflichtung zur Einrichtung
dieser Stellen sdhen, erklarte Beate Ebeling, Sprecherin
der Bundesarbeitsgemeinschaft Kommunaler Frauen-
bilros. In diesem Gesetz misse beispielsweise geregelt
sein, dass Kommunen ab einer GréBe von 10 000 oder
20 000 Einwohnern solche Stellen einrichten missen.
Bundesweit gebe es rund 1900 kommunale Gleichstel-
lungsbeauftragte, davon 900 hauptamtlich. dpa/nd

38. Junge Welt

08.09.2015
http.//www.jungewelt.de/m/2015/09-08/038.php

Gleichstellung: Ruf nach Bundesgesetz
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Rostock. Die Arbeit kommunaler Gleichstellungsbe-
auftragter sollte in einem Bundesgesetz oder einer
verbindlichen Rahmenrichtlinie geregelt werden. Das
hat die Bundeskonferenz der kommunalen Frauen- und
Gleichstellungsbeauftragten am Montag in Rostock ge-
fordert. Grund dafiir sei, dass einige Bundeslander keine
Verpflichtung zur Einrichtung dieser Stellen séhen, sagte
Beate Ebeling, Sprecherin der Bundesarbeitsgemeinschaft
kommunaler Frauenbiros. In diesem Gesetz misse z.
B. geregelt sein, dass Kommunen ab einer GroéBe von
10.000 oder 20.000 Einwohnern solche Stellen einrichten
mussen. (dpa/jW)

08.09.2015
Niedersachsinnen wiedergewahlt

Niedersachen bleibt im Gremium der Sprecherinnen der
Bundesarbeitsgemeinschaft kommunaler Frauenbiros
weiterhin gut vertreten. Auf der 23. Bundeskonferenz
vom 06.-08. September in Rostock-Warnemiinde wur-
den Petra Borrmann (Stadt Delmenhorst), Beate Ebeling
(Stadt Wolfsburg) und Katrin Morof (Landkreis Helmstedt)
wiedergewdhlt. Auf dem Foto:

Martina Arndts-Haupt, Stadt Munster, Petra Borrmann,
Stadt Delmenhorst, Beate Ebeling, Stadt Wolfsburg, Heike
Gerstenberger, Bezirksamt Pankow von Berlin Roswitha
Bocklage, Stadt Wuppertal Susanne Lob, Landkreis Wol-
fenbuttel Annette Niesyto, Stadt Karlsruhe Inge Trame,
Stadt Gutersloh Brigitte Kowas, Bezirksamt Reinickendorf
von Berlin.

Katrin Morof wurde in Abwesenheit gewahlt uns ist nicht
auf dem Foto.
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Foto: Petra Willert

23. Bundeskonferenz der kommunalen Frauen- und
Gleichstellungsbeauftragten

Vom 6. bis 8. September 2015 fand in Rostock und
Warnemiinde die 23. Bundeskonferenz der kommu-
nalen Frauen- und Gleichstellungsbeauftragten statt.
Knapp 370 kommunale Frauen- und Gleichstellungs-
beauftragte aus ganz Deutschland haben unter dem
Motto ,Gleichstellungspolitik 3.0" tGber die Zukunft
der Gleichstellungspolitik diskutiert. Die Top-Themen:
Fliichtlingsfrauen, Kitaausbau und bessere Rahmenbe-
dingungen fur Frauen- und Gleichstellungsbeauftragte.
Zu Gast waren unter anderem die Bundesministerin fur
Familie, Senioren, Frauen und Jugend, Manuela Schwe-
sig, sowie Birgit Hesse, Ministerin fur Arbeit, Gleichstel-
lung und Soziales des Landes Mecklenburg-Vorpom-
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mern. Gewahlt wurden auch die Bundessprecherinnen.

Neue Bundessprecherinnen:

Martina Arndts-Haupt, Stadt Miinster

Roswitha Bocklage, Stadt Wuppertal

Annette Niesyto, Stadt Karlsruhe

Es wurden wiedergewahlt:

Petra Borrmann, Stadt Delmenhorst

Beate Ebeling, Stadt Wolfsburg

Katrin Morof, Landkreis Helmstedt

Im Amt bleiben:

Heike Gerstenberger, Bezirksamt Pankow von Berlin
Brigitte Kowas, Bezirksamt Reinickendorf von Berlin
Susanne Lob, Landkreis Wolfenbiittel

Inge Trame, Stadt Gitersloh

Saskia Veit-Prang, Landeshauptstadt Wiesbaden

Die Bundeskonferenz dankt den ausscheidenden Spre-
cherinnen: Carmen Mufioz-Berz, Stadt Waldbrol und
Gabriele Wenner, Stadt Frankfurt/Main.

Die 24. Bundeskonferenz ist fiir Mai 2017 in Wolfsburg
geplant.


http://www.vernetzungsstelle.de/index.cfm?uuid=9ACB52DFC2975CC8AFAB65C5E11C4594&and_uuid=B25144470CB016EF889DBB692B1A4D09
http://www.vernetzungsstelle.de/index.cfm?uuid=9ACB52DFC2975CC8AFAB65C5E11C4594&and_uuid=B25144470CB016EF889DBB692B1A4D09
http://www.vernetzungsstelle.de/index.cfm?uuid=9ACB52DFC2975CC8AFAB65C5E11C4594&and_uuid=B25144470CB016EF889DBB692B1A4D09
http://www.vernetzungsstelle.de/index.cfm?uuid=9ACB52DFC2975CC8AFAB65C5E11C4594&and_uuid=B25144470CB016EF889DBB692B1A4D09

40. LAG Niedersachsen

08.09.2015
http.//www.frauenbuerosinniedersachsen.de/index.
cfm?uuid=3DA35F8A72BF44B5825B2025868F-
8CI1F&and uuid=B68897A70F2EF60B21732851D-
356C3E5

08.09.2015 | Niedersachsinnen wiedergewdhlt

Auf dem Foto:

Martina Arndts-Haupt, Stadt Munster, Petra Borrmann, Stadt Delmen-
horst, Beate Ebeling, Stadt Wolfsburg, Heike Gerstenberger, Bezirksamt
Pankow von Berlin Roswitha Bocklage, Stadt Wuppertal Susanne L6b,
Landkreis Wolfenbuttel Annette Niesyto, Stadt Karlsruhe Inge Trame,
Stadt Gutersloh Brigitte Kowas, Bezirksamt Reinickendorf von Berlin.
Katrin Morof wurde in Abwesenheit gewahlt uns ist nicht auf dem Foto.

http://www.frauenbuerosinniedersachsen.de/index.
cfm?uuid=3DA35F8A72BF44B5825B2025868F8C1F&and
uuid=B6598174C298E3B650CF308191AA92CE

07.09.2015 | Gleichstellungspolitik in Niedersachsen

Zur Halbzeit der rot-griinen Landesregierung in Nieder-
sachsen ist in drei Broschiiren zu lesen, was die Koalition
bereits alles geschafft hat und noch schaffen will. Die
SPD sagt, was ,Gut fir’s Land” ist, die Griinen feiern
ihre ,Erfolge” und gemeinsam stellen sie noch mal fest,

Presseresonanz zur 23. Bundeskonferenz

wo Niedersachsen ,punktet”. Bei den niedersachsischen
Frauenverbadnden und —initiativen sowie den kommunalen
Gleichstellungsbeauftragten kann die Landesregierung
damit nicht punkten.

Die Bilanz von Landesfrauenrat und lag sieht zur Halbzeit
anders aus. Weder die Novellierung des Niedersachsi-
schen Kommunalverfassungsgesetzes (NKomVG) noch
des Niedersachsischen Gleichberechtigungsgesetzes
(NGG) sind in Sicht. Davon abgesehen versprechen die
Debatten um die Gesetzdnderungen auch keine bahn-
brechenden Erfolge.

Ein mogliches Parité-Gesetz wird nur im Verborgenen
geprift. Ob der schon lange angekiindigte und von
den Verbdnden aktiv unterstiitzte Rahmenplan fir ein
geschlechtergerechtes Niedersachsen mehr wird als eine
schon mal dagewesene Aufzahlung von best-practice-Bei-
spielen ist offen. Zudem wird Uiber eine Veranderung des
Zukunftstages flir Madchen und Jungen trotz Ankiindi-
gung bislang nicht gesprochen.

Erfolge kann die Landesregierung in der Weiterfiihrung
des politischen Mentoring-Programmes sowie in der
Wiedereinflihrung einer Frauenabteilung im Nieder-
sachsischen Ministerium fir Soziales, Gleichstellung und
Gesundheit verbuchen. Auch die beabsichtigte Einrichtung
einer Pflegekammer begriiBen beide Verbande. Positiv
ist weiterhin, dass im Rahmen der EU-Strukturfonds-Po-
litik die Férderung der Koordinierungsstellen ,Frau und
Wirtschaft”, trotz des Mittelrlickgangs um ein Drittel,
nicht gekiirzt wurde und weiterhin das FIFA-Programm
zur Integration von Frauen in den Arbeitsmarkt lauft.

In einem Beschluss der 25. Konferenz der Frauen- bzw.
Gleichstellungsministerinnen und —minister formulierten
die Teilnehmenden: ,Sie schatzen sie (die Gleichstellungs-
beauftragten) als wichtige Akteurinnen bei der Gestaltung
und Verbesserung der Lebenssituation von Frauen und
Mannern und stellen fest, dass infolge ihres Wirkens
die Chancengerechtigkeit in vielen kommunalen und
bezirklichen Bereichen deutlich erweitert und verbessert
wurde.” Sie rufen dazu auf, ,die Rolle der kommunalen
und bezirklichen Frauen- und Gleichstellungsbeauftragten
zu starken und deren Erfahrungen und Kompetenzen


http://www.frauenbuerosinniedersachsen.de/index.cfm?uuid=3DA35F8A72BF44B5825B2025868F8C1F&and_uuid=B68897A70F2EF60B21732851D356C3E5
http://www.frauenbuerosinniedersachsen.de/index.cfm?uuid=3DA35F8A72BF44B5825B2025868F8C1F&and_uuid=B68897A70F2EF60B21732851D356C3E5
http://www.frauenbuerosinniedersachsen.de/index.cfm?uuid=3DA35F8A72BF44B5825B2025868F8C1F&and_uuid=B68897A70F2EF60B21732851D356C3E5
http://www.frauenbuerosinniedersachsen.de/index.cfm?uuid=3DA35F8A72BF44B5825B2025868F8C1F&and_uuid=B68897A70F2EF60B21732851D356C3E5
http://www.frauenbuerosinniedersachsen.de/index.cfm?uuid=3DA35F8A72BF44B5825B2025868F8C1F&and_uuid=B6598174C298E3B650CF308191AA92CE
http://www.frauenbuerosinniedersachsen.de/index.cfm?uuid=3DA35F8A72BF44B5825B2025868F8C1F&and_uuid=B6598174C298E3B650CF308191AA92CE
http://www.frauenbuerosinniedersachsen.de/index.cfm?uuid=3DA35F8A72BF44B5825B2025868F8C1F&and_uuid=B6598174C298E3B650CF308191AA92CE

bei Prozessen von Politikgestaltung und Strukturver-
anderungen (z.B. bei Kommunalgebietsreformen) noch
breiter zu nutzen.”

Der Landesfrauenrat und die lag fordern die inhaltliche
und strategische Weiterentwicklung der niedersachsi-
schen Gleichstellungspolitik. Eine Modernisierung der
Gesellschaft gibt es ohne Geschlechtergerechtigkeit
nicht. Gleiche Rechte fiir Frauen und Ménner sind daftr
Voraussetzung.

Dies bedeutet: Frauen- und Gleichstellungspolitik ist
.Gut fir’s Land”. Das sollte die Landesregierung bis zur
nachsten Wahl in ihren Vorhaben erkennen lassen, wenn
sie 2018 bei den Wahlerinnen und Wahlern punkten will.

41. t-online

08.09.2015
http.//www.t-online.de/regionales/id_75327854
bundeskonferenz-der-gleichstellungsbeauftrag-

ten-in-rostock.html

Manuela Schwesig (SPD). Bundesfamilienministerin Manuela Schwesig
(SPD). Foto: Wolfgang Kumm/Archiv (Quelle: dpa)

Mehr als 400 kommunale Frauen- und Gleichstellungs-
beauftragten aus ganz Deutschland treffen sich heute in
Rostock zu ihrer 23. Bundeskonferenz. Zwei Tage soll es
unter dem Motto ,Gleichstellungspolitik 3.0" hauptséchlich
um die Veranderungen ihrer Arbeit und die vollig neuen
Herausforderungen gehen, die das Internetzeitalter mit
sich bringt. So verzeichnen die Gleichstellungsbeauftragten
eine starke Zunahme beim sogenannten Cybermobbing.
Dabei handelt es sich um Angriffe, Beleidigungen oder
Bedrohungen beispielsweise in sozialen Netzwerken. Bei

Presseresonanz zur 23. Bundeskonferenz

einer EU-weiten Befragung unter 42 000 Frauen hatten 20
Prozent der 18- bis 29-jahrigen angegeben, schon Opfer
von Online-Belastigung geworden zu sein. Zur Tagung
werden Bundesfamilienministerin Manuela Schwesig und
Landessozialministerin Birgit Hesse (beide SPD) erwartet.

42, Ostsee Zeitung
08.09.2015
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Jiirgen Klo
Hostock (dpa/mv) - Mehr als 400 kommunale Frauen- und fit wie nie
Gleichstellungsbeauftragten aus ganz Deuwutschiand treffen sich am Montag
( 10.00 Uhr) in Rostock zu ihrer 23. Bundeskonferenz. Zwei Tage soll es unter 3. FLOCHTLNG
dem Motio «Gleichstellungspolitik 3.0» hauptsachlich um die Veranderungen ihrer Warum die
Arbeit und dic villig ncucn Herausforderungen gehen, die das Internetzeitalter Krise untat
mit sich bringt.

4. VERMUTETE!
Wer liber d



45. Twitter BMFSFJ

07.09.2015
https://twitter.com/bmfsfj/sta-
tus/640871735877873664

Y

Familienministerium Verifizierter Account|@BMFSF)J

.@ManuelaSchwesig er6ffnet Bundeskonferenz der
Frauen- und Gleichstellungsbeauftragten:
http://www.bmfsfj.de/BMFSFJ)/gleichstellung,did=219154.

html ...

45. berlin.de Treptow

Berlin Treptow Pressemitteilung
http://www.berlin.de/ba-treptow-koepenick/ak-
tuelles/pressemitteilungen/2015/pressemittei-
lung.362722.php

23. Bundeskonferenz kommunaler Frauenbiiros und
Gleichstellungsstellen - Gleichstellungsarbeit

Presseresonanz zur 23. Bundeskonferenz

Bild: BAG

Pressemitteilung vom 09.09.2015
Fir eine bessere Zukunft von Frauen und Mannern

Die 23. Bundeskonferenz kommunaler Frauenbiiros und
Gleichstellungsstellen in Rostock ist erfolgreich zu Ende
gegangen.

Fliichtlingsfrauen brauchen besondere Unterstiitzung!
Freigewordene Bundesmittel fiir Kitaausbau!

Bessere Rahmenbedingungen fiir Frauen- und Gleich-
stellungsbeauftragte!

Diesen Forderungen schlieBt sich die Gleichstellungsbe-
auftragte furr Treptow-Kopenick, Anke Armbrust nach der
Teilnahme an der 23. Bundeskonferenz der kommunalen
Gleichstellungs- und Frauenbeauftragten Deutschlands
in Rostock an.

Gleichstellungspolitik 3.0 und Fliichtlingsfrauen:

Frauen und Méadchen fliehen u. a., weil sie in vielen Landern
als Teil der Kriegsfiihrung vergewaltigt werden. Auch auf
der Flucht werden sie haufig Opfer sexueller Gewalt. Sie
brauchen in Deutschland besondere Hilfesysteme, um die
erlebten Traumata zu bewaltigen. Sie brauchen Schutz vor
Gewalt und vor sexuellen Ubergriffen in Gemeinschafts-
unterklinften und sie brauchen Bildungsangebote, die
u.a. berlicksichtigen, dass viele von ihnen nicht lesen und
schreiben kénnen. Und sie brauchen niedrigschwellige
Angebote zur Gesundheitsversorgung.

Gleichstellungspolitik 3.0 und Bundesfinanzminister:


https://twitter.com/bmfsfj/status/640871735877873664
https://twitter.com/bmfsfj/status/640871735877873664
https://twitter.com/BMFSFJ
https://twitter.com/ManuelaSchwesig
http://www.bmfsfj.de/BMFSFJ/gleichstellung,did=219154.html
http://www.bmfsfj.de/BMFSFJ/gleichstellung,did=219154.html
http://www.berlin.de/ba-treptow-koepenick/aktuelles/pressemitteilungen/2015/pressemitteilung.362722.
http://www.berlin.de/ba-treptow-koepenick/aktuelles/pressemitteilungen/2015/pressemitteilung.362722.
http://www.berlin.de/ba-treptow-koepenick/aktuelles/pressemitteilungen/2015/pressemitteilung.362722.

Die freiwerdenden Mittel aus dem Betreuungsgeld
mussen in den Ausbau der Kindertagesstatten flieBen.
Es ist ein Unding, dass Wolfgang Schauble damit Haus-
haltslocher stopfen mochte. So sieht keine moderne
Familienpolitik aus. Fehlende Kinderbetreuung fiihrt
dazu, dass vor allem Mutter beruflich zurlickstecken. Die
Folgen: Fachkraftemangel, schlecht bezahlte Minijobs,
niedrige Renten, Altersarmut. Das kann nur durch mehr
Kitaplatze und eine gerechtere Arbeitsteilung zwischen
Manner und Frauen verhindert werden. Immer mehr
Vater wollen weniger arbeiten, sie wollen mehr Zeit mit
ihrer Familie verbringen.

Gleichstellungspolitik 3.0 = Verantwortung der Politik

Die Politik hat es immer noch nicht geschafft, Artikel 3,
Absatz 2 des Grundgesetzes einzulésen ,Manner und
Frauen sind gleichberechtigt.”. Aber bei uns verdienen
Frauen immer noch weniger als Manner. Frauen fehlen in
Fuhrungsetagen. Miitter haben schlechtere Chancen auf
dem Arbeitsmarkt als Vater. 39 % der Alleinerziehenden
und ihre Kinder sind von Armut bedroht.

Presseresonanz zur 23. Bundeskonferenz

Frauen- und Gleichstellungsbeauftragte brauchen mehr

Sie sollen die ganze Palette der gesamtgesellschaftlich
wichtigen gleichstellungspolitischen Themen abdecken,
dabei fachlich immer auf dem neuesten Stand sein und
nachhaltig daflir sorgen, dass Gleichberechtigung vor
Ort umgesetzt wird. Das Profil der Arbeit einer Gleich-
stellungsbeauftragten entspricht dem einer Managerin
und damit einer Fiihrungsposition
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46. Kleve. de

09.09.2015
http://www.kle-point.de/aktuell/neuigkeiten
eintrag.php?eintrag_id=130163

Gleichstellungsarbeit 3.0 - Fiir eine bessere Zukunft
von Frauen und Mannern

KLEVE. 23. Bundeskonferenz kommunaler Frauenbiiros
und Gleichstellungsstellen in Rostock erfolgreich zu
Ende gegangen

- Fliichtlingsfrauen brauchen besondere Unterstiit-
zung!

- Freigewordene Bundesmittel fiir Kitaausbau!

- Bessere Rahmenbedingungen fiir Frauen- und
Gleichstellungsbeauftragte!

Diesen Forderungen schlieft sich Klever Gleichstel-
lungsbeauftragte Yvonne Tertilte-Ribo nach der 23.
Bundeskonferenz der kommunalen Gleichstellungs-
und Frauenbeauftragten Deutschlands in Rostock an.

Gleichstellungspolitik 3.0 und Fliichtlingsfrauen:

Frauen und Madchen fliehen u. a., weil sie in vielen Lan-
dern als Teil der Kriegsfiihrung vergewaltigt werden. Auch
auf der Flucht werden sie haufig Opfer sexueller Gewalt.
Sie brauchen in Deutschland besondere Hilfesysteme,
um die erlebten Traumata zu bewaltigen. Sie brauchen
Schutz vor Gewalt und vor sexuellen Ubergriffen in
Gemeinschaftsunterkiinften und sie brauchen Bildungs-
angebote, die u.a. berticksichtigen, dass viele von ihnen
nicht lesen und schreiben kdnnen. Und sie brauchen
niedrigschwellige Angebote zur Gesundheitsversorgung.

Dazu sagte Bundesministerin Manuela Schwesig vor
den mehr als 350 Gleichstellungsbeauftragten:

Jch schatze die Arbeit der kommunalen Gleichstel-
lungsbeauftragten sehr. Ohne Sie ware vieles nicht
maoglich. Aktuell ist die Unterbringung und Versorgung
von Fliichtlingen eine der groBten Herausforderungen
vor Ort. Besonders die Frauen und Kinder, die bei uns

Presseresonanz zur 23. Bundeskonferenz

ankommen und Schutz suchen, sind durch Krieg und
Gewalt schwer traumatisiert. Ich begriiBe es sehr, dass Sie
sich vor Ort daflr stark machen, dass auf die Bedirfnisse
dieser Frauen so gut es geht Riicksicht genommen wird.
Dazu gehort eine angemessene Unterbringung ebenso
wie der Zugang zu speziellen Beratungsangeboten. Dies
ist nur ein Beispiel, wie sehr Ihre Arbeit gebraucht wird.
Sie unterstltzen, wo Frauen ganz konkrete Hilfe suchen.”

Gleichstellungsbeauftragte Yvonne Tertilte-Riibo
fordert:

Bundesmittel speziell fiir die Unterstlitzung von gefliich-
teten Frauen und Madchen.

Gleichstellungspolitik 3.0 und Bundesfinanzminister:

Die freiwerdenden Mittel aus dem Betreuungsgeld
mussen in den Ausbau der Kindertagesstatten flieBen.
Es ist ein Unding, dass Wolfgang Schauble damit Haus-
haltslocher stopfen mochte. So sieht keine moderne
Familienpolitik aus. Fehlende Kinderbetreuung flihrt
dazu, dass vor allem Mutter beruflich zurtckstecken.
Die Folgen: Fachkraftemangel, schlecht bezahlte Mini-
jobs, niedrige Renten, Altersarmut. Das kann nur durch
mehr Kitaplatze und eine gerechtere Arbeitsteilung
zwischen Manner und Frauen verhindert werden. Immer
mehr Vater auch in meiner Kommune wollen weniger
Stunden arbeiten, sie wollen mehr Zeit mit ihrer Familie
verbringen, so Gleichstellungsbeauftragte Tertilte-Ribo..

Unterstiitzung fiir diese Forderung von Bundesfami-
lienministerin Manuela Schwesig:

,Es gibt mittlerweile viele Manner die als Vater sagen:
Auch ich will Zeit mit meiner Familie verbringen, ich will
nicht nur zum Gutenachtkuss zuhause sein. Ich mochte
auch in Teilzeit gehen, Elternzeit nehmen. Oft werden
daftir Manner daflir noch schrag angeschaut. Deswegen
sollten wir diese modernen Vater unterstiitzen. Wenn die
Zeit fur Familienaufgaben fairer verteilt ist, dann wird
auch endlich die Arbeitszeit fairer verteilt. Dann kommen
die Frauen aus der Mini-Teilzeitfalle und haben beruf-
liche Perspektiven und bessere Einkommenschancen.”

Nur wenige Arbeitgeber auch in Kleve haben bisher auf die
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Forderung von Vatern einer besseren Vereinbarkeit reagiert
und sehen immer noch lieber die Frauen in Eltern- und Teil-
zeit. Deshalb braucht es neue geschlechtergerechte Arbeits-
zeitmodelle, wie z.B. das der Familienzeit (30 Stunden pro
Woche), das Bundesministerin Schwesig vorgeschlagen hat.

Gleichstellungspolitik 3.0 = Verantwortung der Politik

Die Politik hat es immer noch nicht geschafft, Artikel 3,
Absatz 2 des Grundgesetzes einzuldsen: ,Manner und
Frauen sind gleichberechtigt.”. Aber bei uns verdienen
Frauen immer noch weniger als Manner. Frauen fehlen
in Fihrungsetagen. Mutter haben schlechtere Chancen
auf dem Arbeitsmarkt als Vater. 39 % der Alleinerzie-
henden und ihre Kinder sind von Armut bedroht. Die
Politik muss endlich fur Geschlechtergerechtigkeit und
eine gute Zukunft von Frauen und Mannern sorgen.

Frauen- und Gleichstellungsbeauftragte brauchen mehr

Sie sollen die ganze Palette der gesamtgesellschaftlich
wichtigen gleichstellungspolitischen Themen abdecken,
dabei fachlich immer auf dem neuesten Stand sein und
nachhaltig daflir sorgen, dass Gleichberechtigung vor
Ort umgesetzt wird. Das Profil der Arbeit einer Gleich-
stellungsbeauftragten entspricht dem einer Managerin
und damit einer Fihrungsposition! Mit ihrer Arbeit
fordern sie eine gleichberechtigte Gesellschaft. Dadurch
erhoht sich auch der wirtschaftliche Erfolg fiir Alle!

Dazu Manuela Schwesig:

Jch drgere mich oft, dass die Arbeit die vor Ort die Frau-
en- und Gleichstellungsbeauftragten machen, gar nicht so
wertgeschatzt wird, wie es eigentlich sein miisste. Ob eine
Frau gute berufliche Chancen hat, ob die Vereinbarkeit
von Beruf und Familie fir Frauen und Manner gut geht,
ob genug Frauenhauser und Beratungsangebote da sind,
das entscheidet sich vor Ort. Und wenn wir nicht diese
taffen Frauen- und Gleichstellungsbeauftragten hatten,
dann hatten wir viel weniger und eigentlich brauchten
wir sogar noch mehr und das ist nattirlich meine Aufgabe
diese Arbeit zu unterstutzen.”

Presseresonanz zur 23. Bundeskonferenz
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Gleichstellungsbeauftragte kritisiert Nordhorner Unter-
nehmen

Grafschaft Bentheim — Die Gleichstellungsbeauftragte
Julia Stegt hat zusammen mit ihrer Nordhorner Kollegin
Anja Millewski die Bundeskonferenz der kommunalen
Frauenbiros und Gleichstellungsbeauftragten in Rostock
besucht. Neben der aktuellen Fllichtlingsdebatte waren
der Ausbau von Kindertagesstatten und die familiare
Arbeitsteilung von Mann und Frau Thema der Konferenz.
Milewski kritisiert hier auch Arbeitgeber in Nordhorn.
Diese gingen oft nicht auf die Forderung vieler Vater ein,
Beruf und Familie besser zu vereinen. Zudem sahen sie
lieber weibliche Mitarbeiter in Eltern- beziehungsweise
Teilzeit. Abhilfe sieht die Gleichstellungsbeauftragte zum
Beispiel in dem sogenannten Modell der Familienzeit. Es
sieht eine 30-Stunden-Woche vor, bei der auch Zeit fur
die Familie bleibt./seb
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Bundesarbeitsgemeinschaft Kommunaler Frauenbiiros
09.09.2015

Gleichstellungsarbeit 3.0

Fiir eine bessere Zukunft von Frauen und Mannern

23. Bundeskonferenz kommunaler Frauenbiros und
Gleichstellungsstellen in Rostock erfolgreich zu Ende
gegangen

- Fluchtlingsfrauen brauchen besondere Unterstiitzung!

- Freigewordene Bundesmittel fur Kitaausbau!

- Bessere Rahmenbedingungen fiir Frauen- und
Gleichstellungsbeauftragte!

Diesen Forderungen schliet sich Dorit Bethke, die
Gleichstellungsbeauftragte der Stadt Biinde nach der
Teilnahme an der 23. Bundeskonferenz der kommunalen
Gleichstellungs- und Frauenbeauftragten Deutschlands
in Rostock an.

Gleichstellungspolitik 3.0 und Fliichtlingsfrauen:
Frauen und Madchen fliehen u. a., weil sie in vielen

Presseresonanz zur 23. Bundeskonferenz

Landern als Teil der Kriegsfihrung vergewaltigt werden.
Auch auf der Flucht werden sie haufig Opfer sexueller
Gewalt. Sie brauchen in Deutschland besondere Hilfe-
systeme, um die erlebten Traumata zu bewadltigen. Sie
brauchen Schutz vor Gewalt und Bildungsangebote, die
u.a. berlicksichtigen, dass viele von ihnen nicht lesen und
schreiben kénnen. Und sie brauchen niedrigschwellige
Angebote zur Gesundheitsversorgung.

Dazu sagte Bundesministerin Manuela Schwesig
vor den mehr als 350 Gleichstellungsbeauftragten:
Jch schatze die Arbeit der kommunalen Gleichstel-
lungsbeauftragten sehr. Ohne Sie ware vieles nicht
moglich. Aktuell ist die Unterbringung und Versorgung
von Fllchtlingen eine der groBten Herausforderungen
vor Ort. Besonders die Frauen und Kinder, die bei uns
ankommen und Schutz suchen, sind durch Krieg und
Gewalt schwer traumatisiert. Ich begriiBe es sehr, dass Sie
sich vor Ort daflr stark machen, dass auf die Bedirfnisse
dieser Frauen so gut es geht Riicksicht genommen wird.
Dazu gehort eine angemessene Unterbringung ebenso
wie der Zugang zu speziellen Beratungsangeboten. Dies
ist nur ein Beispiel, wie sehr Ihre Arbeit gebraucht wird.
Sie unterstltzen, wo Frauen ganz konkrete Hilfe suchen.”

Gleichstellungsbeauftragte Dorit Bethke fordert: Bun-
desmittel speziell fir die Unterstiitzung von gefliichteten
Frauen und Madchen.

Gleichstellungspolitik 3.0 und Ausbau von Kinder-
betreuungsméglichkeiten:

Die freiwerdenden Mittel aus dem Betreuungsgeld
mussen in den Ausbau der Kindertagesstatten flieBen.
Fehlende Kinderbetreuung fiihrt dazu, dass vor allem
Matter beruflich zurlckstecken. Die Folgen: Fachkraf-
temangel, schlecht bezahlte Minijobs, niedrige Renten,
Altersarmut. Das kann nur durch mehr Kitaplatze und
eine gerechtere Arbeitsteilung zwischen Manner und
Frauen verhindert werden. Immer mehr Vater wollen
weniger arbeiten, sie wollen mehr Zeit mit ihrer Familie
verbringen, so Dorit Bethke.

Unterstiitzung fiir diese Forderung von Bundesfami-
lienministerin Manuela Schwesig:
.Es gibt mittlerweile viele Manner die als Vater sagen:
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Auch ich will Zeit mit meiner Familie verbringen, ich will
nicht nur zum Gutenachtkuss zuhause sein. Ich méchte
auch in Teilzeit gehen, Elternzeit nehmen. Oft werden
daftir Manner dafiir noch schrag angeschaut. Deswegen
sollten wir diese modernen Vater unterstiitzen. Wenn die
Zeit fur Familienaufgaben fairer verteilt ist, dann wird auch
endlich die Arbeitszeit fairer verteilt. Dann kommen die
Frauen aus der Mini-Teilzeitfalle und haben berufliche
Perspektiven und bessere Einkommenschancen.”

Gleichstellungspolitik 3.0 = Verantwortung der
Politik und Arbeit der Gleichstellungsbeauftragten
Die Politik hat es immer noch nicht geschafft, Artikel 3,
Absatz 2 des Grundgesetzes einzuldsen ,Manner und Frau-
en sind gleichberechtigt.”. Aber bei uns verdienen Frauen
immer noch weniger als Manner. Frauen fehlen in Fiihrungs-
etagen, im Stadtrat und auf Blirgermeistersesseln. Mutter
haben schlechtere Chancen auf dem Arbeitsmarkt als Véter.
39 % der Alleinerziehenden und ihre Kinder sind von
Armut bedroht.

Die Politik muss endlich fiir Geschlechtergerechtigkeit
und eine gute Zukunft von Frauen und Mannern sorgen.
Die Frauen- und Gleichstellungsbeauftragten setzen sich
vor Ort fur die ganze Palette der gesamtgesellschaftlich
wichtigen gleichstellungspolitischen Themen ein und
fordern so eine gleichberechtigte Gesellschaft.

Dazu Manuela Schwesig:

Jch argere mich oft, dass die Arbeit die vor Ort die
Frauen- und Gleichstellungsbeauftragten machen, gar
nicht so wertgeschatzt wird, wie es eigentlich sein
misste. Ob eine Frau gute berufliche Chancen hat, ob
die Vereinbarkeit von Beruf und Familie fir Frauen und
Manner gut geht, ob genug Frauenhduser und Bera-
tungsangebote da sind, das entscheidet sich vor Ort. Und
wenn wir nicht diese taffen Frauen- und Gleichstellungs-
beauftragten hatten, dann hatten wir viel weniger und
eigentlich brauchten wir sogar noch mehr und das ist
natirlich meine Aufgabe diese Arbeit zu unterstiitzen.”

Ich wiinsche mir: Die rechtlichen Rahmenbedingungen
und die Ausstattung in den Kommunen/Kreisen mussen
fur die kommunalen Frauen- und Gleichstellungsbiros
verbessert werden!

Presseresonanz zur 23. Bundeskonferenz
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10. September 2015 | Fiir die Sache der Frauen

Wuppertl / Rostock. Die Wuppertaler Gleichstellungsbe-
auftragte Roswitha Bocklage ist neue Bundessprecherin
der Bundesarbeitsgemeinschaft (BAG) kommunaler
Frauenbiros in Deutschland. Sie wurde auf der 23. Bun-
deskonferenz der kommunalen Frauen- und Gleichstel-
lungsbeauftragten gewahlt, die vom 6. bis 8. September
2015 in Rostock-Warnemunde stattfand.

In der BAG haben sich die weiblichen, hauptamtlichen,
kommunalen Frauen- und Gleichstellungsbeauftragten
zusammengeschlossen. Sie vertreten die Interessen von
Frauen auf Bundesebene und schaffen ein bundesweites
Forum fiir frauenpolitische Diskussionen, sichern den
Erfahrungsaustausch und den Informationsfluss zwi-
schen den Kolleginnen und kléren Fragen des eigenen
Berufsstandes.

Die Bundeskonferenz ist das frauenpolitische Diskussi-
onsforum aller Frauen- und Gleichstellungsbeauftragten.
Sie findet im Abstand von 18 Monaten statt, fasst Be-
schlisse auf der Grundlage von Antragen und wahlt die
Sprecherinnen. In dem Bundessprecher-Gremium sind
elf Frauen vertreten.

50. Vechte News

10.09.2015
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23. Bundeskonferenz kommunaler Frauenbiros und
Gleichstellungsstellen in Rostock erfolgreich zu Ende
gegangen

10.09.15
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Gleichstellungsarbeit 3.0 — Fiir eine bessere Zukunft von
Frauen und Mannern

Rostock/Nordhorn. Unter dem Motto ,Gleichstellungs-
arbeit 3.0" stand die diesjahrige Bundeskonferenz der
kommunalen Frauenbiiros und Gleichstellungsbeauf-
tragten in Rostock. Die Veranstaltung, an der neben
Bundesfamilienministerin Manuela Schwesig rund 400
Gleichstellungsbeauftragte aus ganz Deutschland teil-
nahmen, befasste sich vor allem mit der zukunftsfahigen
Gestaltung und Neuausrichtung der Gleichstellungsarbeit.

(Foto: Bundesarbeitsgemeinschaft (BAG) kommunaler Frauenbiiros
und Gleichstellungsstellen)

Die 23. Bundeskonferenz der kommunaler Frauen-
blros und Gleichstellungsstellen fand in Rostik statt.

Ein positives Fazit ziehen auch die regionalen Gleich-
stellungsbeauftragten der Stadt Nordhorn und des
Landkreises Grafschaft Bentheim Anja Milewski und Julia
Stegt. Bundesministerin Manuela Schwesig eroffnete
die Konferenz mit mehr als 350 Gleichstellungsbeauf-
tragten aus dem ganzen Bundesgebiet: ,Ich schatze die
Arbeit der kommunalen Gleichstellungsbeauftragten
sehr. Ohne Sie ware vieles nicht moglich. Aktuell ist die
Unterbringung und Versorgung von Flichtlingen eine
der groBten Herausforderungen vor Ort. Besonders die
Frauen und Kinder, die bei uns ankommen und Schutz
suchen, sind durch Krieg und Gewalt schwer traumatisiert.
Ich begriBe es sehr, dass Sie sich vor Ort dafiir stark
machen, dass auf die Bedrfnisse dieser Frauen so gut
es geht Ricksicht genommen wird. Dazu gehort eine
angemessene Unterbringung ebenso wie der Zugang
zu speziellen Beratungsangeboten.

Dies ist nur ein Beispiel, wie sehr Ihre Arbeit gebraucht
wird. Sie unterstiitzen, wo Frauen ganz konkrete Hilfe
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suchen.” Zudem betonte Schwesig: ,Es gibt mittlerweile
viele Manner, die als Vater sagen: Auch ich will Zeit mit
meiner Familie verbringen, ich will nicht nur zum Gu-
tenachtkuss zuhause sein. Ich mochte auch in Teilzeit
gehen, Elternzeit nehmen. Oft werden dafiir Manner
dafuir noch schrdg angeschaut. Deswegen sollten wir
diese modernen Vater unterstlitzen. Wenn die Zeit
fur Familienaufgaben fairer verteilt ist, dann wird auch
endlich die Arbeitszeit fairer verteilt. Dann kommen die
Frauen aus der Mini-Teilzeitfalle und haben berufliche
Perspektiven und bessere Einkommenschancen.”
Dieser Betrachtung schlossen sich die versammelten
Gleichstellungsbeaufragte an und forderten die Bundes-
regierung auf, dass zum Beispiel die freiwerdenden Mittel
aus dem Betreuungsgeld in den Ausbau der Kinderta-
gesstatten flieBen, anstatt anderweitige Haushaltslocher
zu stopfen. Auch Julia Stegt, Gleichstellungsbeauftragte
des Landkreises Grafschaft Bentheim betont: ,Fehlende
Kinderbetreuung fiihrt oft dazu, dass vor allem Miitter
beruflich zurtickstecken. Die Folgen: Fachkraftemangel,
schlecht bezahlte Minijobs, niedrige Renten, Altersarmut.
Das kann nur durch den Ausbau von Kitaplatzen und
eine gerechtere Arbeitsteilung zwischen Mannern und
Frauen verhindert werden.”

Anja Milewski, stadtische Gleichstellungsbeaufragte
erganzt: ,Nur wenige Arbeitgeber — auch in Nordhorn
—haben bisher auf die Forderung von Vatern nach einer
besseren Vereinbarkeit von Beruf und Familie reagiert
und sehen immer noch lieber die Frauen in Eltern- und
Teilzeit. Deshalb ist es richtig, Uber neue geschlechter-
gerechte Arbeitszeitmodelle zu diskutieren.”

Dazu zahlt Milewski beispielsweise das Modell der Fami-
lienzeit mit 30 Stunden pro Woche, das Bundesministerin
Schwesig vorgeschlagen hat. Diskutiert wurde auch
das Aufgabenspektrum der kommunalen Frauen- und
Gleichstellungsbeauftragten. So wird erwartet, dass sie
die Palette der gesamtgesellschaftlich wichtigen gleich-
stellungspolitischen Themen abdecken, dabei fachlich
immer auf dem neuesten Stand sind und nachhaltig dafiir
sorgen, dass Gleichberechtigung vor Ort umgesetzt wird.
Das Profil der Arbeit einer Gleichstellungsbeauftragten
entspricht dem einer Managerin und damit einer Fih-
rungsposition.

Oft sind aber Ausstattung und Bezahlung nicht dem-
entsprechend. Dazu Manuela Schwesig: ,Ich argere



mich oft, dass die Arbeit, die vor Ort die Frauen- und
Gleichstellungsbeauftragten machen, gar nicht so wert-
geschatzt wird, wie es eigentlich sein musste. Ob eine
Frau gute berufliche Chancen hat, ob die Vereinbarkeit
von Beruf und Familie fiir Frauen und Manner gut geht,
ob genug Frauenhauser und Beratungsangebote da sind,
das entscheidet sich vor Ort. Und wenn wir nicht diese
taffen Frauen- und Gleichstellungsbeauftragten hatten,
dann hatten wir viel weniger und eigentlich brauchten
wir sogar noch mehr und das ist nattirlich meine Aufgabe
diese Arbeit zu unterstiitzen.”

Die beiden Gleichstellungsbeauftragten der Stadt Nordhorn
und des Landkreises Grafschaft Bentheim Anja Milewski
und Julia Stegt sind sich einig: ,Der positive Riickenwind
von Bundesministerin Manuela Schwesig und den Gleich-
stellungsbeauftragten aus dem gesamten Bundesgebiet
ist eine wichtige Unterstlitzung unserer Arbeit und der
unserer neben- und ehrenamtlichen Kolleginnen aus
den kreisangehorigen Kommunen hier in der Region.”

51. Henstedt-Ulzburg.de
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Flr eine bessere Zukunft von Frauen und Mannern
10.09.2015 17:35
Gleichstellungspolitik und Fliichtlingsfrauen:

Frauen und Madchen fliehen u. a,, weil sie in vielen Landern
als Teil der Kriegsfiihrung vergewaltigt werden. Auch auf
der Flucht werden sie haufig Opfer sexueller Gewalt. Sie
brauchen in Deutschland besondere Hilfesysteme, um die
erlebten Traumata zu bewaltigen. Sie brauchen Schutz vor
Gewalt und vor sexuellen Ubergriffen in Gemeinschafts-
unterkiinften und sie brauchen Bildungsangebote, die
u.a. beriicksichtigen, dass viele von ihnen nicht lesen und
schreiben kdnnen. Und sie brauchen niedrigschwellige
Angebote zur Gesundheitsversorgung.

Dazu sagte Bundesministerin Manuela Schwesig vor den
mehr als 350 Gleichstellungsbeauftragten: ,Ich schatze

Presseresonanz zur 23. Bundeskonferenz

die Arbeit der kommunalen Gleichstellungsbeauftragten
sehr. Ohne Sie ware vieles nicht mdglich. Aktuell ist die
Unterbringung und Versorgung von Fliichtlingen eine
der groBten Herausforderungen vor Ort. Besonders die
Frauen und Kinder, die bei uns ankommen und Schutz
suchen, sind durch Krieg und Gewalt schwer traumatisiert.
Ich begriiBe es sehr, dass Sie sich vor Ort daflir stark
machen, dass auf die Bedirfnisse dieser Frauen so gut
es geht Ricksicht genommen wird.

Dazu gehort eine angemessene Unterbringung ebenso
wie der Zugang zu speziellen Beratungsangeboten. Dies
ist nur ein Beispiel, wie sehr Ihre Arbeit gebraucht wird.
Sie unterstlitzen, wo Frauen ganz konkrete Hilfe suchen.”

Gleichstellungspolitik und Kitaausbau:

Die freiwerdenden Mittel aus dem Betreuungsgeld miissen
in den weiteren Ausbau der Kindertagesstatten flieBen.
Fehlende Kinderbetreuung fiihrt dazu, dass vor allem
Matter beruflich zurlckstecken. Die Folgen: Fachkraf-
temangel, schlecht bezahlte Minijobs, niedrige Renten,
Altersarmut. Das kann nur durch mehr Kitaplatze und
eine gerechtere Arbeitsteilung zwischen Manner und
Frauen verhindert werden.

Unterstiitzung gibt es fiir diese Forderung von Bundes-
familienministerin Manuela Schwesig:

,Es gibt mittlerweile viele Manner die als Vater sagen:
Auch ich will Zeit mit meiner Familie verbringen, ich will
nicht nur zum Gutenachtkuss zuhause sein. Ich méchte
auch in Teilzeit gehen, Elternzeit nehmen. Oft werden
Manner dafiir noch schrdg angeschaut. Deswegen sollten
wir diese modernen Vater unterstiitzen. Wenn die Zeit
fir Familienaufgaben fairer verteilt ist, dann wird auch
endlich die Arbeitszeit fairer verteilt. Dann kommen die
Frauen aus der Mini-Teilzeitfalle und haben berufliche
Perspektiven und bessere Einkommenschancen.”

Artikel 3, Absatz 2 des Grundgesetzes ,Manner und Frauen
sind gleichberechtigt. Der Staat fordert die tatsachliche
Durchsetzung der Gleichberechtigung von Frauen und
Mannern (...)" Aber bei uns verdienen Frauen immer noch
weniger als Manner. Frauen fehlen in Fihrungsetagen, im
Kommunalparlamenten/Gemeindevertretungen und auf
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Blrgermeistersesseln. Mitter haben schlechtere Chancen
auf dem Arbeitsmarkt als Vater. 39 % der Alleinerziehen-
den und ihre Kinder sind von Armut bedroht. Politik ist in
der Pflicht, fir Geschlechtergerechtigkeit und eine gute
Zukunft von Frauen und Ménnern zu sorgen.

Frauen- und Gleichstellungsbeauftragte brauchen mehr

Sie sollen die ganze Palette der gesamtgesellschaftlich
wichtigen gleichstellungspolitischen Themen abdecken,
dabei fachlich immer auf dem neuesten Stand sein und
nachhaltig daflir sorgen, dass Gleichberechtigung vor
Ort umgesetzt wird. Das Profil der Arbeit einer Gleich-
stellungsbeauftragten entspricht dem einer Managerin
und damit einer Fihrungsposition! Doch oft sind die
Eingruppierung und damit die Bezahlung vergleichswei-
se schlecht. Meist haben sie kein Personal und ein nur
geringes Budget. Geld firr Fortbildungen oder Dienst-
reisen ist knapp. Aber! Mit ihrer Arbeit foérdern sie eine
gleichberechtigte Gesellschaft. Dadurch erhdht sich auch
der wirtschaftliche Erfolg fiir Alle!

Dazu Manuela Schwesig:

Jch drgere mich oft, dass die Arbeit, die die Frauen- und
Gleichstellungsbeauftragten vor Ort machen, gar nicht
so wertgeschatzt wird, wie es eigentlich sein misste. Ob
eine Frau gute berufliche Chancen hat, ob die Vereinbar-
keit von Beruf und Familie fiir Frauen und Manner gut
geht, ob genug Frauenhauser und Beratungsangebote
da sind, das entscheidet sich vor Ort. Die rechtlichen
Rahmenbedingungen und die Ausstattung in den Kom-
munen/Kreisen missen fur die kommunalen Frauen- und
Gleichstellungsbiiros verbessert werden!”

52. Kiezleben Charlottenburg

11.09.2015
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tuation-gefichteter-frauen-68552

Gleichstellungskonferenz betrachtete Situation gefliich-
teter Frauen

Presseresonanz zur 23. Bundeskonferenz

Die 23. Bundeskonferenz kommunaler Frauen- und
Gleichstellungsbeauftragter vom 06. bis 08.09.2015 sei
erfolgreich zu Ende gegangen, meldet das Bezirksamt
Charlottenburg-Wilmersdorf, dessen Gleichstellungs-
beauftragte Carolina Bohm bei der Veranstaltung in
Rostock vertreten war.

Zu Beginn sagte Bundesministerin Manuela Schwesig
(SPD) vor den mehr als 350 Gleichstellungsbeauftrag-
ten: ,Ich schatze die Arbeit der kommunalen Gleich-
stellungsbeauftragten sehr. Ohne Sie ware vieles nicht
moglich. Aktuell ist die Unterbringung und Versorgung
von Fllchtlingen eine der groBten Herausforderungen
vor Ort. Besonders die Frauen und Kinder, die bei uns
ankommen und Schutz suchen, sind durch Krieg und
Gewalt schwer traumatisiert. Ich begriiBe es sehr, dass Sie
sich vor Ort daflr stark machen, dass auf die Bedirfnisse
dieser Frauen so gut es geht Riicksicht genommen wird.
Dazu gehort eine angemessene Unterbringung ebenso
wie der Zugang zu speziellen Beratungsangeboten. Dies
ist nur ein Beispiel, wie sehr Ihre Arbeit gebraucht wird.
Sie unterstltzen, wo Frauen ganz konkrete Hilfe suchen.”

Fokus auf gefliichteten Frauen

Diesen Eingangsworten entsprechend fasste die Kon-
ferenz zahlreiche Beschliisse, die die Unterbringung
gefliichteter Frauen in den Kommunen betreffen. Hierzu
gehorten in erster Linie die schnelle und unkomplizierte
Gesundheitsversorgung, insbesondere fiir Schwangere,
die Bereitstellung von sicheren Unterkiinften, nach Még-
lichkeit mit Schutzraumen fiir Frauen, sowie adaquate
Bildungsmdglichkeiten. Viele Frauen flichteten aus
Landern, in denen ihnen der Zugang zu Bildungseinrich-
tungen verwehrt oder erschwert wurde, dies muss hier
vor Ort entsprechend bertiicksichtigt werden. Dariiber
hinaus fasste die Konferenz Beschliisse zu Themen wie
Starkung von Opferrechten in Strafverfahren, steuerlichen
Verbesserungen fir Ein-Eltern-Familien und die Verbes-
serung der Versicherungssituation fiir Beschaftigte im
Bereich der Tagespflege.

Positives Fazit

Die Gleichstellungsbeauftragte Carolina Bohm zog ein
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positives Fazit: ,Der bundesweite Austausch unter den
kommunalen Gleichstellungsbeauftragten ist produktiv
und interessant im Hinblick auf die unterschiedlichen
Perspektiven. Mehr Gleichstellung der Geschlechter
bedeutet immer ein Mehr an Demokratie fiir die Ge-
sellschaft, das ist das Ziel unser aller taglicher Arbeit, in
allen Bundeslandern.”

Bezirksamt Charlottenburg-Wilmersdorf / Berlin
Online

53. Tagesschau
twitter 13.09.2015

tagesschau (@tagesschau) twitterte am 3:12 AM on Fr,,
Sep. 11, 2015:

Verfolgte Frauen: Wenn die Angst in Deutschland nicht
endet

http://t.co/ZfF)sttNVI #Frauen #Flichtlinge

(https://twitter.com/tagesschau/
status/642143703533023232)
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Delmenhorst
Petra Borrmann wiedergewahlt
Annika Litje 14.09.2015

Die Delmenhorster Gleichstellungsbeauftragte Petra
Borrmann ist in Warnemiinde auf der 23. Bundeskon-
ferenz kommunaler Frauenbiros von den anwesenden
400 Kolleginnen zum zweiten Mal zur Bundessprecherin
gewahlt worden. Damit wird Borrmann fiir weitere drei
Jahre die etwa 1900 kommunalen Gleichstellungsstellen auf
Bundesebene vertreten —zusammen mit ihren Kolleginnen
aus Wolfsburg, Wuppertal, Karlsruhe, Miinster und Berlin

Presseresonanz zur 23. Bundeskonferenz

sowie aus den Landkreisen Helmstedt und Wolfenbiittel.
Die Sprecherinnen halten Kontakt zu Verbanden und
Parteien und beziehen zu aktuellen Themen der Frau-
enpolitik und Chancengleichheit fir beide Geschlechter
Stellung. So sagte Borrmann auf der Konferenz: ,Trotz
guter Ansatze auch in unserer Stadtverwaltung gibt es
noch zu wenig Modelle, die auch Ménner bei der Ver-
einbarkeit von Beruf und Familie unterstiitzen, obwohl
Vater zunehmend mehr Zeit mit ihren Kindern verbrin-
gen wollen. Daher bin ich fiir moderne Regelungen zur
Familienarbeitszeit fur Frauen und Manner.”

55. Wiehl.de

14.09.2015
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richten/4849-fuer-eine-bessere-zukunft-von-frau-

en-und.html

Fur eine bessere Zukunft von Frauen und Mannern:
Gleichstellungsarbeit 3.0

(15. September 2015) Auch die Wiehler Gleichstellungs-
beauftragte Bettina Loidl war eine der Teilnehmenden an
der Konferenz Gleichstellungsarbeit 3.0, der 23. Bundes-
konferenz kommunaler Frauenbiiros und Gleichstellungs-
stellen in Rostock, auf der insgesamt 380 Kolleginnen
aus allen Bundeslandern in Workshops arbeiteten und
sich austauschten.

BegriiBt wurden die Teilnehmerinnen von Bundesministerin
Manuela Schwesig, die in ihrer eingehenden, dezidierten
und motivierenden Rede folgende Schwerpunktthemen
besetzte:

Flichtlingsfrauen
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Vereinbarkeit Familie und Beruf (Kinderbetreuung, Pflege )
Existenzsicherung von Frauen

Geschlechtergerechte Teilhabe in allen Bereichen der
Gesellschaft (Politik, Fiihrungsetagen, Berufsbildern etc)

Rahmenbedingungen/Qualitatssicherung der Frauen-
und Gleichstellungsbiros

Fliichtlingsfrauen:

Frauen und Madchen fliehen u. a., weil sie in vielen
Landern als Teil der Kriegsfilhrung Gewalt ausgesetzt
sind. Auch auf der Flucht werden sie haufig Opfer se-
xueller Gewalt. Sie brauchen in Deutschland besondere
Hilfesysteme, um die erlebten Traumata zu bewaltigen.
Sie brauchen Schutz vor Gewalt und vor sexuellen Uber-
griffen in Gemeinschaftsunterkiinften und sie brauchen
Bildungsangebote, die u.a. berlicksichtigen, dass viele
von ihnen nicht lesen und schreiben kénnen. Und sie
brauchen niedrigschwellige Angebote zur Gesund-
heitsversorgung. Dazu sagte Bundesministerin Manuela
Schwesig vor den Gleichstellungsbeauftragten: ,Aktuell
ist die Unterbringung und Versorgung von Fliichtlingen
eine der groBten Herausforderungen vor Ort. Besonders
die Frauen und Kinder, die bei uns ankommen und
Schutz suchen, sind durch Krieg und Gewalt schwer
traumatisiert. Es ist notwendig, dass auf die Bedirfnisse
dieser Frauen so gut es geht Riicksicht genommen wird.
Dazu gehort eine angemessene Unterbringung ebenso
wie der Zugang zu speziellen Beratungsangeboten.”

Vereinbarkeit Familie und Beruf

Die freiwerdenden Mittel aus dem Betreuungsgeld sollten
in den Ausbau der Kindertagesstatten flieBen. Fehlen-
de Kinderbetreuung flihrt dazu, dass vor allem Mutter
beruflich zuriickstecken. Die Folgen: Fachkraftemangel,
schlecht bezahlte Minijobs, niedrige Renten, Altersarmut.
Das kann nur durch mehr Kinderbetreuungsplédtze und
eine gerechtere Arbeitsteilung zwischen Manner und
Frauen verhindert werden Bundesfamilienministerin
Manuela Schwesig: ,Es gibt mittlerweile viele Manner,
die als Vater sagen: Auch ich will Zeit mit meiner Familie
verbringen, ich will nicht nur zum Gutenachtkuss zu-
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hause sein. Ich mdchte auch in Teilzeit gehen, Elternzeit
nehmen. Oft werden dafiir Manner dafiir noch schrag
angeschaut. Deswegen sollten wir diese modernen Va-
ter unterstiitzen. Wenn die Zeit flr Familienaufgaben
fairer verteilt ist, dann wird auch endlich die Arbeitszeit
fairer verteilt. Dann kommen die Frauen aus der Mi-
ni-Teilzeitfalle und haben berufliche Perspektiven und
bessere Einkommenschancen. Wir brauchen ein Gesetz
zur Familienarbeitszeit und den Ausbau der Kitaplatze
mit den freiwerdenden Mittel aus dem Betreuungsgeld”

Geschlechtergerechte Teilhaben

Es wurde immer noch nicht geschafft, Artikel 3, Absatz 2
des Grundgesetzes einzuldsen ,Manner und Frauen sind
gleichberechtigt.”. Auch bei uns verdienen Frauen immer
noch weniger als Manner (equal pay gap 23%). Frauen feh-
len in Fiihrungsetagen, im Kommunalparlamenten/Stadtrat
und auf Blirgermeistersesseln. Miitter haben schlechtere
Chancen auf dem Arbeitsmarkt als Vater. 39 % der Al-
leinerziehenden und ihre Kinder sind von Armut bedroht.
Alle politischen Kréafte, auf allen Ebenen sind aufge-
fordert endlich fiir Geschlechtergerechtigkeit und eine
gute Zukunft von Frauen und Mannern zu sorgen.

Rahmenbedingungen Frauen- und Gleichstellungsbiiros
Das Profil der Funktion der Gleichstellungsbeauftragte
deckt die ganze Palette der gesamtgesellschaftlich wichti-
gen gleichstellungspolitischen Themen ab, dabei missen
sie fachlich immer auf dem neuesten Stand sein und
nachhaltig dafiir sorgen, dass Gleichberechtigung vor Ort
umgesetzt wird. Sie initiieren und steuern. Mit ihrer Arbeit
fordern sie eine gleichberechtigte Gesellschaft. Dadurch
erhoht sich u.a. auch der wirtschaftliche Erfolg fir Alle!

Dazu Manuela Schwesig: ,Ich drgere mich oft, dass die
Arbeit die vor Ort die Frauen- und Gleichstellungsbe-
auftragten machen, gar nicht so wertgeschatzt wird, wie
es eigentlich sein musste. Ob eine Frau gute berufliche
Chancen hat, ob die Vereinbarkeit von Beruf und Familie
fur Frauen und Manner gut geht, ob genug Frauenh&user
und Beratungsangebote da sind, das entscheidet sich vor
Ort. Und wenn wir nicht diese taffen Frauen- und Gleich-
stellungsbeauftragten vor ort hatten, dann hatten wir viel
weniger und eigentlich brauchten wir sogar noch mehr und



das ist natlrlich meine Aufgabe diese Arbeit zu unterstut-
zen. Ich wiinsche mir, dass die rechtlichen Rahmenbedin-
gungen und die Ausstattung in den Kommunen/Kreisen
fur die kommunalen Frauen- und Gleichstellungsbiros
standardisiert, teils ausgebaut und einheitlich verbessert
werden!” Diese Aussagen honorierten 380 Frauen- und
Gleichstellungsbeauftragte mit anhaltendem Applaus.

Die Stadt Wiehl, Stadtverwaltung und auch die Politik
haben diese geforderten Rahmenbedingungen weitge-
hend bereits vor mehr als 20 Jahren implementiert und
immer als notwendig erachtet. Am 1. September war
die Gleichstellungsbeaufragte Bettina Loidl, die Ihnen
fur Fragen, Beratungen und Austausch zu diesen und
anderen Themen gerne zur Verfligung steht, 20 Jahre
in dieser Funktion tatig. Kontakt: b.loidl@wiehl.de oder
02262/99212 oder persdnlich im Biro 109 im Rathaus.

56. Herzogenrath.de

14.09.2015
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Gleichstellungsarbeit 3.0

Fir eine bessere Zukunft von Frauen und Mannern

Gleichstellungsbeauftragte aus der Region nahmen an
der 23. Bundeskonferenz kommunaler Frauenbiiros und
Gleichstellungsstellen in Rostock teil.

- Fliichtlingsfrauen brauchen besondere Unterstitzung!

- Freigewordene Bundesmittel fir Kitaausbau!

- Bessere Rahmenbedingungen fiir Frauen- und
Gleichstellungsbeauftragte!

Diesen Forderungen schlieBt sich Gleichstellungsbe-
auftragte Birgit Kuballa nach der Teilnahme an der 23.
Bundeskonferenz der kommunalen Gleichstellungs- und
Frauenbeauftragten Deutschlands in Rostock an.
Gleichstellungspolitik 3.0 und Fliichtlingsfrauen:
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Frauen und Méadchen fliehen u. a., weil sie in vielen Landern
als Teil der Kriegsfihrung vergewaltigt werden. Auch auf
der Flucht werden sie haufig Opfer sexueller Gewalt. Sie
brauchen in Deutschland besondere Hilfesysteme, um die
erlebten Traumata zu bewaltigen. Sie brauchen Schutz vor
Gewalt und vor sexuellen Ubergriffen in Gemeinschafts-
unterklnften und sie brauchen Bildungsangebote, die
u.a. beriicksichtigen, dass viele von ihnen nicht lesen und
schreiben kdnnen. Und sie brauchen niedrigschwellige
Angebote zur Gesundheitsversorgung.

Dazu sagte Bundesministerin Manuela Schwesig
vor den mehr als 350 Gleichstellungsbeauftragten:
Jch schatze die Arbeit der kommunalen Gleichstel-
lungsbeauftragten sehr. Ohne Sie ware vieles nicht
moglich. Aktuell ist die Unterbringung und Versorgung
von Fllchtlingen eine der groBten Herausforderungen
vor Ort. Besonders die Frauen und Kinder, die bei uns
ankommen und Schutz suchen, sind durch Krieg und
Gewalt schwer traumatisiert. Ich begriiBe es sehr, dass Sie
sich vor Ort daflr stark machen, dass auf die Bedirfnisse
dieser Frauen so gut es geht Riicksicht genommen wird.
Dazu gehort eine angemessene Unterbringung ebenso
wie der Zugang zu speziellen Beratungsangeboten. Dies
ist nur ein Beispiel, wie sehr die Arbeit der Gleichstel-
lungsbeauftragten gebraucht wird. Sie unterstitzen, wo
Frauen ganz konkrete Hilfe suchen.”

Gleichstellungsbeauftragte Birgit Kuballa fordert: Qua-
lifiziertes Personal und Bundesmittel speziell fir die
Unterstiitzung von gefliichteten Frauen und Madchen.

Gleichstellungspolitik 3.0 und Bundesfinanzminister:

Die freiwerdenden Mittel aus dem Betreuungsgeld miissen
in den Ausbau der Kindertagesstatten flieBen. Es ist ein
Unding, dass Wolfgang Schauble damit Haushaltslécher
stopfen mdchte. So sieht keine moderne Familienpolitik
aus. Fehlende Kinderbetreuung flihrt dazu, dass vor allem
Mdatter beruflich zurlckstecken. Die Folgen: Fachkraf-
temangel, schlecht bezahlte Minijobs, niedrige Renten,
Altersarmut. Das kann nur durch mehr Kitaplatze und
eine gerechtere Arbeitsteilung zwischen Manner und
Frauen verhindert werden. Immer mehr Vater auch in
meiner Kommune wollen weniger arbeiten, sie wollen
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mehr Zeit mit ihrer Familie verbringen, so Birgit Kuballa.
Wir brauchen auch hier in Herzogenrath neue geschlech-
tergerechte Arbeitszeitmodelle, wie z.B. das der Familienzeit
(30 Stunden pro Woche), das Bundesministerin Schwesig
vorgeschlagen hat. So wird Herzogenrath auch famili-
enfreundlicher, denn es profitieren alle davon: Mitter,
Vater, die Kinder und letztendlich auch die Arbeitgeber.

Gleichstellungspolitik 3.0 = Verantwortung der Politik

Die Politik hat es immer noch nicht geschafft, Artikel 3,
Absatz 2 des Grundgesetzes einzulésen ,Manner und
Frauen sind gleichberechtigt.”. Aber bei uns verdienen
Frauen immer noch weniger als Manner. Frauen fehlen
in Fihrungsetagen, im Stadtrat und Stadteregionstag.
Muitter haben schlechtere Chancen auf dem Arbeitsmarkt
als Vater.

39 % der Alleinerziehenden und ihre Kinder sind von
Armut bedroht.

Die Politik muss endlich fir Geschlechtergerechtigkeit
und eine gute Zukunft von Frauen und Mannern sorgen.
Frauen- und Gleichstellungsbeauftragte brauchen mehr
Sie sollen die ganze Palette der gesamtgesellschaftlich
wichtigen gleichstellungspolitischen Themen abdecken,
dabei fachlich immer auf dem neuesten Stand sein und
nachhaltig dafiir sorgen, dass Gleichberechtigung vor
Ort umgesetzt wird. Das Profil der Arbeit einer Gleich-
stellungsbeauftragten entspricht dem einer Managerin
und damit einer Fihrungsposition!

Doch die Eingruppierung und damit die Bezahlung sind
vergleichsweise schlecht. Meist haben sie kein Personal
und ein nur geringes Budget. Geld fiir Fortbildungen oder
Dienstreisen ist knapp. Aber! Mit ihrer Arbeit fordern sie
eine gleichberechtigte Gesellschaft. Dadurch erhéht sich
auch der wirtschaftliche Erfolg fur Alle!

Dazu Manuela Schwesig:

Jch drgere mich oft, dass die Arbeit die vor Ort die Frau-
en- und Gleichstellungsbeauftragten machen, gar nicht so
wertgeschatzt wird, wie es eigentlich sein miisste. Ob eine
Frau gute berufliche Chancen hat, ob die Vereinbarkeit
von Beruf und Familie fiir Frauen und Manner gut geht,
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ob genug Frauenhauser und Beratungsangebote da sind,
das entscheidet sich vor Ort. Und wenn wir nicht diese
taffen Frauen- und Gleichstellungsbeauftragten hatten,
dann hatten wir viel weniger und eigentlich brauchten
wir sogar noch mehr und das ist natdirlich meine Aufgabe
diese Arbeit zu unterstiitzen.”

57. viernheim24.de
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Fiur eine bessere Zukunft von Frauen und Mannern

14.09.2015

Von: Bundesarbeitsgemeinschaft kommunaler Frau-
enbiros — Fliichtlingsfrauen brauchen besondere
Unterstiitzung! Freigewordene Bundesmittel fiir
Kitaausbau! Bessere Rahmenbedingungen fiir Frauen-
und Gleichstellungsbeauftragte! Diesen Forderungen
schlieBt sich Frauen- und Gleichstellungsbeauftragte
Rita Walraven-Bernau nach der Teilnahme an der 23.
Bundeskonferenz der kommunalen Gleichstellungs-
und Frauenbeauftragten Deutschlands in Rostock
an. Frauen und Médchen fliehen u. a., weil sie in
vielen Landern als Teil der Kriegsfiihrung vergewal-
tigt werden. Auch auf der Flucht werden sie haufig
Opfer sexueller Gewalt. Sie brauchen in Deutschland
besondere Hilfesysteme, um die erlebten Traumata
zu bewaltigen.

Sie brauchen Schutz vor Gewalt und vor sexuellen Uber-
griffen in Gemeinschaftsunterkiinften und sie brauchen
Bildungsangebote, die u.a. berlicksichtigen, dass viele
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von ihnen nicht lesen und schreiben kdnnen. Und sie
brauchen niedrigschwellige Angebote zur Gesundheitsver-
sorgung. Dazu sagte Bundesministerin Manuela Schwesig
vor den mehr als 350 Gleichstellungsbeauftragten: ,Ich
schétze die Arbeit der kommunalen Gleichstellungsbeauf-
tragten sehr. Ohne Sie ware vieles nicht mdglich. Aktuell
ist die Unterbringung und Versorgung von Fliichtlingen
eine der groBten Herausforderungen vor Ort. Besonders
die Frauen und Kinder, die bei uns ankommen und Schutz
suchen, sind durch Krieg und Gewalt schwer traumatisiert.
Ich begriBBe es sehr, dass Sie sich vor Ort daflir stark
machen, dass auf die Bedirfnisse dieser Frauen so gut
es geht Ricksicht genommen wird.

Dazu gehort eine angemessene Unterbringung ebenso
wie der Zugang zu speziellen Beratungsangeboten.
Dies ist nur ein Beispiel, wie sehr Ihre Arbeit gebraucht
wird. Sie unterstiitzen, wo Frauen ganz konkrete Hilfe
suchen.” Frauen- und Gleichstellungsbeauftragte Rita
Walraven-Bernau fordert: Qualifiziertes Personal und
Bundesmittel speziell fir die Unterstiitzung von gefliich-
teten Frauen und Madchen.

Die freiwerdenden Mittel aus dem Betreuungsgeld miissen
in den Ausbau der Kindertagesstatten flieBen. Es ist ein
Unding, dass Wolfgang Schauble damit Haushaltsldcher
stopfen mochte. So sieht keine moderne Familienpolitik
aus. Fehlende Kinderbetreuung fiihrt dazu, dass vor allem
Matter beruflich zuriickstecken. Die Folgen: Fachkraf-
temangel, schlecht bezahlte Minijobs, niedrige Renten,
Altersarmut. Das kann nur durch mehr Kitaplatze und
eine gerechtere Arbeitsteilung zwischen Manner und
Frauen verhindert werden. Immer mehr Vater auch in
meiner Kommune/ Kreis wollen weniger arbeiten, sie
wollen mehr Zeit mit ihrer Familie verbringen, so Frauen-
und Gleichstellungsbeauftragte Rita Walraven-Bernau.

Unterstiitzung fur diese Forderung von Bundesfamilien-
ministerin Manuela Schwesig: ,Es gibt mittlerweile viele
Manner die als Vater sagen: Auch ich will Zeit mit meiner
Familie verbringen, ich will nicht nur zum Gutenachtkuss
zuhause sein. Ich mdchte auch in Teilzeit gehen, Elternzeit
nehmen. Oft werden dafiir Manner dafiir noch schrag
angeschaut. Deswegen sollten wir diese modernen Vater
unterstiitzen. Wenn die Zeit fir Familienaufgaben fairer
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verteilt ist, dann wird auch endlich die Arbeitszeit fairer
verteilt. Dann kommen die Frauen aus der Mini-Teilzeit-
falle und haben berufliche Perspektiven und bessere
Einkommenschancen.”

Nur wenige Arbeitgeber auch in Viernheim und im Kreis
BergstraBBe haben bisher auf die Forderung von Véatern
einer besseren Vereinbarkeit reagiert und sehen immer
noch lieber die Frauen in Eltern- und Teilzeit. Deshalb
braucht es neue geschlechtergerechte Arbeitszeitmodelle,
wie z.B. das der Familienzeit (30 Stunden pro Woche), das
Bundesministerin Schwesig vorgeschlagen hat.

Dem schlieBe ich mich an: Wir brauchen ein Gesetz zur
Familienarbeitszeit und den Ausbau der Kitaplatze auch
in unserer Region mit den freiwerdenden Mittel aus dem
Betreuungsgeld. Die Politik hat es immer noch nicht ge-
schafft, Artikel 3, Absatz 2 des Grundgesetzes einzuldsen
+Manner und Frauen sind gleichberechtigt.”. Aber bei uns
verdienen Frauen immer noch weniger als Manner. Frauen
fehlen in Fiihrungsetagen, im Kommunalparlamenten/
Stadtrat und auf Biirgermeistersesseln. Mitter haben
schlechtere Chancen auf dem Arbeitsmarkt als Véter.

39 % der Alleinerziehenden und ihre Kinder sind von
Armut bedroht. Die Politik muss endlich fiir Geschlech-
tergerechtigkeit und eine gute Zukunft von Frauen und
Mannern sorgen. Frauen- und Gleichstellungsbeauf-
tragte brauchen mehr Sie sollen die ganze Palette der
gesamtgesellschaftlich wichtigen gleichstellungspoliti-
schen Themen abdecken, dabei fachlich immer auf dem
neuesten Stand sein und nachhaltig dafiir sorgen, dass
Gleichberechtigung vor Ort umgesetzt wird. Das Profil
der Arbeit einer Gleichstellungsbeauftragten entspricht
dem einer Managerin und damit einer Fiihrungsposition!
Doch die Eingruppierung und damit die Bezahlung sind
vergleichsweise schlecht. Meist haben sie kein Personal
und ein nur geringes Budget. Geld flr Fortbildungen oder
Dienstreisen ist knapp. Aber! Mit ihrer Arbeit fordern sie
eine gleichberechtigte Gesellschaft. Dadurch erhéht sich
auch der wirtschaftliche Erfolg fiir Alle!

Dazu Manuela Schwesig: ,Ich drgere mich oft, dass die
Arbeit die vor Ort die Frauen- und Gleichstellungsbe-
auftragten machen, gar nicht so wertgeschatzt wird, wie



es eigentlich sein misste. Ob eine Frau gute berufliche
Chancen hat, ob die Vereinbarkeit von Beruf und Familie
fur Frauen und Manner gut geht, ob genug Frauenhauser
und Beratungsangebote da sind, das entscheidet sich
vor Ort. Und wenn wir nicht diese taffen Frauen- und
Gleichstellungsbeauftragten hatten, dann hatten wir
viel weniger und eigentlich brduchten wir sogar noch
mehr und das ist natiirlich meine Aufgabe diese Arbeit
zu unterstitzen.”

Frauenbeauftragte Rita Walraven-Bernau wiinscht sich
zusammen mit allen anderen Frauen- und Gleichstellungs-
beauftragten, dass die rechtlichen Rahmenbedingungen
und die Ausstattung in den Kommunen/Kreisen fiir die
kommunalen Frauen- und Gleichstellungsbiiros beibe-
halten und wenn mdglich verbessert werden!

58. rlp.de

14.09.2015

http://www.gleichstellungsbeauftragte-rlp.de/?cat=1

59. Frauenpolitischer Dienst
Quelle: Frauenpolitischer Dienst (646)

23. Bundeskonferenz der kommunalen Frauen- und
Gleichstellungsbeauftragten

Eintrag vom 14.09.2015

In diesem Jahr fand die Bundeskonferenz der kommu-
nalen Frauen- und Gleichstellungsbeauftragten zwischen
dem 06.-08. September in Rostock statt. Zum Thema
.Gleichstellungspolitik 3.0” fanden sich fast 400 Frauen
zusammen, um sich mit Themen wie der ,globalen Di-
gitalisierung und ihren Auswirkungen auf Frauen und
Manner” zu befassen und ,neue Ldsungsansdtze und
-wege” fur eine zukunftsorientierte Gleichstellungspo-
litik zu erarbeiten, so die Bundesarbeitsgemeinschaft
kommunaler Frauenbiros (BAG).

Unter dem Motto ,Gleichstellungspolitik 3.0” thematisierte
die Bundeskonferenz die anhaltende Benachteiligung von
Frauen in unterschiedlichen gesellschaftlichen Bereichen,
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unter anderem auf dem Arbeitsmarkt. In dieser Frage
sprachen sich die Gleichstellungsbeauftragten konkret
flr neue geschlechtergerechte Arbeitszeiten fiir Frauen
und Manner” und fir ,die Aufwertung von traditionell
weiblichen Berufen” aus.

61. borken.de

14.09.2015
https://kreis-borken.de/de/newspublic/news

article/detail/News/qgleichstellungsbeauftrag-

te-aus-dem-kreis-borken-nahmen-an-bundes-

\ f”Hl”'"

konferenz-in-rostock-teil-treffen,

.Lmu”

Rund 400 Frauen- und Gleichstellungsbeauftragte aus
ganz Deutschland haben in der vergangenen Woche an
der 23. Bundeskonferenz der kommunalen Frauenbiiros
und Gleichstellungsstellen in Rostock teilgenommen.
Unter ihnen waren auch neun Gleichstellungsbeauftragte
aus dem Kreis Borken, die anlasslich des 20-jahrigen
Jubildums ihres ,Netzwerkes der kommunalen Gleich-
stellungsbeauftragen im Kreis Borken" ihre Projekte
und Materialien an einem eigenen Stand prasentierten.
Besonders begehrt war die eigens zum Jubildum vom
Netzwerk kreierte Sonderbriefmarke zum Internationalen
Frauentag, die auch die Bundesfrauenministerin Manuela
Schwesig gerne entgegennahm.

Die Teilnehmerinnen der Konferenz befassten sich mit
vielen aktuellen Themen, unter anderem mit der Situation
der Flichtlingsfrauen. ,Besonders Frauen und Kinder,
die bei uns ankommen und Schutz suchen, sind durch
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Krieg und Gewalt schwer traumatisiert”, sagte die Bun-
desministerin. ,Ich begriiBe es sehr, dass Sie sich vor Ort
dafir stark machen, dass auf deren Bedirfnisse so gut
es geht Ricksicht genommen wird. Dazu gehort eine
angemessene Unterbringung ebenso wie der Zugang zu
speziellen Beratungsangeboten.” Eine weitere Forderung
der Konferenzteilnehmerinnen war der Einsatz freiwer-
dender Mittel aus dem Betreuungsgeld fiir den Ausbau
der Kindertagesstatten. ,Fehlende Kinderbetreuung fiihrt
dazu, dass vor allem Mutter beruflich zurlickstecken
missen. Die Folgen sind Fachkraftemangel, schlecht
bezahlte Minijobs, niedrige Renten und Altersarmut”,
betont die Gleichstellungsbeauftragte des Kreises Bor-
ken, Irmgard PaBerschroer. Darliber hinaus befassten
sich die Gleichstellungsbeauftragten mit dem Thema
.Cyber-Mobbing — der digitalen Gewalt an Frauen”. ,Jede
funfte Frau im Alter von 18 bis 29 Jahren ist inzwischen
Opfer von Online-Beladstigungen”, erlautert Mechthild
Roters, Gleichstellungsbeauftragte der Stadt Stadtlohn.
,Hier ist es wichtig, Aufklarung zu leisten und Frauen Mut
zu machen, sich gegen diese Form der Gewalt zu wehren.”

Weitere Themen der Bundeskonferenz waren das Prosti-
tuiertenschutzgesetz sowie die Einflihrung von geschlech-
tergerechten Arbeitszeitmodellen. ,Es gibt mittlerweile
viele Manner, die als Vater sagen: Auch ich will Zeit mit
meiner Familie verbringen, ich will nicht nur zum Gu-
tenachtkuss zuhause sein”, sagte Ministerin Schwesig.
Wenn die Zeit fir Familienaufgaben gerechter verteilt
sei, dann werde auch die Arbeitszeit fairer verteilt. Sie
setze sich daher stark fur das Familienzeitmodell ein, das
eine wochentliche Arbeitszeit von 30 Stunden fiir Frauen
und Manner vorsehe.

Die Politik habe es immer noch nicht geschafft, Artikel
3 Absatz 2 des Grundgesetzes — ,Manner und Frauen
sind gleichberechtigt” — einzuldsen. ,Bei uns verdienen
Frauen immer noch weniger als Manner. Frauen fehlen
in Fihrungsetagen und in Kommunalparlamenten und
Mutter haben schlechtere Chancen auf dem Arbeitsmarkt
als Vater”, konstatiert Edith Brefeld, Gleichstellungsbe-
auftragte der Stadt Gronau. Die Politik misse endlich fiir
Geschlechtergerechtigkeit und eine gute Zukunft von
Frauen und Mannern sorgen, war ein wichtiges Fazit der
Tagung, dem sich die Gleichstellungsbeauftragten aus
dem Kreis Borken anschlieBen. ,Wir haben viele wichtige
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Anregungen und Impulse bekommen, die wir sehr gut in
unsere tagliche Arbeit integrieren kdnnen”, fasst Anna
Gritering-Woeste, Gleichstellungsbeauftragte der Stadt
Borken, zusammen.

Bildzeile (v. li.): Anna Grutering-Woeste (Stadt Borken),
Ulla MuBenbrock (Stadt Velen), Ute Schulte (Stadt Rhede),
Mechthild Roters (Stadt Stadtlohn), Sabine Rentmeister
(Gemeinde Reken), Sybille GroBmann (Stadt Ahaus),
Bundesfrauenministerin Manuela Schwesig, Christiane
Betting (Stadt Gescher), Irmgard PaBerschroer (Kreis
Borken) und Edith Brefeld (Stadt Gronau).

http://www.presse-service.de/data.cfm
static/916634.htmI?CFID=13055997&CFTO-
KEN=34102645

62. steinfurt.de

14.09.2015
Presseinformation

14. September 2015

23. Bundeskonferenz der Frauenbiiros und Gleich-
stellungsstellen: Fliichtlingsfrauen und Arbeitszeiten
fiir Eltern Thema

Gleichstellungsbeauftragte aus dem
Kreis Steinfurt nehmen neue Impulse mit
Kreis Steinfurt. ,Gleichstellungsarbeit 3.0 — Fir eine
bessere Zukunft von Frauen und Ménnern” ist jetzt das
Thema der 23. Bundeskonferenz der Frauenbiiros und
Gleichstellungsstellen in Rostock gewesen. Die Gleichstel-
lungsbeauftragten Nadine Rath von der Stadt Steinfurt,
Monika Hoelzel von der Stadt Rheine und Anni Luitke
Brinkhaus von der Kreisverwaltung Steinfurt diskutierten
gemeinsam mit circa 400 Frauen- und Gleichstellungs-
beauftragten aus ganz Deutschland Uber die Zukunft
der Gleichstellungspolitik. ,Wir sind froh, dass wir den
Bundeskongress als Plattform genutzt haben, um uns mit
den zukunftsorientierten Themen zu befassen, damit wir
auch im Kreis Steinfurt die aktuellen Themen nach vorne
bringen”, so Anni Litke Brinkhaus, Gleichstellungsbeauf-
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tragte der Kreisverwaltung Steinfurt.

Die Bundesfrauenministerin Manuela Schwesig betonte
in ihrer Rede: ,Auch Gleichstellungspolitik unterliegt den
gesellschaftlichen Veranderungen. Gleichstellung 3.0
bedeutet, sich mit neuen zukunftsorientierten Themen
zu befassen, zum Beispiel der globalen Digitalisierung
und ihren Auswirkungen auf Frauen und Méanner. Gleich-
stellungspolitik 3.0 heiBt aber auch, sich immer wieder
mit den eigentlich seit Jahrzehnten bekannten Themen
in ihrer aktuellen Entwicklung auseinanderzusetzen. Das
Thema Cybermobbing stand ebenso auf der Agenda
wie die Themen ,Fliichtlingsfrauen brauchen besondere
Unterstiitzung” und ,Neue Arbeitszeiten fur Vater und
Mutter”.

Die Gleichstellungsbeauftragten aus dem Kreis Stein-
furt sind davon Uberzeugt, dass sie die neuen Ideen
und Impulse in ihre tagliche Arbeit mit aufnehmen und
umsetzen kénnen.

62. Hessischer Rundfunk

14.09.2015
Von Natalia Bachmayer, HR

Frauen fliehen nicht nur vor Krieg, sondern oft auch vor
Gewalt, Unterdriickung und Missbrauch und landen am
Ziel in Sammelunterkiinften - mit fremden Méannern,
vielen, die keine Frau respektieren. Deshalb richten einige
Gemeinden getrennte Unterbringungen ein.
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63. NWZ

15.09.2015
http://www.nwzonline.de/delmenhorst/borr-
mann-erneut-gewaehlt a 30,1,919735577.html

15.09.2015

Borrmann erneut gewihlt

Bundessprecherin Petra Borrmann/ Bild: Verena Sieling

Delmenhorst/Warnemiinde Die Delmenhorster Gleich-
stellungsbeauftragte Petra Borrmann wurde auf der 23.
Bundeskonferenz kommunaler Frauenbiiros in War-
neminde von den 400 anwesenden Kolleginnen zum
zweiten Mal als Bundessprecherin gewabhlt.

Damit wird Borrmann, gemeinsam mit ihren Kollegin-
nen, fuir weitere drei Jahre die circa 1900 kommunalen
Gleichstellungsstellen auf Bundesebene vertreten. Die
Sprecherinnen halten Kontakt zu bundesweiten Verbanden
und Parteien und nehmen auf Bundesebene zu aktuellen
Themen der Frauenpolitik und Chancengleichheit fir
beide Geschlechter Stellung.
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64. Lokalkompass Schwerte

15.09.2015
http:.//www.lokalkompass.de/schwerte/politik/

fuer-eine-bessere-zukunft-von-maennern-und-frau-
en-d582394.html
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Fir eine bessere Zukunft von Mannern und Frauen

Birgit Wippermann (Foto: Gleichstellungsstelle der Stadt Schwerte)

Die 23. Bundeskonferenz kommunaler Frauenbiros
und Gleichstellungsstellen ist in Rostock erfolgreich
zu Ende gegangen

- Fluchtlingsfrauen brauchen besondere Unterstiitzung!
- Freigewordene Bundesmittel fiir Kitaausbau!

Diesen Forderungen schlieBt sich Gleichstellungs-
beauftragte der Stadt Schwerte Birgit Wippermann
nach der Teilnahme an der 23. Bundeskonferenz der
kommunalen Gleichstellungs- und Frauenbeauftragten
Deutschlands in Rostock an.

Gleichstellungspolitik 3.0 und Fliichtlingsfrauen:

Frauen und Médchen fliehen u. a., weil sie in vielen Lan-
dern als Teil der Kriegsfiithrung vergewaltigt werden. Auch
auf der Flucht werden sie haufig Opfer sexueller Gewalt.
Sie brauchen in Deutschland besondere Hilfesys-
teme, um die erlebten Traumata zu bewiltigen.
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Sie brauchen Schutz vor Gewalt und vor sexuellen
Ubergriffen in Gemeinschaftsunterkiinften und
sie brauchen Bildungsangebote, die u.a. beriick-
sichtigen, dass viele von ihnen nicht lesen und schrei-
ben konnen. Und sie brauchen niedrigschwellige
Angebote zur Gesundheitsversorgung.

Gleichstellungspolitik 3.0 und Bundesfinanzminister:

Die freiwerdenden Mittel aus dem Betreuungsgeld
miissen in den Ausbau der Kindertagesstitten flieBen.
Es ist ein Unding damit Haushaltslocher zu stop-
fen. So sieht keine moderne Familienpolitik aus.
Fehlende Kinderbetreuung fiihrt dazu, dass vor allem
Miitter beruflich zuriickstecken.

Die Folgen: Fachkraftemangel, schlecht bezahlte Mini-
jobs, niedrige Renten, Altersarmut. Das kann nur durch
mehr Kitapldatze und eine gerechtere Arbeitsteilung
zwischen Manner und Frauen verhindert werden.
Immer mehr Vater auch in Schwerte wollen weni-
ger arbeiten, sie wollen mehr Zeit mit ihrer Familie
verbringen, so Gleichstellungsbeauftragte Birgit
Wippermann.

Gleichstellungspolitik 3.0 = Verantwortung der Politik

Die Politik hat es immer noch nicht geschafft, Artikel
3, Absatz 2 des Grundgesetzes einzul6sen
+Manner und Frauen sind gleichberechtigt.”.

Bei uns verdienen Frauen immer noch weniger als Manner.

Frauen fehlen in Fiihrungsetagen. Miitter haben schlech-
tere Chancen auf dem Arbeitsmarkt als Vater. 39 % der Al-
leinerziehenden und ihre Kinder sind von Armut bedroht.

Bundesministerin Manuela Schwesig sagte vor
den mehr als 350 Gleichstellungs-beauftragten:
.Ich schitze die Arbeit der kommunalen Gleich-
stellungsbeauftragten in ihrem Engagement sehr.
Ohne Sie wire vieles nicht moglich”.
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aktuelles/news20150916-002.html

Gleichstellungsarbeit 3.0: Fiir eine bessere Zukunft von
Frauen und Mannern

Silke Tamm-Kanj und Birgit Kuballa in Rostock

Wirselen (psw). Die 23. Bundeskonferenz kommunaler
Frauenbiros und Gleichstellungsstellen in Rostock ging
nun erfolgreich zu Ende, an der auch die Wirselener
Gleichstellungsbeauftragte Silke Tam-Kanj teilnahm und
mit den Fachfrauen Uber die Themen Fliichtlingsfrauen
brauchen besondere Unterstiitzung!, Freigewordene
Bundesmittel fur Kitaausbau! und Bessere Rahmenbe-
dingungen fir Frauen- und Gleichstellungsbeauftragte!
diskutierten.

Diesen Forderungen schloss sich neben Silke Tamm-
Kanj auch Birgit Kuballa, Stadt Herzogenrath, nach der
Teilnahme an.

Frauen und Méadchen fliehen unter anderem, weil sie in
vielen Landern als Teil der Kriegsfiihrung vergewaltigt
werden, war eine der Erkenntnisse des Bundeskongresses.
Auch auf der Flucht werden sie hdufig Opfer sexueller
Gewalt. Sie brauchen in Deutschland besondere Hilfe-
systeme, um die erlebten Traumata zu bewaltigen. Sie
brauchen Schutz vor Gewalt und vor sexuellen Uber-
griffen in Gemeinschaftsunterkiinften und sie brauchen
Bildungsangebote, die unter anderem beriicksichtigen,
dass viele von ihnen nicht lesen und schreiben kénnen.
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Und sie brauchen niedrigschwellige Angebote zur Ge-
sundheitsversorgung.

Dazu sagte Bundesministerin Manuela Schwesig vor den
mehr als 350 Gleichstellungsbeauftragten: ,Ich schatze
die Arbeit der kommunalen Gleichstellungsbeauftragten
sehr. Ohne Sie ware vieles nicht mdglich. Aktuell ist die
Unterbringung und Versorgung von Flichtlingen eine
der groBten Herausforderungen vor Ort. Besonders die
Frauen und Kinder, die bei uns ankommen und Schutz
suchen, sind durch Krieg und Gewalt schwer traumatisiert.
Ich begriiBe es sehr, dass Sie sich vor Ort daflr stark
machen, dass auf die Bedirfnisse dieser Frauen so gut
es geht Rucksicht genommen wird. Dazu gehort eine
angemessene Unterbringung ebenso wie der Zugang zu
speziellen Beratungsangeboten. Dies ist nur ein Beispiel,
wie sehr Ihre Arbeit gebraucht wird. Sie unterstiitzen, wo
Frauen ganz konkrete Hilfe suchen.”

Gleichstellungsbeauftragte Silke Tamm-Kanj fordert daher
qualifiziertes Personal und Bundesmittel speziell fir die
Unterstiitzung von gefliichteten Frauen und Madchen.

Die freiwerdenden Mittel aus dem Betreuungsgeld miissen
in den Ausbau der Kindertagesstatten flieBen, war daher
eine der Forderungen des Bundeskongresses. ,Fehlende
Kinderbetreuung fiihrt dazu, dass vor allem Miitter be-
ruflich zurlickstecken. Die Folgen sind Fachkraftemangel,
schlecht bezahlte Minijobs, niedrige Renten, Altersarmut.
Das kann nur durch mehr Kitaplatze und eine gerechtere
Arbeitsteilung zwischen Manner und Frauen verhindert
werden. Immer mehr Véter, so auch in der Aachener
Region, wollen weniger arbeiten, sie wollen mehr Zeit mit
ihrer Familie verbringen”, so Gleichstellungsbeauftragte
Birgit Kuballa, Stadt Herzogenrath.

Unterstitzung fiir diese Forderung gab es von Bundesfa-
milienministerin Manuela Schwesig: ,Es gibt mittlerweile
viele Manner, die als Vater sagen: Auch ich will Zeit mit
meiner Familie verbringen, ich will nicht nur zum Gu-
tenachtkuss zuhause sein. Ich méchte auch in Teilzeit
gehen, Elternzeit nehmen. Oft werden daflir Manner
dafiir noch schrag angeschaut. Deswegen sollten wir
diese modernen Vater unterstlitzen. Wenn die Zeit
fir Familienaufgaben fairer verteilt ist, dann wird auch



endlich die Arbeitszeit fairer verteilt. Dann kommen die
Frauen aus der Mini-Teilzeitfalle und haben berufliche
Perspektiven und bessere Einkommenschancen.”

Nur wenige Arbeitgeber haben bisher auf die Forderung
von Vatern nach einer besseren Vereinbarkeit von Familie
und Beruf reagiert. Es bedarf daher neuer geschlechter-
gerechte Arbeitszeitmodelle, wie zum Beispiel das der
Familienzeit (30 Stunden pro Woche), die Bundesministerin
Schwesig vorgeschlagen hat.

.Die Politik hat es immer noch nicht geschafft, Artikel
3, Absatz 2 des Grundgesetzes einzulésen ,Manner und
Frauen sind gleichberechtigt™
des Kongresses einig. Aber bei uns verdienen Frauen
immer noch weniger als Manner. Frauen fehlen in Fiih-
rungsetagen, im Stadtrat und auf Blirgermeistersesseln.

Mitter haben schlechtere Chancen auf dem Arbeitsmarkt

, waren sich die Delegierten

als Vater. 39 % der Alleinerziehenden und ihre Kinder
sind von Armut bedroht.

Daher forderten sie die Politik auf, sich fur Geschlech-
tergerechtigkeit und eine gute Zukunft von Frauen und
Mannern einzusetzen.

AuBerdem stellte der Kongress fest, dass die Frauen- und
Gleichstellungsbeauftragten die ganze Palette der ge-
samtgesellschaftlich wichtigen gleichstellungspolitischen
Themen abdecken, dabei fachlich immer auf dem neuesten
Stand seien und nachhaltig dafiir sorgen wiirden, dass
Gleichberechtigung vor Ort umgesetzt wird. ,Das Profil
der Arbeit einer Gleichstellungsbeauftragten entspricht
dem einer Managerin und damit einer Fihrungspositi-
on!”, so die Gleichstellungsbeauftragten tiber ihre Arbeit.

,Doch die Eingruppierung und damit die Bezahlung sind
vergleichsweise schlecht. Meist haben sie kein Personal und
ein nur geringes Budget. Aber: mit ihrer Arbeit férdern sie
eine gleichberechtigte Gesellschaft. Dadurch erhéht sich
auch der wirtschaftliche Erfolg fiir Alle!”, stellten sie fest.
Dazu Manuela Schwesig: ,Ich drgere mich oft, dass die
Arbeit die vor Ort die Frauen- und Gleichstellungsbe-
auftragten machen, gar nicht so wertgeschéatzt wird, wie
es eigentlich sein musste. Ob eine Frau gute berufliche
Chancen hat, ob die Vereinbarkeit von Beruf und Familie
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fur Frauen und Manner gut geht, ob genug Frauenh&user
und Beratungsangebote da sind, das entscheidet sich
vor Ort. Und wenn wir nicht diese taffen Frauen- und
Gleichstellungsbeauftragten hatten, dann hatten wir
viel weniger und eigentlich brauchten wir sogar noch
mehr und das ist natiirlich meine Aufgabe diese Arbeit
zu unterstitzen.”

Herausgegeben am 16.09.2015 / Pressestelle der
Stadt Wiirselen — Bernd Schaffrath
http://www.pressemeldung-nrw.de/wuer-
selen-gleichstellungsarbeit-3-0-fuer-eine-bes-
sere-zukunft-von-frauen-und-maennern/

Wairselen: Gleichstellungsarbeit 3.0 — Fir eine bessere
Zukunft von Frauen und Mannern

Pressemeldung vom 16. September 2015, 15:51 Uhr

Wirselen (psw). Die 23. Bundeskonferenz kommunaler
Frauenbiros und Gleichstellungsstellen in Rostock ging
nun erfolgreich zu Ende, an der auch die Wiirselener
Gleichstellungsbeauftragte Silke Tam-Kanj teilnahm und
mit den Fachfrauen Uber die Themen Fllchtlingsfrauen
brauchen besondere Unterstlitzung!, Freigewordene
Bundesmittel fir Kitaausbau! und Bessere Rahmenbe-
dingungen fiir Frauen- und Gleichstellungsbeauftragte!
diskutierten.

Diesen Forderungen schloss sich neben Silke Tamm-
Kanj auch Birgit Kuballa, Stadt Herzogenrath, nach
der Teilnahme an. Frauen und Méadchen fliehen unter
anderem, weil sie in vielen Landern als Teil der Kriegs-
fihrung vergewaltigt werden, war eine der Erkenntnisse
des Bundeskongresses. Auch auf der Flucht werden sie
haufig Opfer sexueller Gewalt. Sie brauchen in Deutsch-
land besondere Hilfesysteme, um die erlebten Traumata
zu bewdltigen. Sie brauchen Schutz vor Gewalt und vor
sexuellen Ubergriffen in Gemeinschaftsunterkiinften
und sie brauchen Bildungsangebote, die unter anderem
berlicksichtigen, dass viele von ihnen nicht lesen und
schreiben kdnnen. Und sie brauchen niedrigschwellige
Angebote zur Gesundheitsversorgung.

Dazu sagte Bundesministerin Manuela Schwesig vor den
mehr als 350 Gleichstellungsbeauftragten: ,Ich schatze



die Arbeit der kommunalen Gleichstellungsbeauftragten
sehr. Ohne Sie wére vieles nicht moglich. Aktuell ist die
Unterbringung und Versorgung von Fliichtlingen eine
der gréBten Herausforderungen vor Ort. Besonders die
Frauen und Kinder, die bei uns ankommen und Schutz
suchen, sind durch Krieg und Gewalt schwer traumatisiert.
Ich begriBe es sehr, dass Sie sich vor Ort daflir stark
machen, dass auf die Bedirfnisse dieser Frauen so gut
es geht Ricksicht genommen wird. Dazu gehort eine
angemessene Unterbringung ebenso wie der Zugang zu
speziellen Beratungsangeboten. Dies ist nur ein Beispiel,
wie sehr Ihre Arbeit gebraucht wird. Sie unterstltzen, wo
Frauen ganz konkrete Hilfe suchen.”

Gleichstellungsbeauftragte Silke Tamm-Kanj fordert daher
qualifiziertes Personal und Bundesmittel speziell fir die
Unterstlitzung von gefliichteten Frauen und Madchen. Die
freiwerdenden Mittel aus dem Betreuungsgeld miissen
in den Ausbau der Kindertagesstatten flieBen, war daher
eine der Forderungen des Bundeskongresses. ,Fehlende
Kinderbetreuung fiihrt dazu, dass vor allem Mitter be-
ruflich zurlickstecken. Die Folgen sind Fachkraftemangel,
schlecht bezahlte Minijobs, niedrige Renten, Altersarmut.
Das kann nur durch mehr Kitaplatze und eine gerechtere
Arbeitsteilung zwischen Manner und Frauen verhindert
werden. Immer mehr Vater, so auch in der Aachener
Region, wollen weniger arbeiten, sie wollen mehr Zeit mit
ihrer Familie verbringen”, so Gleichstellungsbeauftragte
Birgit Kuballa, Stadt Herzogenrath.

Unterstltzung fir diese Forderung gab es von Bundesfa-
milienministerin Manuela Schwesig: ,Es gibt mittlerweile
viele Manner, die als Vater sagen: Auch ich will Zeit mit
meiner Familie verbringen, ich will nicht nur zum Gute-
nachtkuss zuhause sein. Ich mdchte auch in Teilzeit gehen,
Elternzeit nehmen. Oft werden dafiir Manner daftir noch
schrag angeschaut. Deswegen sollten wir diese modernen
Vater unterstitzen. Wenn die Zeit fur Familienaufgaben
fairer verteilt ist, dann wird auch endlich die Arbeitszeit
fairer verteilt. Dann kommen die Frauen aus der Mini-Teil-
zeitfalle und haben berufliche Perspektiven und bessere
Einkommenschancen.” Nur wenige Arbeitgeber haben
bisher auf die Forderung von Vatern nach einer besseren
Vereinbarkeit von Familie und Beruf reagiert. Es bedarf
daher neuer geschlechtergerechte Arbeitszeitmodelle,
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wie zum Beispiel das der Familienzeit (30 Stunden pro
Woche), die Bundesministerin Schwesig vorgeschlagen
hat. ,Die Politik hat es immer noch nicht geschafft, Artikel
3, Absatz 2 des Grundgesetzes einzuldsen ,Manner und
Frauen sind gleichberechtigt™, waren sich die Delegierten
des Kongresses einig. Aber bei uns verdienen Frauen
immer noch weniger als Manner. Frauen fehlen in Fiih-
rungsetagen, im Stadtrat und auf Blrgermeistersesseln.

1

Mutter haben schlechtere Chancen auf dem Arbeitsmarkt
als Véter. 39 % der Alleinerziehenden und ihre Kinder
sind von Armut bedroht.

Daher forderten sie die Politik auf, sich fiir Geschlech-
tergerechtigkeit und eine gute Zukunft von Frauen und
Mannern einzusetzen. AuBerdem stellte der Kongress
fest, dass die Frauen- und Gleichstellungsbeauftragten
die ganze Palette der gesamtgesellschaftlich wichtigen
gleichstellungspolitischen Themen abdecken, dabei fach-
lichimmer auf dem neuesten Stand seien und nachhaltig
dafiir sorgen wiirden, dass Gleichberechtigung vor Ort
umgesetzt wird. ,Das Profil der Arbeit einer Gleichstel-
lungsbeauftragten entspricht dem einer Managerin und
damit einer Fihrungsposition!”, so die
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FlUr eine bessere Zukunft von Frauen und Mannern
Wallenhorsts Gleichstellungsbeauftragte nahm an Bun-
deskonferenz in Warnemuinde teil

Die niedersachsischen Gleichstellungsbeauftragten auf der Bundes-
konferenz in Warnemuinde.
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Die 23. Bundeskonferenz kommunaler Frauenbiros
und Gleichstellungsstellen mit dem Titel ,Gleichstel-
lungsarbeit 3.0” hat von Sonntag bis Dienstag (6.-8.
September) in Rostock-Warnemiinde unter groB3er Be-
teiligung niedersachsischer Gleichstellungsbeauftragter
stattgefunden. Die wesentlichen Forderungen der Kon-
ferenz lauteten: ,Fliichtlingsfrauen brauchen besondere
Unterstiitzung”, ,freigewordene Bundesmittel sollen fir
Kitaausbau eingesetzt werden” und ,bessere Rahmenbe-
dingungen fiir Frauen- und Gleichstellungsbeauftragte”.

Manuela Schwesig, Bundesministerin fur Familie, Seni-
oren, Frauen und Jugend, ertffnete die Konferenz und
lobte: ,Ich schatze die Arbeit der kommunalen Gleich-
stellungsbeauftragten sehr. Ohne Sie ware vieles nicht
maoglich. Aktuell ist die Unterbringung und Versorgung
von Fliichtlingen eine der groBten Herausforderungen
vor Ort. Besonders die Frauen und Kinder, die bei uns
ankommen und Schutz suchen, sind durch Krieg und
Gewalt schwer traumatisiert. Ich begriiBe es sehr, dass Sie
sich vor Ort dafiir stark machen, dass auf die Bedurfnisse
dieser Frauen so gut es geht Riicksicht genommen wird.
Dazu gehort eine angemessene Unterbringung ebenso
wie der Zugang zu speziellen Beratungsangeboten. Dies
ist nur ein Beispiel, wie sehr Ihre Arbeit gebraucht wird.
Sie unterstiitzen, wo Frauen ganz konkrete Hilfe suchen.”

Frauen und Madchen fliehen untern anderem, weil sie
in vielen Landern als Teil der Kriegsfihrung vergewaltigt
werden. Auch auf der Flucht werden sie haufig Opfer se-
xueller Gewalt. ,Sie brauchen in Deutschland besondere
Hilfesysteme, um die erlebten Traumata zu bewaltigen”,
so die Teilnehmerinnen der Bundeskonferenz. ,Sie brau-
chen Schutz vor Gewalt und vor sexuellen Ubergriffen in
Gemeinschaftsunterkiinften, und sie brauchen Bildungsan-
gebote, die unter anderem bertiicksichtigen, dass viele von
ihnen nicht lesen und schreiben kénnen. Und sie brauchen
niedrigschwellige Angebote zur Gesundheitsversorgung.”

Die Teilnehmerinnen der Bundeskonferenz forderten, die
freiwerdenden Mittel aus dem Betreuungsgeld in den
Ausbau der Kindertagesstéatten flieBen zu lassen. Moderne
Familienpolitik brauche eine gute Infrastruktur der Kin-
derbetreuung. Fehle sie vor Ort, fiihre dies dazu, dass vor
allem Mutter beruflich zurticksteckten. Die Folgen: Fach-
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kraftemangel, schlecht bezahlte Minijobs, niedrige Renten,
Altersarmut. Das kdnne nur durch mehr Kitapldtze und eine
gerechtere Arbeitsteilung zwischen Manner und Frauen
verhindert werden. ,Immer mehr Vater wollen weniger
arbeiten, sie wollen mehr Zeit mit ihrer Familie verbringen”,
so die Vorstandsfrauen der Landesarbeitsgemeinschaft
der kommunalen Frauenbiros in Niedersachsen (lag).

Gleichstellungsbeauftragte sollen die ganze Palette der
gesamtgesellschaftlich wichtigen gleichstellungspoliti-
schen Themen abdecken, dabei fachlich immer auf dem
neuesten Stand sein und nachhaltig dafiir sorgen, dass
Gleichberechtigung vor Ort umgesetzt wird. ,Das Profil
der Arbeit einer Gleichstellungsbeauftragten entspricht
dem einer Managerin und damit einer Fihrungspositi-
on!”, betonten die Konferenzteilnehmerinnen. Mit ihrer
Arbeit forderten sie eine gleichberechtigte Gesellschaft.
Dadurch erhéhe sich der wirtschaftliche Erfolg fir alle.
.Daher sollten die Gleichstellungsbeauftragten mit
ausreichenden personellen und finanziellen Ressourcen
ausgestattet werden”, forderten die Teilnehmerinnen der
Bundeskonferenz.
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von Christine Bone

Kommunale Gleichstellungsbeauftragte treffen die
Bundesministerin Manuela Schwesig auf der Bundes-
konferenz in Rostock

Die Bundesministerin Manuela Schwesig sprach auf der
23. Bundeskonferenz kommunaler Frauenbiiros und
Gleichstellungsstellen in Rostock zu den zahlreichen
Gleichstellungsbeauftragten, die aus ganz Deutschland
angereist waren.
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Netzwerk Gleichstellungsbeauftragte des Kreises Borken mit Bundes-
ministerin Manuela Schwesig

Auch aus dem Kreis Borken waren neun Gleichstel-
lungsbeauftragte dabei und prasentierten anlasslich des
20jahrigen Bestehens ihres Netzwerkes die von ihnen
selbst entwickelten Projekte und Materialien sowie eine
eigens geschaffene Briefmarke anlasslich des Jubildums.

Eines der Schwerpunktthemen war die besondere Un-
terstlitzung, die von Flichtlingsfrauen bendtigt wird
- dieser Forderung schlieBt sich auch die Gleichstellungs-
beauftragte der Stadt Gescher, Christiane Betting, an.
Frauen und Méadchen fliehen unter anderem, weil sie in
vielen Landern als Teil der Kriegsfiihrung vergewaltigt
werden. Auch auf der Flucht werden sie haufig Opfer
sexueller Gewalt. Sie brauchen hier bei uns besondere
Hilfesysteme, um die erlebten Traumata zu bewéltigen.
Ebenso brauchen sie Schutz vor Gewalt und vor sexuellen
Ubergriffen in Gemeinschaftsunterkiinften. Sie benétigen
Bildungsangebote, die auch berlcksichtigen, dass viele von
ihnen nicht lesen und schreiben kénnen. Und sie brauchen
niedrigschwellige Angebote zur Gesundheitsversorgung.

Diesbezlglich gilt es, sich vor Ort dafir stark zu
machen, dass auf die Bedirfnisse dieser Frau-
en so weit wie mdglich Ricksicht genommen wird.
Die Bundesministerin fordert deshalb eine ange-
messene Unterbringung ebenso wie den Zugang
zu speziellen Beratungsangeboten, qualifiziertes
Personal und Bundesmittel - speziell fir die Unter-
stitzung von geflichteten Frauen und Madchen.

Weitere Kernthemen der Konferenz waren sowohl die
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Forderung nach der Verwendung freiwerdender Bundes-
mittel aus dem Betreuungsgeld fir die Familienpolitik
bzw. fir den Kitaausbau. Auch die Rahmenbedingungen
fir Frauen- und Gleichstellungsbeauftragte wurden in
den Blick genommen und zwar aus folgenden Griinden:

Noch immer ist der im Grundgesetz Artikel 3, Ab-
satz 2 verankerte Grundsatz der Gleichberech-
tigung von Frauen und Méannern nicht verwirklicht.
Das zeigt sich beispielsweise daran, dass Frauen immer
noch weniger verdienen als Manner, dass Frauen in Fiih-
rungsetagen fehlen und ebenso fehlen sie in Kommunal-
parlamenten/Stadtraten und auf Blrgermeistersesseln.
Auch haben Mitter schlechtere Chancen auf dem
Arbeitsmarkt als Vater. 39 % der Alleinerziehen-
den und ihre Kinder sind von Armut bedroht.

Es ist die Aufgabe der Politik flir Geschlechtergerechtigkeit
und eine Zukunft von Frauen und Mannern zu sorgen.
Um die vielfaltige gesellschaftliche Gleichstellungsarbeit
vor Ort zu starken, wiinscht sich die Bundesministerin
verbesserte Rahmenbedingungen fiir die Arbeit der
Gleichstellungsbeauftragten sowie eine entsprechende
Wertschatzung dieser Aufgabe.
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Gleichstellungsbeauftragte aus dem Kreis Borken nahmen
an Bundeskonferenz in Rostock teil
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Reken/Rostock. Rund 400 Frauen- und Gleichstellungsbe-
auftragte aus ganz Deutschland haben in der vergangenen
Woche an der 23. Bundeskonferenz der kommunalen
Frauenburos und Gleichstellungsstellen in Rostock teil-
genommen. Unter ihnen auch Sabine Retnmeister, die
Gleichstellungsbeauftragte der Gemeinde Reken.
Insgesamt neun Gleichstellungsbeauftragte aus dem
Kreis Borken, prasentierten anlasslich des 20-jahri-
gen Jubilaums ihres ,Netzwerkes der kommunalen
Gleichstellungsbeauftragen im Kreis Borken” ihre
Projekte und Materialien an einem eigenen Stand.
Besonders begehrt war die eigens zum Jubildum vom
Netzwerk kreierte Sonderbriefmarke zum Internationalen
Frauentag, die auch die Bundesfrauenministerin Manuela
Schwesig gerne entgegennahm.

Die Teilnehmerinnen der Konferenz befassten sich mit
vielen aktuellen Themen, unter anderem mit der Situation
der Flichtlingsfrauen. ,Besonders Frauen und Kinder,
die bei uns ankommen und Schutz suchen, sind durch
Krieg und Gewalt schwer traumatisiert”, sagte die Bun-
desministerin. ,Ich begriiBe es sehr, dass Sie sich vor Ort
dafir stark machen, dass auf deren Bedirfnisse so gut
es geht Ricksicht genommen wird. Dazu gehort eine
angemessene Unterbringung ebenso wie der Zugang
zu speziellen Beratungsangeboten.”

Eine weitere Forderung der Konferenzteilnehmerinnen war
der Einsatz freiwerdender Mittel aus dem Betreuungsgeld
fur den Ausbau der Kindertagesstatten. ,Fehlende Kin-
derbetreuung flihrt dazu, dass vor allem Mutter beruflich
zurlckstecken mussen. Die Folgen sind Fachkrafteman-
gel, schlecht bezahlte Minijobs, niedrige Renten und
Altersarmut”, betont die Gleichstellungsbeauftragte des
Kreises Borken, Irmgard PaBerschroer.

Darliber hinaus befassten sich die Gleichstellungsbeauf-
tragten mit dem Thema ,Cyber-Mobbing — der digitalen
Gewalt an Frauen”. ,Jede flinfte Frau im Alter von 18 bis
29 Jahren ist inzwischen Opfer von Online-Beldstigungen”,
erlautert Mechthild Roters, Gleichstellungsbeauftragte
der Stadt Stadtlohn. ,Hier ist es wichtig, Aufkldrung zu
leisten und Frauen Mut zu machen, sich gegen diese
Form der Gewalt zu wehren.”
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Weitere Themen der Bundeskonferenz waren das Prosti-
tuiertenschutzgesetz sowie die Einflihrung von geschlech-
tergerechten Arbeitszeitmodellen. ,Es gibt mittlerweile
viele Manner, die als Vater sagen: Auch ich will Zeit mit
meiner Familie verbringen, ich will nicht nur zum Gu-
tenachtkuss zuhause sein”, sagte Ministerin Schwesig.
Wenn die Zeit fir Familienaufgaben gerechter verteilt
sei, dann werde auch die Arbeitszeit fairer verteilt. Sie
setze sich daher stark fur das Familienzeitmodell ein, das
eine wochentliche Arbeitszeit von 30 Stunden fiir Frauen
und Manner vorsehe.

Die Politik habe es immer noch nicht geschafft, Artikel
3 Absatz 2 des Grundgesetzes — ,Manner und Frauen
sind gleichberechtigt” — einzuldsen. ,Bei uns verdienen
Frauen immer noch weniger als Manner. Frauen fehlen
in Fihrungsetagen und in Kommunalparlamenten und
Mutter haben schlechtere Chancen auf dem Arbeitsmarkt
als Vater”, konstatiert Edith Brefeld, Gleichstellungsbe-
auftragte der Stadt Gronau.

Die Politik miisse endlich fir Geschlechtergerechtig-
keit und eine gute Zukunft von Frauen und Mannern
sorgen, war ein wichtiges Fazit der Tagung, dem sich
die Gleichstellungsbeauftragten aus dem Kreis Borken
anschlieBen. ,Wir haben viele wichtige Anregungen und
Impulse bekommen, die wir sehr gut in unsere tagliche
Arbeit integrieren kdnnen”, fasst Anna Griitering-Woeste,
Gleichstellungsbeauftragte der Stadt Borken, zusammen.

Dabei waren: (v. li.): Anna Griitering-Woeste (Stadt Borken), Ulla MuBen-
brock (Stadt Velen), Ute Schulte (Stadt Rhede), Mechthild Roters (Stadt
Stadtlohn), Sabine Rentmeister (Gemeinde Reken), Sybille GroBmann
(Stadt Ahaus), Bundesfrauenministerin Manuela Schwesig, Christiane
Betting (Stadt Gescher), Irmgard PaBerschroer (Kreis Borken) und Edith
Brefeld (Stadt Gronau).
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Fur eine bessere Zukunft von Frauen und Méannern

(LKHi 15-0) - 23. Bundeskonferenz kommunaler Frauen-
buros und Gleichstellungsstellen in Rostock erfolgreich
zu Ende gegangen -

Kreis Hildesheim (Ips) Die Gleichstellungsbeauftragten
Angela Geweke vom Landkreis Hildesheim und Karin
Jahns von der Stadt Hildesheim ziehen das Fazit: ,Auch
Gleichstellungspolitik unterliegt den gesellschaftlichen
Veranderungen. Wir miissen uns mit neuen, zukunftsorien-
tierten Themen befassen, z.B. der globalen Digitalisierung
und ihren Auswirkungen auf Frauen und Méanner. Gleich-
stellungspolitik 3.0 heiBt aber auch, sich immer wieder
mit den eigentlich seit Jahrzehnten bekannten Themen
in ihrer aktuellen Entwicklung auseinanderzusetzen.”

Bundesfrauenministerin Manuela Schwesig eroffnete
die Konferenz und betonte: ,ich schatze die Arbeit der
kommunalen Gleichstellungsbeauftragten sehr. Ohne sie
ware vieles nicht mdglich. Aktuell ist die Unterbringung
und Versorgung von Flichtlingen eine der groBten
Herausforderungen vor Ort. Besonders die Frauen und
Kinder, die bei uns ankommen und Schutz suchen, sind
durch Krieg und Gewalt schwer traumatisiert. Ich begriie
es daher sehr, dass Sie sich vor Ort daflr stark machen,
dass auf die Bedurfnisse dieser Frauen so gut es geht
Riicksicht genommen wird. Dazu gehort eine angemes-
sene Unterbringung ebenso wie der Zugang zu speziellen
Beratungsangeboten. Dies ist nur ein Beispiel, wie sehr
Ihre Arbeit gebraucht wird. Sie unterstiitzen, wo Frauen
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ganz konkrete Hilfe suchen.”

Mehr als 350 Frauen- und Gleichstellungsbeauftragte
aus allen Bundeslandern nahmen an der Konferenz teil.
Die Themen in den verschiedenen Workshops reichten
von Cybermobbing und der digitalen Gewalt an Frauen
mit Anne Wizorek als Impulsgeberin tber geschlech-
tergerechte Arbeitszeiten bis zur kritischen Betrachtung
unseres Gesundheitssystems.

,Drohungen, Beleidigungen und Hasskampagnen miissen
im Netz genauso geahndet werden wie im realen Leben”
so Karin Jahns, die an dem Forum mit Wizorek teilnahm.
.Niemand darf sich sicher fihlen, weil er der Person, die
er beleidigt, nicht in die Augen schauen muss.

Inwieweit entsprechen Teilzeitarbeit fir Frauen und
Vollzeitarbeit fiir Manner noch den Wiinschen und Erwar-
tungen junger Menschen, besonders von Elternpaaren?
JImmer mehr Vater in unserer Region wollen weniger
arbeiten und mehr Zeit mit ihren Kindern verbringen”,
weil} Angela Geweke. ,Eine moderne Familienpolitik in
Betrieben und Verwaltungen ermdglicht Frauen und
Mannern familiengerechte Arbeitszeiten”.

Zentrale Forderungen der Bundesarbeitsgemeinschaft
kommunaler Frauen- und Gleichstellungsbiiros sind:
Bessere Rahmenbedingungen flr Frauen- und Gleichstel-
lungsbeauftragte!, Weiterer Ausbau der Kinderbetreuung!,
Gleiches Geld fir vergleichbare Arbeit!, Flichtlingsfrauen
und —-madchen brauchen besondere Unterstlitzung.
Diesen Forderungen der Bundesarbeitsgemeinschaft
schlieBen sich Angela Geweke und Karin Jahns an.

Karin Jahns und Angela Geweke, Gleichstellungsbeauftragte der Stadt
und des Landkreises Hildesheim
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Hesse: Vereinbarkeit von Arbeit und Privatleben setzt
Gleichstellung voraus

Geschrieben am 18. September 2015

Gleichstellungsministerin Birgit Hesse hat am Montag
auf der Bundeskonferenz der kommunalen Gleichstel-
lungsbeauftragten in Rostock auf die Notwendigkeit der
Gleichstellung von Mannern und Frauen hingewiesen.
.Wer eine moderne Gesellschaft und eine moderne
Gesellschaftspolitik will, der kommt um das Thema
Gleichstellung nicht herum und der kommt um die
Gleichstellungsbeauftragten nicht herum”, sagte Hesse
vor rund 370 aus ganz Deutschland angereisten kommu-
nalen Frauen- und Gleichstellungsbeauftragten.

Gleichzeitig machte die Ministerin deutlich, dass sowohl
Gleichstellung als auch die bessere Vereinbarkeit von
Erwerbs- und Privatleben Schwerpunkte der Landes-
regierung sind. Das zeige sich auch in der aktuellen
Forderperiode des Europaischen Sozialfonds (ESF). ,Wir
fordern aus ESF-Mitteln verstarkt Projekte, die sich mit
diesem Thema auseinandersetzen, es vorantreiben, es
in die Offentlichkeit tragen. Bis 2020 stehen dafiir 13
Millionen Euro zur Verfligung”, so Hesse.

Eine bessere Vereinbarkeit zwischen verschiedenen
Lebensbereichen setzt nach Ansicht der Ministerin die
Gleichstellung voraus. Dies kdnne nicht allein durch Ge-
setze und Verordnungen geschehen. Sie kénnten zwar
helfen, entscheidend sei jedoch die Einstellung jedes
Einzelnen. ,Es muss klar sein: Vereinbarkeit geht alle an —
Manner und Frauen, Arbeitgeber und Beschéftigte, Jung
und Alt", sagte Hesse. ,Und von Vereinbarkeit profitieren
alle. Wer es seinen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern
ermoglicht, ihre Arbeitszeiten mit ihren verschiedenen
Lebensphasen in Einklang zu bringen, der wird zufrie-
dene und motivierte Beschéftigte haben und diese auch
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langerfristig binden kénnen.”
Quelle: Pressemitteilung Nr. 87 des Ministeriums
flir Arbeit, Gleichstellung und Soziales vom 7.
September 2015
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Fur eine bessere Zukunft von Frauen und Méannern
Mitteilung vom 18.09.2015

(LKHi 15-0) - 23. Bundeskonferenz kommunaler Frauen-
biros und Gleichstellungsstellen in Rostock erfolgreich
zu Ende gegangen -

Kreis Hildesheim (Ips) Die Gleichstellungsbeauftragten
Angela Geweke vom Landkreis Hildesheim und Karin
Jahns von der Stadt Hildesheim ziehen das Fazit: ,Auch
Gleichstellungspolitik unterliegt den gesellschaftlichen
Veranderungen. Wir miissen uns mit neuen, zukunftsorien-
tierten Themen befassen, z.B. der globalen Digitalisierung
und ihren Auswirkungen auf Frauen und Ménner. Gleich-
stellungspolitik 3.0 heiBt aber auch, sich immer wieder
mit den eigentlich seit Jahrzehnten bekannten Themen
in ihrer aktuellen Entwicklung auseinanderzusetzen.”

Bundesfrauenministerin Manuela Schwesig eroffnete
die Konferenz und betonte: ,ich schatze die Arbeit der
kommunalen Gleichstellungsbeauftragten sehr. Ohne sie
ware vieles nicht moglich. Aktuell ist die Unterbringung
und Versorgung von Fllichtlingen eine der gréBten
Herausforderungen vor Ort. Besonders die Frauen und
Kinder, die bei uns ankommen und Schutz suchen, sind
durch Krieg und Gewalt schwer traumatisiert. Ich begriie
es daher sehr, dass Sie sich vor Ort dafiir stark machen,
dass auf die Bedirfnisse dieser Frauen so gut es geht
Ruicksicht genommen wird. Dazu gehort eine angemes-
sene Unterbringung ebenso wie der Zugang zu speziellen
Beratungsangeboten. Dies ist nur ein Beispiel, wie sehr
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Ihre Arbeit gebraucht wird. Sie untersttitzen, wo Frauen
ganz konkrete Hilfe suchen.”

Mehr als 350 Frauen- und Gleichstellungsbeauftragte
aus allen Bundeslandern nahmen an der Konferenz teil.
Die Themen in den verschiedenen Workshops reichten
von Cybermobbing und der digitalen Gewalt an Frauen
mit Anne Wizorek als Impulsgeberin Gber geschlech-
tergerechte Arbeitszeiten bis zur kritischen Betrachtung
unseres Gesundheitssystems.

.Drohungen, Beleidigungen und Hasskampagnen missen
im Netz genauso geahndet werden wie im realen Leben”
so Karin Jahns, die an dem Forum mit Wizorek teilnahm.
.Niemand darf sich sicher fiihlen, weil er der Person, die
er beleidigt, nicht in die Augen schauen muss.

Inwieweit entsprechen Teilzeitarbeit fur Frauen und
Vollzeitarbeit fir Manner noch den Wiinschen und Erwar-
tungen junger Menschen, besonders von Elternpaaren?
Jmmer mehr Vater in unserer Region wollen weniger
arbeiten und mehr Zeit mit ihren Kindern verbringen”,
weiB Angela Geweke. ,Eine moderne Familienpolitik in
Betrieben und Verwaltungen ermoglicht Frauen und
Mannern familiengerechte Arbeitszeiten”.

Zentrale Forderungen der Bundesarbeitsgemeinschaft
kommunaler Frauen- und Gleichstellungsbiiros sind:
Bessere Rahmenbedingungen fiir Frauen- und Gleichstel-
lungsbeauftragte!, Weiterer Ausbau der Kinderbetreuung!,
Gleiches Geld fiir vergleichbare Arbeit!, Fliichtlingsfrauen
und —madchen brauchen besondere Unterstltzung.
Diesen Forderungen der Bundesarbeitsgemeinschaft
schlieBen sich Angela Geweke und Karin Jahns an.
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Flr eine bessere Zukunft von Frauen und Mannern

(LKHi 15-0) - 23. Bundeskonferenz kommunaler Frauen-
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biros und Gleichstellungsstellen in Rostock erfolgreich
zu Ende gegangen -

Kreis Hildesheim (Ips) Die Gleichstellungsbeauftragten
Angela Geweke vom Landkreis Hildesheim und Karin
Jahns von der Stadt Hildesheim ziehen das Fazit: ,Auch
Gleichstellungspolitik unterliegt den gesellschaftlichen
Veranderungen. Wir miissen uns mit neuen, zukunftsorien-
tierten Themen befassen, z.B. der globalen Digitalisierung
und ihren Auswirkungen auf Frauen und Ménner. Gleich-
stellungspolitik 3.0 heiBt aber auch, sich immer wieder
mit den eigentlich seit Jahrzehnten bekannten Themen
in ihrer aktuellen Entwicklung auseinanderzusetzen.”

Bundesfrauenministerin Manuela Schwesig eroffnete
die Konferenz und betonte: ,ich schatze die Arbeit der
kommunalen Gleichstellungsbeauftragten sehr. Ohne sie
ware vieles nicht moglich. Aktuell ist die Unterbringung
und Versorgung von Fliichtlingen eine der gréBten
Herausforderungen vor Ort. Besonders die Frauen und
Kinder, die bei uns ankommen und Schutz suchen, sind
durch Krieg und Gewalt schwer traumatisiert. Ich begrii3e
es daher sehr, dass Sie sich vor Ort dafiir stark machen,
dass auf die Bedirfnisse dieser Frauen so gut es geht
Ruicksicht genommen wird. Dazu gehort eine angemes-
sene Unterbringung ebenso wie der Zugang zu speziellen
Beratungsangeboten. Dies ist nur ein Beispiel, wie sehr
Ihre Arbeit gebraucht wird. Sie unterstiitzen, wo Frauen
ganz konkrete Hilfe suchen.”

Mehr als 350 Frauen- und Gleichstellungsbeauftragte
aus allen Bundeslandern nahmen an der Konferenz teil.
Die Themen in den verschiedenen Workshops reichten
von Cybermobbing und der digitalen Gewalt an Frauen
mit Anne Wizorek als Impulsgeberin tber geschlech-
tergerechte Arbeitszeiten bis zur kritischen Betrachtung
unseres Gesundheitssystems.

,Drohungen, Beleidigungen und Hasskampagnen miissen
im Netz genauso geahndet werden wie im realen Leben”
so Karin Jahns, die an dem Forum mit Wizorek teilnahm.
.Niemand darf sich sicher fuhlen, weil er der Person, die
er beleidigt, nicht in die Augen schauen muss.

Inwieweit entsprechen Teilzeitarbeit fir Frauen und
Vollzeitarbeit fir Manner noch den Wiinschen und Erwar-
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tungen junger Menschen, besonders von Elternpaaren?
.Immer mehr Vater in unserer Region wollen weniger
arbeiten und mehr Zeit mit ihren Kindern verbringen®,
weill Angela Geweke. ,Eine moderne Familienpolitik in
Betrieben und Verwaltungen ermoglicht Frauen und
Mannern familiengerechte Arbeitszeiten”.

Zentrale Forderungen der Bundesarbeitsgemeinschaft
kommunaler Frauen- und Gleichstellungsbiiros sind:
Bessere Rahmenbedingungen fiir Frauen- und Gleichstel-
lungsbeauftragte!, Weiterer Ausbau der Kinderbetreuung!,
Gleiches Geld flr vergleichbare Arbeit!, Flichtlingsfrauen
und —madchen brauchen besondere Unterstltzung.
Diesen Forderungen der Bundesarbeitsgemeinschaft
schlieBen sich Angela Geweke und Karin Jahns an.

Karin Jahns und Angela Geweke, Gleichstellungsbeauftragte der Stadt
und des Landkreises Hildesheim
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Gleichstellungsarbeit 3.0

Presseresonanz zur 23. Bundeskonferenz

Fiir eine bessere Zukunft von Frauen und Mannern

23. Bundeskonferenz kommunaler Frauenbiiros und
Gleichstellungsstellen in Rostock erfolgreich zu Ende
gegangen

- Flichtlingsfrauen brauchen besondere Unterstlitzung!

- Freigewordene Bundesmittel fur Kitaausbau!

- Bessere Rahmenbedingungen flr Frauen- und Gleich-
stellungsbeauftragte!

Diesen Forderungen schlieBt sich die Gleichstellungs-
beauftragte Elke Schad nach der Teilnahme an der 23.
Bundeskonferenz der kommunalen Gleichstellungs- und
Frauenbeauftragten Deutschlands in Rostock an.

Gleichstellungspolitik 3.0 und Fliichtlingsfrauen:
Frauen und Méadchen fliehen u. a., weil sie in vielen Landern
als Teil der Kriegsflihrung vergewaltigt werden. Auch auf
der Flucht werden sie haufig Opfer sexueller Gewalt. Sie
brauchen in Deutschland besondere Hilfesysteme, um die
erlebten Traumata zu bewaltigen. Sie brauchen Schutz vor
Gewalt und vor sexuellen Ubergriffen in Gemeinschafts-
unterklinften und sie brauchen Bildungsangebote, die
u.a. berlicksichtigen, dass viele von ihnen nicht lesen und
schreiben kénnen. Und sie brauchen niedrigschwellige
Angebote zur Gesundheitsversorgung.

Dazu sagte Bundesministerin Manuela Schwesig vor
den mehr als 350 Gleichstellungsbeauftragten:

Jch schatze die Arbeit der kommunalen Gleichstel-
lungsbeauftragten sehr. Ohne Sie ware vieles nicht
moglich. Aktuell ist die Unterbringung und Versorgung
von Fllchtlingen eine der groBten Herausforderungen
vor Ort. Besonders die Frauen und Kinder, die bei uns
ankommen und Schutz suchen, sind durch Krieg und
Gewalt schwer traumatisiert. Ich begriiBe es sehr, dass Sie
sich vor Ort daflr stark machen, dass auf die Bedirfnisse
dieser Frauen so gut es geht Riicksicht genommen wird.
Dazu gehort eine angemessene Unterbringung ebenso
wie der Zugang zu speziellen Beratungsangeboten. Dies
ist nur ein Beispiel, wie sehr Ihre Arbeit gebraucht wird.
Sie unterstlitzen, wo Frauen ganz konkrete Hilfe suchen.”

Gleichstellungsbeauftragte Elke Schad fordert: Qua-
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lifiziertes Personal und Bundesmittel speziell fir die
Unterstiitzung von gefllichteten Frauen und Madchen.

Gleichstellungspolitik 3.0 und Bundesfinanzminister:
Die freiwerdenden Mittel aus dem Betreuungsgeld miissen
in den Ausbau der Kindertagesstatten flieBen. Es ist ein
Unding, dass Wolfgang Schauble damit Haushaltsl6cher
stopfen mochte. So sieht keine moderne Familienpolitik
aus. Fehlende Kinderbetreuung flihrt dazu, dass vor allem
Matter beruflich zuriickstecken. Die Folgen: Fachkraf-
temangel, schlecht bezahlte Minijobs, niedrige Renten,
Altersarmut. Das kann nur durch mehr Kitaplatze und
eine gerechtere Arbeitsteilung zwischen Manner und
Frauen verhindert werden. Immer mehr Vater auch in
meiner Kommune/ Kreis wollen weniger arbeiten, sie
wollen mehr Zeit mit ihrer Familie verbringen, so Gleich-
stellungsbeauftragte..........

Unterstiitzung fiir diese Forderung von Bundesfami-
lienministerin Manuela Schwesig:

.Es gibt mittlerweile viele Manner die als Vater sagen:
Auch ich will Zeit mit meiner Familie verbringen, ich will
nicht nur zum Gutenachtkuss zuhause sein. Ich méchte
auch in Teilzeit gehen, Elternzeit nehmen. Oft werden
daflir Manner dafiir noch schrag angeschaut. Deswegen
sollten wir diese modernen Vater unterstiitzen. Wenn die
Zeit fur Familienaufgaben fairer verteilt ist, dann wird auch
endlich die Arbeitszeit fairer verteilt. Dann kommen die
Frauen aus der Mini-Teilzeitfalle und haben berufliche
Perspektiven und bessere Einkommenschancen.”

Nur wenige Arbeitgeber auch in unserer Kommune /
Kreis haben bisher auf die Forderung von Vatern einer
besseren Vereinbarkeit reagiert und sehen immer noch
lieber die Frauen in Eltern- und Teilzeit. Deshalb braucht
es neue geschlechtergerechte Arbeitszeitmodelle, wie
z.B. das der Familienzeit (30 Stunden pro Woche), das
Bundesministerin Schwesig vorgeschlagen hat.

Dem schlieBe ich mich an: Wir brauchen ein Gesetz zur
Familienarbeitszeit und den Ausbau der Kitaplatze auch
in unserer Region mit den freiwerdenden Mittel aus dem
Betreuungsgeld.

Gleichstellungspolitik 3.0 = Verantwortung der Politik
Die Politik hat es immer noch nicht geschafft, Artikel 3,
Absatz 2 des Grundgesetzes einzulésen ,Manner und
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Frauen sind gleichberechtigt.”. Aber bei uns verdie-
nen Frauen immer noch weniger als Manner. Frauen
fehlen in Fiihrungsetagen, im Kommunalparlamenten/
Stadtrat und auf Birgermeistersesseln. Mitter haben
schlechtere Chancen auf dem Arbeitsmarkt als Véter.
39 % der Alleinerziehenden und ihre Kinder sind von
Armut bedroht.

Die Politik muss endlich fir Geschlechtergerechtigkeit
und eine gute Zukunft von Frauen und Mannern sorgen.

Frauen- und Gleichstellungsbeauftragte brauchen mehr
Sie sollen die ganze Palette der gesamtgesellschaftlich
wichtigen gleichstellungspolitischen Themen abde-
cken, dabei fachlich immer auf dem neuesten Stand
sein und nachhaltig dafiir sorgen, dass Gleichberech-
tigung vor Ort umgesetzt wird. Das Profil der Arbeit
einer Gleichstellungsbeauftragten entspricht dem ei-
ner Managerin und damit einer Fihrungsposition!
Doch die Eingruppierung und damit die Bezahlung sind
vergleichsweise schlecht. Meist haben sie kein Personal
und ein nur geringes Budget. Geld flr Fortbildungen oder
Dienstreisen ist knapp. Aber! Mit ihrer Arbeit fordern sie
eine gleichberechtigte Gesellschaft. Dadurch erhéht sich
auch der wirtschaftliche Erfolg fiir Alle!

Dazu Manuela Schwesig: ,Ich drgere mich oft, dass die
Arbeit die vor Ort die Frauen- und Gleichstellungsbe-
auftragten machen, gar nicht so wertgeschatzt wird, wie
es eigentlich sein musste. Ob eine Frau gute berufliche
Chancen hat, ob die Vereinbarkeit von Beruf und Familie
fur Frauen und Manner gut geht, ob genug Frauenh&user
und Beratungsangebote da sind, das entscheidet sich vor
Ort. Und wenn wir nicht diese taffen Frauen- und Gleich-
stellungsbeauftragten hatten, dann hatten wir viel weniger
und eigentlich brauchten wir sogar noch mehr und das
ist natiirlich meine Aufgabe diese Arbeit zu unterstiitzen.”

Ich wiinsche mir: Die rechtlichen Rahmenbedingungen
und die Ausstattung in den Kommunen/Kreisen miissen
fur die kommunalen Frauen- und Gleichstellungsbiiros
verbessert werden!
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Gleichstellungsbeauftragte Bettina Kuse informiert...
... Uber die 23. Bundeskonferenz kommunaler Frauenbiiros
und Gleichstellungsstellen

Bettina Kuse

Die Gleichstellungsbeauftragte der Kreisstadt Dietzenbach
Bettina Kuse war eine von Uber 350 Konferenzteilneh-
merinnen bei der 23. Bundeskonferenz kommunaler
Frauenbiros und Gleichstellungsstellen vom 6. bis 8.
September 2015 in Rostock.

Der Tagungs-Titel: Gleichstellungsarbeit 3.0 - Fir eine
bessere Zukunft von Frauen und Mannern

http.//www.dietzenbach.de/loadDocument.phtmi?-
ObjSvrID=1799&0bjID=8247&0Objla=1&Ext=PDF

Das Frauenbuiro Dietzenbach informiert:

Gleichstellungsarbeit 3.0

Flr eine bessere Zukunft von Frauen und Mannern

Die Gleichstellungsbeauftragte der Kreisstadt Dietzenbach
Bettina Kuse war eine von Uber 350 Konferenzteilneh-

Presseresonanz zur 23. Bundeskonferenz

merinnen bei der 23. Bundeskonferenz kommunaler
Frauenbiros und Gleichstellungsstellen vom 6.09. —
08.09.2015 in Rostock.

Neben dem attraktiven Tagungsort Rostock/Warnemiin-
de, den unterschiedlichen Impulsreden und Foren zur
Gleichstellungsarbeit 3.0 ist fiir Bettina Kuse das Erleben
der Familienministerin Manuela Schwesig das Highlight
dieser Tagung: ,Ich bin noch ganz beeindruckt von der
BegriiBungsrede der Bundesministerin, persénlich und
familienpolitisch.”

Schwerpunktthemen der Konferenz und daraus abgelei-
tete Forderungen der Frauenbdros heiBen:

- Flichtlingsfrauen brauchen besondere Unterstiitzung!

- Freigewordene Bundesmittel fur Kitaausbau!

- Bessere Vereinbarkeit von Familie und Beruf / Gleich-
stellungsrisiken im Lebensverlauf

Gleichstellungspolitik 3.0 und Fliichtlingsfrauen:

Frauen und Madchen fliehen u. a., weil sie in vielen Lan-
dern als Teil der Kriegsfiihrung vergewaltigt werden. Und
auch auf der Flucht werden Frauen haufig Opfer sexueller
Gewalt. Diese Frauen brauchen in Deutschland besondere
Hilfesysteme, um die erlebten Traumata zu bewaltigen.
Alle Flichtlingsfrauen brauchen Schutz vor Gewalt und
vor sexuellen Ubergriffen in Gemeinschaftsunterkiinften
und sie brauchen Bildungsangebote, die u.a. berlick-
sichtigen, dass viele von ihnen nicht lesen und schreiben
kdnnen.
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23. Bundeskonferenz kommunaler Frauenbiiros und
Gleichstellungsstellen in Rostock

Gleichstellungsarbeit 3.0 - Fiir eine bessere Zukunft von


https://www.lingen.de/Newsmeldungen/startseiten_meldungen/23._bundeskonferenz_kommunaler_frauenbueros_und_gleichstellungsstellen_in_rostock.html 
https://www.lingen.de/Newsmeldungen/startseiten_meldungen/23._bundeskonferenz_kommunaler_frauenbueros_und_gleichstellungsstellen_in_rostock.html 
https://www.lingen.de/Newsmeldungen/startseiten_meldungen/23._bundeskonferenz_kommunaler_frauenbueros_und_gleichstellungsstellen_in_rostock.html 
https://www.lingen.de/Newsmeldungen/startseiten_meldungen/23._bundeskonferenz_kommunaler_frauenbueros_und_gleichstellungsstellen_in_rostock.html 
http://www.dietzenbach.de/index.php?object=tx|1799.1&ModID=255&FID=1799.16069.1&mNavID=1799.32&nosm=
http://www.dietzenbach.de/index.php?object=tx|1799.1&ModID=255&FID=1799.16069.1&mNavID=1799.32&nosm=
http://www.dietzenbach.de/index.php?object=tx|1799.1&ModID=255&FID=1799.16069.1&mNavID=1799.32&nosm=
http://www.dietzenbach.de/loadDocument.phtml?ObjSvrID=1799&ObjID=8247&ObjLa=1&Ext=PDF
http://www.dietzenbach.de/loadDocument.phtml?ObjSvrID=1799&ObjID=8247&ObjLa=1&Ext=PDF

Frauen und Mannern

Unter dem Motto ,Gleichstellungsarbeit 3.0" stand die
diesjahrige Bundeskonferenz der kommunalen Frauen-
biuros und Gleichstellungsbeauftragten in Rostock. Die
Veranstaltung, an der neben Bundesfamilienministerin
Manuela Schwesig rund 400 Gleichstellungsbeauftragte
aus ganz Deutschland teilnahmen, befasste sich vor allem
mit der zukunftsfahigen Gestaltung und Neuausrichtung
der Gleichstellungsarbeit. Ein positives Fazit zieht auch die
stadtische Gleichstellungsbeauftragte der Stadt Lingen
Angelika Roelofs.

Bundesministerin Manuela Schwesig eroffnete die Kon-
ferenz mit mehr als 350 Gleichstellungsbeauftragten aus
dem ganzen Bundesgebiet: ,Ich schatze die Arbeit der
kommunalen Gleichstellungsbeauftragten sehr. Ohne Sie
ware vieles nicht moglich. Aktuell ist die Unterbringung und
Versorgung von Fliichtlingen eine der gréBten Herausfor-
derungen vor Ort. Besonders die Frauen und Kinder, die bei
uns ankommen und Schutz suchen, sind durch Krieg und
Gewalt schwer traumatisiert. Ich begriiBe es sehr, dass Sie
sich vor Ort dafiir stark machen, dass auf die Bediirfnisse
dieser Frauen so gut es geht Riicksicht genommen wird.

Dazu gehort eine angemessene Unterbringung ebenso
wie der Zugang zu speziellen Beratungsangeboten.
Dies ist nur ein Beispiel, wie sehr Ihre Arbeit gebraucht
wird. Sie unterstiitzen, wo Frauen ganz konkrete Hilfe
suchen.” Zudem betonte Schwesig: ,Es gibt mittlerweile
viele Manner, die als Vater sagen: Auch ich will Zeit mit
meiner Familie verbringen, ich will nicht nur zum Gu-
tenachtkuss zuhause sein. Ich mochte auch in Teilzeit
gehen, Elternzeit nehmen. Oft werden dafir Manner
dafiir noch schrdag angeschaut. Deswegen sollten wir
diese modernen Vater unterstitzen. Wenn die Zeit

Presseresonanz zur 23. Bundeskonferenz

fir Familienaufgaben fairer verteilt ist, dann wird auch
endlich die Arbeitszeit fairer verteilt. Dann kommen
die Frauen aus der Mini-Teilzeitfalle und haben beruf-
liche Perspektiven und bessere Einkommenschancen.”
Dieser Betrachtung schlossen sich die versammelten Gleich-
stellungsbeaufragte an und forderten die Bundesregierung
auf, dass zum Beispiel die freiwerdenden Mittel aus dem
Betreuungsgeld in den Ausbau der Kindertagesstatten
flieBen, anstatt anderweitige Haushaltslocher zu stopfen.

Angelika Roelofs, Gleichstellungsbeauftragte der Stadt
Lingen betont, dass durch den Ausbau von Kitaplatzen,
aber gleichzeitig durch eine gerechtere Arbeitsteilung
zwischen Mannern und Frauen das Ziel der Gleichbe-
rechtigung erreicht wird. Die Forderung von Mittern
und Vatern nach einer besseren Vereinbarkeit von Beruf
und Familie durch neue Arbeitszeitmodelle wird nur von
wenigen Arbeitgeberlnnen ernstgenommen. Dabei ist es
der richtige Weg, Uber neue geschlechtergerechte Arbeits-
zeitmodelle zu diskutieren, beispielsweise das Modell der
Familienzeit mit 30 Stunden pro Woche fiir beide Eltern.

Diskutiert wurde auch das Aufgabenspektrum der kom-
munalen Frauen- und Gleichstellungsbeauftragten. So
wird erwartet, dass sie die Palette der gesamtgesell-
schaftlich wichtigen gleichstellungspolitischen Themen
abdecken, dabei fachlich immer auf dem neuesten Stand
sind und nachhaltig dafiir sorgen, dass Gleichberech-
tigung vor Ort umgesetzt wird. Das Profil der Arbeit
einer Gleichstellungsbeauftragten entspricht dem einer
Managerin und damit einer Flihrungsposition. Oft sind
aber Ausstattung und Bezahlung nicht dementsprechend.

Dazu Manuela Schwesig: ,Ich drgere mich oft, dass die
Arbeit, die vor Ort die Frauen- und Gleichstellungsbe-
auftragten machen, gar nicht so wertgeschatzt wird, wie
es eigentlich sein misste. Ob eine Frau gute berufliche
Chancen hat, ob die Vereinbarkeit von Beruf und Familie
fur Frauen und Manner gut geht, ob genug Frauenh&user
und Beratungsangebote da sind, das entscheidet sich vor
Ort. Und wenn wir nicht diese taffen Frauen- und Gleich-
stellungsbeauftragten hatten, dann hatten wir viel weniger
und eigentlich brauchten wir sogar noch mehr und das
ist natiirlich meine Aufgabe diese Arbeit zu unterstiitzen.”



Die Gleichstellungsbeauftragten sind sich einig: ,Der
positive Rickenwind von Bundesministerin Manuela
Schwesig ist eine wichtige Unterstiitzung unserer Arbeit
und der unserer neben- und ehrenamtlichen Kolleginnen
aus den kreisangehdrigen Kommunen hier in der Region.”

75. Kaiserslautern

22.09.2015
http://www.kaiserslautern.de/buerger_rathaus po-

litik/medienportal/pressemitteilungen/040784
index.html.de

Gleichstellungsarbeit 3.0 - Flr eine bessere Zukunft von
Mannern und Frauen

Gleichstellungsbeauftragte der Stadt nimmt an Bun-
deskonferenz kommunaler Frauenbiiros und Gleichstel-
lungsstellen teil

Kaiserslautern, 22.09.2015

Die 23. Bundeskonferenz kommunaler Frauenbiros und
Gleichstellungsstellen ist vor wenigen Tagen in Rostock
erfolgreich zu Ende gegangen. Zu den rund 350 Teilneh-
merinnen und Teilnehmern gehdrte neben Bundesministe-
rin Manuela Schwesig auch die Gleichstellungsbeauftragte
der Stadt Kaiserslautern, Marlene Isenmann-Emser. Sie
schlieBt sich den zentralen Forderungen, die auf der
Konferenz gestellt wurden, an:

Fliichtlingsfrauen brauchen besondere Unterstiitzung!

Frauen und Madchen fliehen unter anderem, weil sie in
vielen Landern als Teil der Kriegsflihrung vergewaltigt
werden. Auch auf der Flucht werden sie haufig Opfer
sexueller Gewalt. Sie brauchen in Deutschland besondere
Hilfesysteme, um die erlebten Traumata zu bewaltigen.
Sie brauchen Schutz vor Gewalt und vor sexuellen Uber-
griffen in Gemeinschaftsunterkiinften und sie brauchen
Bildungsangebote, die berlicksichtigen, dass viele von
ihnen nicht lesen und schreiben kénnen. Und sie brauchen
niedrigschwellige Angebote zur Gesundheitsversorgung.
Auch Marlene Isenmann-Emser fordert qualifiziertes
Personal und Bundesmittel speziell fiir die Unterstiitzung
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von gefllichteten Frauen und Madchen.

Bundesministerin Manuela Schwesig lobte in dieser Frage
die bisherige Arbeit der Gleichstellungsbeauftragten aus-
drucklich: ,Aktuell ist die Unterbringung und Versorgung
von Fllchtlingen eine der groBten Herausforderungen
vor Ort. Besonders die Frauen und Kinder, die bei uns
ankommen und Schutz suchen, sind durch Krieg und
Gewalt schwer traumatisiert. Ich begriiBe es sehr, dass Sie
sich vor Ort daflr stark machen, dass auf die Bedirfnisse
dieser Frauen so gut es geht Riicksicht genommen wird.
Dazu gehort eine angemessene Unterbringung ebenso
wie der Zugang zu speziellen Beratungsangeboten. Dies
ist nur ein Beispiel, wie sehr Ihre Arbeit gebraucht wird.
Sie unterstlitzen, wo Frauen ganz konkrete Hilfe suchen.”

Freigewordene Bundesmittel fiir Kitaausbau!

Die freiwerdenden Mittel aus dem Betreuungsgeld
mussen in den Ausbau der Kindertagesstatten flieBen.
Es ist ein Unding, dass Wolfgang Schauble damit Haus-
haltslocher stopfen mochte. So sieht keine moderne
Familienpolitik aus. Fehlende Kinderbetreuung fiihrt
dazu, dass vor allem Mutter beruflich zurlickstecken. Die
Folgen: Fachkraftemangel, schlecht bezahlte Minijobs,
niedrige Renten, Altersarmut. Das kann nur durch mehr
Kitapldtze und eine gerechtere Arbeitsteilung zwischen
Frauen und Mannern verhindert werden. ,Immer mehr
Vater auch in unserer Kommune wollen weniger arbeiten,
sie wollen mehr Zeit mit ihrer Familie verbringen”, so die
Gleichstellungsbeauftragte Marlene Isenmann-Emser.
Nur wenige Arbeitgebende auch in Kaiserslautern haben
bisher auf die Forderung von Vatern einer besseren
Vereinbarkeit reagiert und sehen immer noch lieber die
Frauen in Eltern- und Teilzeit. Deshalb brauche es neue
geschlechtergerechte Arbeitszeitmodelle, wie etwa das
der Familienzeit (30 Stunden pro Woche), das Bundes-
ministerin Schwesig vorgeschlagen hat. Isenmann-Emser:
.Wir brauchen ein Gesetz zur Familienarbeitszeit und den
Ausbau der Kitaplatze auch in unserer Region mit den
freiwerdenden Mittel aus dem Betreuungsgeld.”

Unterstiitzung flr diese Forderung kam auch von Bun-
desfamilienministerin Manuela Schwesig: ,Es gibt mitt-
lerweile viele Manner, die als Vater sagen: Auch ich will
Zeit mit meiner Familie verbringen, ich will nicht nur
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zum Gutenachtkuss zuhause sein. Ich mdchte auch in
Teilzeit gehen, Elternzeit nehmen. Oft werden dafir
Manner dafiir noch schrég angeschaut. Deswegen sollten
wir diese modernen Vater unterstlitzen. Wenn die Zeit
fur Familienaufgaben fairer verteilt ist, dann wird auch
endlich die Arbeitszeit fairer verteilt. Dann kommen die
Frauen aus der Mini-Teilzeitfalle und haben berufliche
Perspektiven und bessere Einkommenschancen.”

Gleichstellungspolitik 3.0 = Verantwortung der Politik!

Die Politik hat es immer noch nicht geschafft, Artikel 3,
Absatz 2 des Grundgesetzes einzulésen ,Manner und
Frauen sind gleichberechtigt.” Aber bei uns verdienen
Frauen immer noch weniger als Manner. Frauen fehlen in
Fhrungsetagen, im Stadtrat in Gremien in Aufsichtsraten
und auf Blirgermeistersesseln. Mitter haben schlechtere
Chancen auf dem Arbeitsmarkt als Vater. 39 % der Al-
leinerziehenden und ihre Kinder sind von Armut bedroht.
Die Politik muss endlich fir Geschlechtergerechtigkeit
und eine gute Zukunft von Frauen und Mannern sorgen.

Bessere Rahmenbedingungen fiir Frauen- und Gleich-
stellungsbeauftragte!

Sie sollen die ganze Palette der gesamtgesellschaftlich
wichtigen gleichstellungspolitischen Themen abdecken,
dabei fachlich immer auf dem neuesten Stand sein und
nachhaltig daflir sorgen, dass Gleichberechtigung vor
Ort umgesetzt wird. Das Profil der Arbeit einer Gleich-
stellungsbeauftragten entspricht dem einer Managerin
und damit einer Fiihrungsposition!

Doch die Eingruppierung und damit die Bezahlung sind
vergleichsweise schlecht. Meist haben sie kein Personal
und ein nur geringes Budget. Geld fiir Fortbildungen oder
Dienstreisen ist knapp. Aber! Mit ihrer Arbeit fordern sie
eine gleichberechtigte Gesellschaft. Dadurch erhoht sich
auch der wirtschaftliche Erfolg fur Alle!

Dazu Manuela Schwesig: ,Ich schatze die Arbeit der
kommunalen Gleichstellungsbeauftragten sehr. Ohne
Sie ware vieles nicht mdglich. Ich argere mich oft, dass
die Arbeit die vor Ort die Frauen- und Gleichstellungsbe-
auftragten machen, gar nicht so wertgeschéatzt wird, wie
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es eigentlich sein musste. Ob eine Frau gute berufliche
Chancen hat, ob die Vereinbarkeit von Beruf und Familie
fur Frauen und Manner gut geht, ob genug Frauenh&user
und Beratungsangebote da sind, das entscheidet sich
vor Ort. Und wenn wir nicht diese taffen Frauen- und
Gleichstellungsbeauftragten hatten, dann hatten wir
viel weniger und eigentlich brauchten wir sogar noch
mehr und das ist natiirlich meine Aufgabe diese Arbeit
zu unterstitzen. Ich wiinsche mir: Die rechtlichen Rah-
menbedingungen und die Ausstattung in den Kommunen
und Kreisen mussen fir die kommunalen Frauen- und
Gleichstellungsbtros verbessert werden!”

Die Teilnehmerinnen und Teilnehmer der 23. Bundeskonferenz kom-
munaler Frauenbiros und Gleichstellungsstellen. - © Bundesarbeits-
gemeinschaft kommunaler Frauenbiiros

76. Landkreis Verden

22.09.2015
https.//www.landkreis-verden.de/portal/meldun-

gen/gleichstellung-3-0-fuer-eine-bessere-zukunft-
von-frauen-und-maennern-901001107-20600.
html?rubrik=901000059

Gleichstellung 3.0 — Fiir eine bessere Zukunft von Frauen
und Mannern

Bundeskonferenz der kommunalen Gleichstellungsbe-
auftragten in Rostock

Besondere Unterstiitzung fir Flichtlingsfrauen, die
Verwendung freigewordener Bundesmittel fir den
Kita-Ausbau sowie bessere Bedingungen fiir Frauen-
und Gleichstellungsbeauftragte sind die drei zentralen
Forderungen der Teilnehmerinnen der Bundeskonferenz
kommunaler Frauenbiiros und Gleichstellungsstellen.
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Frauenministerin Manuela Schwesig begriite die mehr
als 350 Konferenzteilnehmerinnen in Rostock. Karin
Labinsky-Meyer, Vorsitzende des Kreisfrauenrates beim
Landkreis Verden, Christine Borchers, Gleichstellungsbe-
auftragte des Landkreises Verden und Bianca Lankenau,
Gleichstellungsbeauftragte der Samtgemeinde Thed-
inghausen, haben an der Konferenz teilgenommen und
schlieBen sich den Forderungen an.

Karin Labinsky-Meyer, Christine Borchers und Bianca Lankenau (von
links) nahmen an der Bundeskonferenz teil.

.Die Unterbringung von Fliichtlingen ist aktuell eine der
groBten Herausforderungen. Viele Frauen und Madchen
fliehen auch, weil sie in ihren Heimatlandern Gewalt
erfahren und als Teil der Kriegsfiihrung vergewaltigt
wurden. Und selbst auf der Flucht werden sie haufig
Opfer sexueller Gewalt”, so Karin Labinsky-Meyer. ,Diese
Frauen bendétigen unsere besondere Hilfe, sie brauchen
Schutz vor Gewalt und vor sexuellen Ubergriffen in Ge-
meinschaftsunterkiinften. Sie brauchen eine angemessene
Unterbringung, die richtigen Bildungsangebote und
niedrigschwellige Angebote zur Gesundheitsversorgung.”

Familienministerin Manuela Schwesig wiirdigte auf der
Konferenz die Arbeit der Frauen- und Gleichstellungs-
beauftragten. ,Ich schatze die Arbeit der kommunalen
Gleichstellungsbeauftragten sehr. Ohne sie ware vieles
nicht moglich”, so die Bundesministerin. Ob eine Frau
gute berufliche Chancen habe, ob die Vereinbarkeit von
Beruf und Familie fiir Frauen und Manner gut gehe, ob
genug Frauenhduser und Beratungsangebote da seien,
das entscheide sich oft vor Ort, so Schwesig. Die Minis-
terin sagte auf der Konferenz ihre Unterstltzung zu, die
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Bedingungen fiir kommunale Gleichstellungsbeauftragte
zu verbessern. ,Die Politik muss endlich fiir Geschlech-
tergerechtigkeit und eine gute Zukunft von Frauen und
Manner sorgen”, findet Karin Labinsky-Meyer. Immer noch
sei das Versprechen des Grundgesetzes nicht umgesetzt.

Auch ein Gesetz zur Familienarbeitszeit, das geringere
Normalarbeitszeiten vorsieht, und die Forderung, freie
Mittel aus dem Betreuungsgeld in den Kita-Ausbau zu
investieren, gehdren zu den Forderungen fiir eine moderne,
zeitgemaBe Familienpolitik. Fehlende Kinderbetreuung,
so der Tenor, flhre dazu, dass vor allem Muitter beruflich
zuriicksteckten. Neben der Lohnliicke zwischen Mé&nnern
und Frauen seien schlecht bezahlte Minijobs, niedrige
Renten und Altersarmut bei Frauen das Ergebnis. Heute
gebe es viele Vater, die Zeit mit der Familie verbringen
mochten. Wenn die Zeit fir Familienaufgaben fairer
verteilt ware, ware auch die Arbeitszeit fairer verteilt.
Frauen kdmen dann aus der Mini-Teilzeitfalle heraus
und hatten bessere berufliche Perspektiven.

Die Teilnehmerinnen und Teilnehmer der 23. Bundeskonferenz kom-
munaler Frauenbiros und Gleichstellungsstellen. - © Bundesarbeits-
gemeinschaft kommunaler Frauenbiros
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Bessere Bedingungen fiir Frauen
Die Gleichstellungsbeauftragten Angela Geweke vom
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Landkreis Hildesheim und Karin Jahns von der Stadt
Hildesheim ziehen folgendes Fazit der Bundeskonferenz
der Gleichstellungsbeauftragten: ,Auch Gleichstellungs-
politik unterliegt den gesellschaftlichen Veranderungen.
Wir missen uns mit neuen, zukunftsorientierten Themen
befassen, beispielsweise der globalen Digitalisierung und
ihren Auswirkungen auf Frauen und Manner. Gleichstel-
lungspolitik 3.0 heiBt aber auch, sich immer wieder mit
den eigentlich seit Jahrzehnten bekannten Themen in
ihrer aktuellen Entwicklung auseinanderzusetzen.”

78. Win- Witten

22.09.2015
http://www.win-witten.de/win/startseite/win-ak-

tuell/article/bundeskonferenz-in-rostock-gleich-

stellungsbeauftragte-fordern-spezielle-hilfen-fu-

er-fluechtlingsfra.html

Gleichstellungsbeauftragte fordern spezielle Hilfen fir
traumatisierte Flichtlingsfrauen

JFluchtlingsfrauen brauchen besondere Unterstiitzung,
freigewordene Bundesmittel sollen flir den Kita-Aus-
bau verwendet werden und Geschlechtergerechtigkeit
ist politisch durchzusetzen!” Mit diesen drei zentralen
Forderungen und vielen Informationen im Gepack ist
Wittens Gleichstellungsbeauftragte Cornelia Prill jetzt von
der 23. Bundeskonferenz kommunaler Frauenbiiros und
Gleichstellungsstellen aus Rostock zurlickgekehrt. 350
Gleichstellungsbeauftragte hatten daran teilgenommen.

Ministerin lobt Einsatz der Gleichstellungsbeauf-
tragten vor Ort

Bundesfamilienministerin Manuela Schwesig richtete
bereits in ihrer Er6ffnungsrede den Fokus auf die Si-
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tuation der Fllichtlingsfrauen, die in vielen Landern als
Teil der Kriegsfiihrung vergewaltigt und auch noch auf
der Flucht haufig Opfer sexueller Gewalt werden: ,Be-
sonders die Frauen und Kinder, die bei uns ankommen
und Schutz suchen, sind durch Krieg und Gewalt schwer
traumatisiert. Ich begriiBe es sehr, dass sich die Gleich-
stellungsbeauftragten vor Ort dafiir stark machen, dass
auf die Bedurfnisse dieser Frauen so gut es geht Riicksicht
genommen wird”, betonte Schwesig.

Vor diesem Hintergrund weist die Wittener Gleichstellungs-
beauftragte Cornelia Prill darauf hin, dass diese Frauen
hier in Deutschland spezielle Hilfesysteme bendtigen:

Schutz vor Gewalt und weiteren sexuellen Ubergriffen
in Gemeinschaftsunterkiinften

Bildungsangebote, die auch berlcksichtigen, dass viele
von ihnen nicht lesen und schreiben kénnen

niedrigschwellige Angebote zur Gesundheitsversorgung
und Zugang zu speziellen Beratungsangeboten

,Im Ennepe-Ruhr-Kreis setzt sich bereits ein Arbeitskreis
— initiiert durch den Runden Tisch EN gegen Hausliche
Gewalt — mit der besonderen Problematik gewaltbetroffener
traumatisierter Fliichtlingsfrauen auseinander”, berichtet
Prill. Fordermittel des Landes setzt der Arbeitskreis u.
a. fur gezielte Fortbildungen fir Beschaftigte der Ver-
waltung und weitere hauptamtliche und ehrenamtliche
Helferinnen und Helfer ein. Die Stadt Witten ist dabei,
raumliche Losungen fir Frauen zu finden, die von Gewalt
bedroht sind, Gewalt erlitten haben und traumatisiert
sind. ,Auch eine spezielle soziale Betreuung sollen die
Frauen erhalten”, berichtet Cornelia Prill.

Kita-Ausbau statt Herdpramie

Auch die Abschaffung des Betreuungsgeldes war The-
ma der Gleichstellungsbeauftragten. Diese richterli-
che Entscheidung der Abschaffung ist bei den Frauen
selbstredend auf hohen Zuspruch gestoBen. ,Statt die
Frauen mit einer ,Herdpramie’ abzuhdngen bendtigen
wir innovative Instrumente zur Vereinbarkeit von Familie
und Beruf ein, die das Problem gescheit 16sen”, so Prill.
.Frei werdende Mittel aus dem Betreuungsgeld miissen
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jetzt in den Ausbau der Kindertagesstatten flieBen.” Das
Stopfen von Haushaltsléchern sei dagegen keine gute
Option: ,Fehlende Kinderbetreuung flihrt dazu, dass vor
allem Matter beruflich zuriickstecken. Fachkraftemangel,
schlecht bezahlte Minijobs, niedrige Renten und letztlich
Altersarmut von Frauen sind die Folge”, argumentiert
Prill. Das konne nur durch mehr Kitaplatze und eine ge-
rechtere Arbeitsteilung zwischen Méannern und Frauen
verhindert werden.

Dafiir will sich auch Familienministerin Manuela Schwesig
in Berlin stark machen: ,Es gibt mittlerweile viele Manner
die als Vater sagen: Auch ich will Zeit mit meiner Familie
verbringen, ich will nicht nur zum Gutenachtkuss zuhause
sein.Ich mochte auch in Teilzeit gehen, Elternzeit nehmen...
Deswegen sollten wir diese modernen Vater unterstit-
zen. Wenn die Zeit flr Familienaufgaben fairer verteilt
ist, dann wird auch endlich die Arbeitszeit fairer verteilt.
Dann kommen die Frauen aus der Mini-Teilzeitfalle und
haben berufliche Perspektiven und bessere Einkommen-
schancen. Deshalb braucht es neue geschlechtergerechte
Arbeitszeitmodelle, wie zum Beispiel das der Familienzeit
(30 Stunden pro Woche).”

Bis zur Geschlechtergerechtigkeit ist es noch ein
weiter Weg

Zum Schluss zogen die Gleichstellungsbeauftragten
unter dem Motto ,Gleichstellungspolitik 3.0° Reslimee:
Die Politik hat es immer noch nicht geschafft, Artikel 3,
Absatz 2 des Grundgesetzes ,Manner und Frauen sind
gleichberechtigt’ einzuldsen. In Deutschland verdienen
Frauen immer noch weniger als Manner — der Lohnun-
terschied liegt aktuell bei rund 22%. Frauen fehlen in
Fuhrungsetagen und im Rat der Stadt. 39 % der Allein-
erziehenden (und ihre Kinder), die zu Gber 80% Frauen
sind, sind von Armut bedroht. ,Die Politik muss endlich
fir Geschlechtergerechtigkeit und eine gute Zukunft
von Frauen und Mannern sorgen”, fordert die Wittener
Gleichstellungsbeauftrage Cornelia Prill.
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http.//www.wochenblatt.de/nachrichten/regens-
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beauftragte-fordert-bessere-Unterstuetzung-fu-
er-weibliche-Fluechtlinge:art1172,327706

Regensburger Gleichstellungsbeauftragte fordert bessere
Unterstiitzung fir weibliche Fliichtlinge

Foto: Bundesarbeitsgemeinschaft Kommunaler Frauenbiros und
Gleichstellungsstellen

Flichtlingsfrauen brauchen besondere Unterstiitzung”,
das war eine der zentralen Forderungen der 23. Bun-
deskonferenz der kommunalen Gleichstellungs- und
Frauenbeauftragten Deutschlands (BuKo) vom 6. bis 8.
September in Rostock-Warnemiinde. Dieser Forderung
schlieBt sich auch die Leiterin der Regensburger Gleich-
stellungsstelle, Marga Teufel, an.

Viele Flichtlinge, die momentan nach Deutschland
kommen, mussten in ihren Heimatlandern politische
Verfolgung, Krieg, Folter und Vertreibung erleiden.
Besonders schwer haben es in den Krisengebieten oft
Frauen, die in vielen Landern unterdriickt werden, unter
Genitalverstimmelungen leiden, Verbrechen im Namen
der ,Ehre” ertragen oder als Teil der Kriegsfihrung Ver-
gewaltigungen erdulden mussen. Auch auf der Flucht
werden Frauen immer wieder Opfer sexueller Gewalt.

Dazu sagte Bundesministerin Manuela Schwesig den
Teilnehmerinnen der BuKo: ,Ich schatze die Arbeit der
kommunalen Gleichstellungsbeauftragten sehr. Ohne Sie
ware vieles nicht moglich. Aktuell ist die Unterbringung
und Versorgung von Fliichtlingen eine der gréBten
Herausforderungen vor Ort. Besonders die Frauen und
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Kinder, die bei uns ankommen und Schutz suchen, sind
durch Krieg und Gewalt schwer traumatisiert. Ich begriiBe
es sehr, dass Sie sich vor Ort dafiir stark machen, dass
auf die Bedirfnisse dieser Frauen so gut es geht Riick-
sicht genommen wird. Dazu gehort eine angemessene
Unterbringung ebenso wie der Zugang zu speziellen
Beratungsangeboten.”

Die Regensburger Gleichstellungsbeauftragte Marga
Teufel fordert darum auch fir die Stadt Regensburg
Bundesmittel zum Einsatz qualifizierten Personals spe-
ziell fir die Unterstltzung von gefliichteten Frauen und
Madchen, um genderspezifische Angebote zielgerichtet
und unbirokratisch umsetzen zu kénnen.

.Das Leid, das Fluchtlinge ertragen miissen, ist fiir uns
oft unvorstellbar”, so Teufel. ,Noch immer finden aber
die besonderen Belastungen, die Frauen aufgrund ihres
Geschlechts erfahren, kaum Beachtung.” Fliichtlingsfrauen,
die in Deutschland Zuflucht suchen, brauchten spezielle
Hilfesysteme, um die erlebten Traumata zu bewaltigen.
Dazu gehoren auch Bildungsangebote und MaBnah-
men, die ihnen helfen, Sprachbarrieren zu tiberwinden
und ihre beruflichen Fachkenntnisse fiir das deutsche
Berufs- und Bildungssystem kompatibel zu machen, so
die Gleichstellungsbeauftragte.

Zudem seien niedrigschwellige Angebote zur Gesundheits-
versorgung notig, die die Besonderheiten des jeweiligen
Kulturkreises berlicksichtigen. Madchen und natirlich
auch Jungen mussten verlasslich Zugang zu Forderklassen
in allen Schularten sowie integrative Manahmen und
Sprachunterricht bereits im KiTa-Alter erhalten.

80. Zwei Wochen Dienst

(ZWD) 23.09.2015
http://www.zwd.info/index.ohp ?PHPSESSID=ec-
2ab6dal60c87297676d534640b7d0a&cat=5&qg-

roup_id=103001001&offset news=10

Im Rahmen der Konferenz wurde in verschiedenen Foren
das breite Aufgabenspektrum der kommunalen Frauen-
und Gleichstellungsbeauftragten diskutiert. Von ihnen
werde erwartet, dass sie die Palette der gesamtgesell-
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schaftlich wichtigen gleichstellungspolitischen Themen
abdeckten, dabei fachlich immer auf dem neuesten Stand
blieben und nachhaltig dafiir sorgten, dass Gleichberech-
tigung vor Ort umgesetzt werde. Die Ministerin brachte
ihren Unmut angesichts dieser Erwartungshaltung zum
Ausdruck: ,Ich argere mich oft, dass die Arbeit, die vor
Ort die Frauen- und Gleichstellungsbeauftragten machen,
gar nicht so wertgeschatzt wird, wie es eigentlich sein
musste”. Sie machte deutlich, dass es in den Kommunen
ohne ,diese taffen Frauen- und Gleichstellungsbeauf-
tragten” in zahlreichen Bereichen weit weniger Angebote
und Leistungen gébe.

BAG KOMMUNALE FRAUENBUROS
Forderung nach speziellen Konzepten in Kommunen fiir
geflohene Frauen und ihre Kinder

Offener Brief an die Bundesregierung zur Situation
weiblicher Fliichtlinge

zwd Berlin/Warnemiinde (ig). Die Frauen- und Gleich-
stellungsbeauftragten der Kommunen haben die Bun-
desregierung in einem ,offenen Brief” aufgefordert,
den Kommunen ausreichende finanzielle Mittel zur
Verfligung zu stellen, damit dort spezielle Konzepte fir
geflohene Frauen und ihre Kinder umgesetzt werden
kénnen. Aus ihren Erfahrungen vor Ort, Gber die sich
380 kommunale Frauen- und Gleichstellungsbeauftragte
auf ihrer Bundeskonferenz vom 6. bis 8. September in
Warnemiinde ausgetauscht hatten, sehen sie dringenden
Handlungsbedarf.

81. Rhede News

25.09.2015
https://www.rhede.de/News-Einzelan-
sicht.923.0.htmI?&tx_ttnews[tt news]=5058&cHas-
h=60901391bd90645d77a5ablbe3282ec7

Fur eine bessere Zukunft von Frauen und Mannern
Gleichstellungsbeauftragte Ute Schulte nahm an Bun-
deskonferenz in Rostock teil.

Von: Anneliese Bding-Messing 28.09.15
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Bundesfamilienministerin Manuela Schwesig zusammen mit den
Gleichstellungsbeauftragten des Kreises Borken bei der Bundeskon-
ferenz in Rostock

Gleichstellungsbeauftragte aus dem Kreis Borken
nahmen an Bundeskonferenz in Rostock teil

370 Frauen- und Gleichstellungsbeauftragte aus ganz
Deutschland nahmen im September an der 23. Bundes-
konferenz der kommunalen Frauenbiiros und Gleich-
stellungsstellen in Rostock teil. Unter ihnen war auch
die Gleichstellungsbeauftragte der Stadt Rhede, Ute
Schulte, mit acht Kolleginnen aus dem Kreis Borken.
Anlasslich des 20jahrigen Jubildaums ihres Netzwerkes
prasentierten sie ihre selbst entwickelten Materialien und
Projekte an einem eigenen Stand. Besonders begehrt
war die eigens zum Jubildum vom Netzwerk kreierte
Sonderbriefmarke zum Internationalen Frauentag, die
auch die Bundesfamilienministerin Manuela Schwesig
gerne entgegennahm (s. Foto).

Die Teilnehmerinnen der Konferenz befassten sich mit
vielen aktuellen Themen, unter anderem mit der Situation
von Flichtlingsfrauen. ,Besonders Frauen und Kinder,
die bei uns ankommen und Schutz suchen, sind durch
Krieg und Gewalt schwer traumatisiert. Ich begriBBe es
sehr, dass Sie sich vor Ort dafur stark machen, dass auf
die Bedirfnisse dieser Frauen so gut es geht, Riicksicht
genommen wird. Dazu gehort eine angemessene Un-
terbringung ebenso wie der Zugang zu speziellen Bera-
tungsangeboten.”, so die Bundesministerin. Eine weitere
Forderung war der Einsatz freiwerdender Mittel aus dem
Betreuungsgeld fiir den Ausbau der Kindertagesstatten,
denn fehlende oder schlechte Kinderbetreuung fiihrt dazu,
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dass vor allem Mutter beruflich zurlickstecken mussen.

Weiterhin befassten sich die Teilnehmerinnen der Konfe-
renz mit dem sogenannten Cyber-Mobbing, der digitalen
Gewalt gegen Frauen. ,Jede flinfte Frau im Alter von 18
bis 29 Jahren wurde schon einmal im Internet belastigt.”,
so Ute Schulte. ,Hier ist es wichtig, Aufklarung zu leisten
und Frauen Mut zu machen, sich gegen diese Form der
Gewalt zu wehren.”

Weitere Themen der Bundeskonferenz waren das Prosti-
tuiertenschutzgesetz sowie die Einflihrung von geschlech-
tergerechten Arbeitszeitmodellen. ,Es gibt mittlerweile
viele Manner, die als Vater sagen: Auch ich will Zeit mit
meiner Familie verbringen, ich will nicht nur zum Gu-
tenachtkuss zuhause sein”, sagte Ministerin Schwesig.
Wenn die Zeit fir Familienaufgaben gerechter verteilt
sei, dann werde auch die Arbeitszeit fairer verteilt. Sie
setze sich daher stark fiir das Familienzeitmodell ein, das
eine wochentliche Arbeitszeit von 30 Stunden fiir Frauen
und Manner vorsehe.

Die Politik habe es immer noch nicht geschafft, Artikel
3 Absatz 2 des Grundgesetzes — ,Manner und Frauen
sind gleichberechtigt” — einzuldsen. Bei uns verdienen
Frauen immer noch weniger als Manner. Frauen fehlen
in Fihrungsetagen und in deutschen Stadtraten, auch
in Rhede liegt der Frauenanteil im Stadtrat deutlich un-
ter 30 Prozent. Zudem haben Mutter auch heute noch
schlechtere Chancen auf dem Arbeitsmarkt als Vater. Die
Politik misse endlich fiir Geschlechtergerechtigkeit und
eine gute Zukunft von Frauen und Ménnern sorgen! Das
war ein wichtiges Fazit der Tagung, dem sich die Gleich-
stellungsbeauftragten aus dem Kreis Borken anschlie3en.

Weitere Informationen zum Thema ,Gleichstellung”
erhalten Sie bei der Gleichstellungsbeauftragten der
Stadt Rhede, Ute Schulte, unter der Telefonnummer
02872/930-240 bzw. per E-Mail: u.schulterhede.de
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http.//el-news.de/2015/09/emslaendische-gleich-
stellungsbeauftragte-besuchen-bundeskonferenz/

Emslandische Gleichstellungsbeauftragte besuchen
Bundeskonferenz

Sep 25, 2015

Gleichstellungsarbeit 3.0

Rostock —,,Gleichstellungsarbeit 3.0 - fiir eine bessere
Zukunft von Frauen und Mannern” - unter diesem
Motto fand Mitte September die Bundeskonferenz
kommunaler Frauenbiiros und Gleichstellungsstellen
in Rostock statt. Wertvolle Impulse erhielten auch
die sechs regionalen Gleichstellungsbeauftragten
aus dem Landkreis Emsland, die an der dreitdgigen
Veranstaltung teilnahmen. , Der Austausch mit den
Gleichstellungsbeauftragten aus dem gesamten
Bundesgebiet, aber auch die Anregungen von Bun-
desministerin Manuela Schwesig sind eine wichtige
Unterstiitzung unserer Arbeit hier in der Region”, so
die kommunalen Gleichstellungsbeauftragten einhellig.

Mehr als 350 Gleichstellungsbeauftragten aus dem ge-
samten Bundesgebiet nahmen an der Konferenz teil, die
durch Bundesministerin Manuela Schwesig er6ffnet wur-
de, darunter aus dem Emsland Marlies Kohne (Landkreis
Emsland), Angelika Roelofs (Stadt Lingen (Ems)), Elisabeth
Mecklenburg (Stadt Meppen), Annegret Schepers (Stadt
Haren (Ems)), Regina Gerdes (Stadt Papenburg) und
Mechthild Kiimling (Samtgemeinde Freren).

Bundesministerin Schwesig brachte ihre Wertschatzung
der Arbeit der kommunalen Gleichstellungsbeauftrag-
ten zum Ausdruck. Dabei unterstrich sie die Bedeutung
gleicher Chancen fir Manner und Frauen, indem sie
flexible Teilzeitmodelle und eine faire Aufteilung der
Arbeitszeit, aber auch der Familienaufgaben forderte.
Auch die emslandische Gleichstellungsbeauftragte, Mar-
lies Kohne, schlieB3t sich dieser Betrachtung an: ,Wenn
vor allem Mutter beruflich zuriickstecken missen, sind
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die Folgen verhangnisvoll: Fachkraftemangel, schlecht
bezahlte Minijobs, niedrige Renten, Altersarmut. Deshalb
muss eine gerechtere Arbeitsteilung zwischen Mannern
und Frauen ermoglicht werden.”

Thematisiert wurde zudem die Rolle der Gleichstellungs-
beauftragten mit Blick auf die Fliichtlingsarbeit als neue
groBe Herausforderung vor Ort. Schwesig betonte die
Bedeutung einer angemessenen Unterbringung ebenso
wie den notwendigen Zugang zu speziellen Beratungs-
angeboten. Hier kdnne sich Gleichstellungsar

Gleichstellungsbeauftragten ber ihre Arbeit. ,Doch
die Eingruppierung und damit die Bezahlung sind ver-
gleichsweise schlecht. Meist haben sie kein Personal und
ein nur geringes Budget. Aber: mit ihrer Arbeit fordern
sie eine gleichberechtigte Gesellschaft. Dadurch erhéht
sich auch der wirtschaftliche Erfolg fiir Alle!”, stellten
sie fest. Dazu Manuela Schwesig: ,Ich drgere mich oft,
dass die Arbeit die vor Ort die Frauen- und Gleichstel-
lungsbeauftragten machen, gar nicht so wertgeschatzt
wird, wie es eigentlich sein musste. Ob eine Frau gute
berufliche Chancen hat, ob die Vereinbarkeit von Beruf
und Familie fur Frauen und Manner gut geht, ob genug
Frauenhduser und Beratungsangebote da sind, das ent-
scheidet sich vor Ort. Und wenn wir nicht diese taffen
Frauen- und Gleichstellungsbeauftragten hatten, dann
hatten wir viel weniger und eigentlich brauchten wir
sogar noch mehr und das ist natiirlich meine Aufgabe
diese Arbeit zu untersttitzen.”

Quelle: Pressesprecher der Stadt Wiirselen
83. Aachener Zeitung

29.09.2015
http://www.aachener-zeitung.de/lokales/nordkreis,

bundeskongress-der-frauenbueros-frauen-zei-
gen-missstaende-auf-1.1191316

Bundeskongress der Frauenburos: Frauen zeigen Miss-
stande auf

Letzte Aktualisierung: 29. September 2015, 15:26 Uhr
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Ulrike Lange Wiemer (v.l.n.r.), StadteRegion Aachen, Roswitha Damen,
Stadt Aachen, Birgit Kuballa, Stadt Herzogenrath, Bettina Eil, Kreis
Euskirchen, Silke Tamm-Kanj, Stadt Wirselen, Mandy Geithner-Sim-

bine, Stadt Jilich.

Wirselen. Die 23. Bundeskonferenz kommunaler Frau-
enbilros und Gleichstellungsstellen in Rostock, an
der auch die Wiirselener Gleichstellungsbeauftragte
Silke Tam-Kanj teilnahm, ist erfolgreich zu Ende ge-
gangen. Themen waren: ,Fliichtlingsfrauen brauchen
besondere Unterstiitzung”, ,Freigewordene Bundes-
mittel fir Kitaausbau” und ,Bessere Rahmenbedin-
gungen fur Frauen- und Gleichstellungsbeauftragte”.

Diesen Forderungen schloss sich nach der Teilnahme
neben Silke Tamm-Kanj auch Birgit Kuballa von der Stadt
Herzogenrath an.

Frauen und Madchen, die in vielen Landern als Teil der
Kriegsflihrung vergewaltigt und auch auf der Flucht
haufig Opfer sexueller Gewalt worden waren, brauchen
in Deutschland besondere Hilfesysteme, um die erlebten
Traumata zu bewaltigen, war eine Erkenntnis der Tagung.

Sie brauchen Schutz vor Gewalt und vor sexuel-
len Ubergriffen in Gemeinschaftsunterkiinften und
sie brauchen Bildungsangebote, die unter ande-
rem berlcksichtigen, dass viele von ihnen nicht le-
sen und schreiben kdnnen. Und sie brauchen nied-
rigschwellige Angebote zur Gesundheitsversorgung.

Dazu sagte Bundesministerin Manuela Schwesig vor den
mehr als 350 Gleichstellungsbeauftragten: ,Ich schatze
die Arbeit der kommunalen Gleichstellungsbeauftragten
sehr. Ohne Sie ware vieles nicht moglich. Ich begriie es
sehr, dass Sie sich vor Ort daflr stark machen, dass auf die
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Bedrfnisse dieser Frauen so gut es geht Riicksicht genom-
men wird. Dazu gehdrt eine angemessene Unterbringung
ebenso wie der Zugang zu speziellen Beratungsangeboten.”

Silke Tamm-Kanj forderte daher qualifiziertes Personal
und Bundesmittel speziell fir die Unterstitzung von
gefliichteten Frauen und Madchen.

Die freiwerdenden Mittel aus dem Betreuungsgeld miissen
in den Ausbau der Kindertagesstatten flieBen, war eine
weitere Forderung. ,Fehlende Kinderbetreuung fiihrt
dazu, dass vor allem Mutter beruflich zuriickstecken. Die
Folgen sind Fachkraftemangel, schlecht bezahlte Minijobs,
niedrige Renten, Altersarmut. Das kann nur durch mehr
Kitaplatze und eine gerechtere Arbeitsteilung zwischen
Manner und Frauen verhindert werden”, so Birgit Kuballa.

Auch hier gab es Unterstlitzung von Manuela Schwesig:
,Es gibt mittlerweile viele Manner, die als Vater sagen:
Auch ich will Zeit mit meiner Familie verbringen. Wenn
die Zeit fir Familienaufgaben fairer verteilt ist, dann wird
auch endlich die Arbeitszeit fairer verteilt. Dann kommen
die Frauen aus der Mini-Teilzeitfalle und haben beruf-
liche Perspektiven und bessere Einkommenschancen.”

Nur wenige Arbeitgeber hatten bisher auf die Forde-
rung von Vatern nach einer besseren Vereinbarkeit
von Familie und Beruf reagiert. Es bedarf daher neu-
er geschlechtergerechte Arbeitszeitmodelle, wie zum
Beispiel das der Familienzeit (30 Stunden pro Woche),
die Bundesministerin Schwesig vorgeschlagen hat.

Die Gleichberechtigung bliebe immer noch auf der Strecke:
Frauen fehlten in Fihrungsetagen, im Stadtrat und auf
Burgermeistersesseln. Mutter hatten schlechtere Chancen
auf dem Arbeitsmarkt als Vater. 39 Prozent der Allein-
erziehenden und ihre Kinder seien von Armut bedroht.

AuBerdem stellte Schwesig fest: ,Ich drgere mich oft, dass
die Arbeit, die die Frauen- und Gleichstellungsbeauftragten
machen, gar nicht so wertgeschatzt wird, wie es eigent-
lich sein musste.” Laut Kongress manifestiere sich dies
auch im Budget und zur Verfligung stehendem Personal.
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85. mvforyou

07.09.2015

Hesse: Vereinbarkeit von Arbeit und Privatleben setzt
Gleichstellung voraus

Gleichstellungsministerin Birgit Hesse hat am Montag
auf der Bundeskonferenz der kommunalen Gleichstel-
lungsbeauftragten in Rostock auf die Notwendigkeit der
Gleichstellung von Mannern und Frauen hingewiesen.
.Wer eine moderne Gesellschaft und eine moderne Gesell-
schaftspolitik will, der kommt um das Thema Gleichstellung
nicht herum und der kommt um die Gleichstellungsbe-
auftragten nicht herum”, sagte Hesse vor rund 370 aus
ganz Deutschland angereisten kommunalen Frauen- und
Gleichstellungsbeauftragten. Gleichzeitig machte die
Ministerin deutlich, dass sowohl Gleichstellung als auch
die bessere Vereinbarkeit von Erwerbs- und Privatleben
Schwerpunkte der Landesregierung sind. Das zeige sich
auch in der aktuellen Forderperiode des Europdischen
Sozialfonds (ESF). ,Wir fordern aus ESF-Mitteln verstarkt
Projekte, die sich mit diesem Thema auseinandersetzen,
es vorantreiben, es in die Offentlichkeit tragen. Bis 2020
stehen dafiir 13 Millionen Euro zur Verfigung”, so Hesse.

Quelle: Pressemitteilung Nr. 087-07.09.2015-SM-Mi-
nisterium fiir Arbeit, Gleichstellung und Soziales

Weitere Pressemitteilungen

https://www.langen.de/de/frauen.html

und Veroffentlichungen der PM auf Stadtischen Seiten
in Speyer, Marburg, Stade und Essen


https://www.langen.de/de/frauen.html

	1. Warnow Kurier 
	2. Radio Lohro 
	3. Ostseezeitung 
	4. Norddeutsche Neuste Nachrichten
	5. RBB Radio Zeitpunkte 
	6. dpa
	7. Zwei Wochen Dienst
	8. Land MV Service
	9. Europa MV 
	10. Twitter Schwesig 
	11. Landeszentrum MV 
	12. Frauenseiten Bremen 
	13. europa-mv.de 
	14. Heise Newsticker 
	15. 180 grad-fm 
	16. ZWD Info 
	17. Regierung-mv.de 
	18. dpa 
	19. article-wn.com 
	20. Landespresseportal 
	21. BMFSFJ 
	22. Rügenbote 
	23. SVZ 
	24. Focus 
	25. Abendblatt 
	26. Deutschlandradio Kultur 
	27. fm.com Nachrichten 
	28. NDR Aktuell, 
	29. NDR online 
	30. Antenne MV Radio  
	31. HRO News 
	32. Schweriner Volkszeitung
	33. MV Zeitnah
	34. Norddeutsche Neuste Nachrichten 
	35. Ostseezeitung 
	36. Focus 
	37. Neues Deutschland
	38. Junge Welt 
	39. Vernetzungsstelle 
	40. LAG Niedersachsen 
	41. t-online 
	42. Ostsee Zeitung 
	42. Ostsee Zeitung 
	43. Die Welt 
	45. Twitter BMFSFJ 
	45. berlin.de Treptow
	46. Kleve. de 
	47. Emsvechtawelle 
	48. Roedinghausen.de 
	49. Wuppertaler Rundschau 
	50. Vechte News 
	51. Henstedt-Ulzburg.de 
	52. Kiezleben Charlottenburg 
	53. Tagesschau 
	54. Weserkurier 
	55. Wiehl.de 
	56. Herzogenrath.de 
	57. viernheim24.de 
	58. rlp.de 
	59. Frauenpolitischer Dienst
	61. borken.de
	62. steinfurt.de 
	62. Hessischer Rundfunk 
	63. NWZ 
	64. Lokalkompass Schwerte 
	65. Wuerselen.de 
	66. Wallenhorst.de 
	67. Gescher Magazin 
	68. Reken-erleben.de 
	69. Diekholzen.de 
	70. MV-Landesdienst 
	71. Landkreis Hildesheim 
	72. Kaufbeuren 
	73. Dietzenbach.de 
	74. Lingen.de 
	75. Kaiserslautern 
	76. Landkreis Verden 
	77. Alfelder Zeitung 
	78. Win- Witten 
	79. Wochenblatt Regensburg 
	80. Zwei Wochen Dienst 
	
81. Rhede News 
	82. Emsland News 
	83. Aachener Zeitung 
	85. mvforyou
	Weitere Pressemitteilungen

